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Einleitung. 

Der  preussische  Bauernstand  kann  in  diesen  Tagen 
die  hundertste  Wiederkehr  des  Tages  seiner  Befreiung 
von  der  gutsherrlichen  Erbuntertänigkeit  feiern.  Seit  dem 
Martinitag  1810  gibt  es  in  Preussen  nur  noch  freie  Bauern. 

Am  9.  Oktober  1807  erschien  nämlich  als  erstes 
Werk  der  Stein-Hardenbergischen  Reformgesetzgebung, 
das  die  Wiedergeburt  Preussens  einleitet,  jenes  berühmte 
Edikt  betreffend  den  erleichterten  Besitz  und  freien  Gebrauch 
des  Grundeigentums,  sowie  die  persönlichen  Verhältnisse 
der  Landbewohner.  Hierdurch  wurde  die  Erbuntertänigkeit 
bei  den  Bauern  mit  besserem  Besitzrecht  sofort,  bei  denen 
mit  schlechterem,  unerblichem  mit  dem  Martinitag  1810 
aufgehoben.  Der  Grundgedanke  dieses  Gesetzes  war,  durch 
Schaffung  freier  Bürger  und  durch  ihre  Beteiligung  an 
dem  Besitz  von  Grund  und  Boden  eine  möglichst  grosse 
Anzahl  Menschen  für  den  Bestand  des  Staates  zu  inter¬ 
essieren,  und  hierdurch  eine  Befreiung  von  dem  drückenden 
Joche  des  Fremdherrschers  anzubahnen.  Indes  haben 
politische  Kurzsichtigkeit  und  menschliche  Selbstsucht  in 
der  Folgezeit  es  vermocht,  die  Ausführung  der  genialen 
Gedanken  Steins  in  wichtigen  Punkten  zu  hintertreiben. 
Für  diese  Sünden  ihrer  Vorfahren  müssen  jetzt  die  Enkel 
büssen. 

Die  Landarbeiterfrage,  zu  deren  Entstehung  jene 
Fälschung  und  Verkehrung  des  Steinschen  Reformplanes 
nicht  wenig  beigetragen  hat  und  die  sich  mit  allen  ihren 
Schwierigkeiten  besonders  stark  im  deutschen  Osten  fühlbar 
macht,  bildet  heute  die  grosse  Frage  nicht  nur  der 
Landwirtschaft,  sondern  in  ihrer  End  Wirkung  auch  des 
ganzen  Volkes  und  Staates.  Es  handelt  sich  bei 


2 


dieser  Frage  nämlich  nicht  allein  um  die  materielle  und 
sittliche  Hebung  der  Landarbeiterklasse  oder  um  die  Er¬ 
haltung  ständiger  Arbeitskräfte  für  die  Grossgrundbesitzer, 
in  den  letzten  Konsequenzen  handelt  es  sich  vielmehr 
um  nationale  Fragen  von  grösster  Wichtigkeit:  es  geht 
um  die  Sicherung  der  nationalen  Lebensmittelproduktion, 
um  die  Wahrung  unserer  militärischen  Stärke,  um  die 
feste  Fundamentierung  der  sozialen  Grundlage  unseres 
ganzen  Staatswesens.  Von  der  glücklichen  Lösung  dieser 
Frage  hängt  es  also,  zu  einem  nicht  geringen  Teile  ab, 
ob  Preussen-Deutschland  seine  Weltmachtstellung  für  die 
Zukunft  wird  behaupten  können. 

Die  nationalökonomische  Wissenschaft  hat  sich  erst 
in  den  letzten  dreissig  Jahren  genauer  mit  der  Landarbeiter¬ 
frage  befasst  und  uns  in  eingehenden  Studien  die  materielle 
und  sittliche  Lage  dieser  Arbeiterklasse,  ihre  Einkommens¬ 
und  Lebensbedingungen,  ihrWohnungs-  und  Bildungswesen 
geschildert.  Sie  hat  uns  gezeigt,  wie  der  Landarbeiter, 
aufgewachsen  in  der  Enge  und  Gebundenheit  ländlicher 
Verhältnisse,  isoliert  von  grösseren  Massen  seinesgleichen 
lebend,  unter  den  Nachwirkungen  des  Druckes  jahrhunderte¬ 
langer  Hörigkeit  stehend,  vielfach  ohne  alle  Aussicht,  in 
die  Klasse  der  kleinen  Grundeigentümer  emporzusteigen, 
der  geistigen  Spannkraft  entbehrt,  selbst  an  der  sozialen 
Hebung  seines  Standes  mitzuarbeiten.  Die  Kraftvolleren 
unter  ihnen  suchten,  verlockt  durch  die  Annehmlichkeiten 
des  Stadtlebens  und  durch  die  Aussichten  auf  grösseren 
Verdienst,  teils  durch  Auswanderung  über  See  in  die 
Kolonisationsgebiete  der  neuen  Welt,  teils  durch  Abwande¬ 
rung  nach  dem  industriellen  Westen  ihre  persönliche  Lage 
zu  bessern.  Den  eigentlich  tiefsten  Grund  für  diese  Er¬ 
scheinung  gibt  Sering1)  an.  Er  sieht  ihn  in  dem  Zug 
nach  erhöhter  Unabhängigkeit  und  Selbständig¬ 
keit,  der  heute  durch  die  Massen  geht,  in  dem 
Drang  nach  höherer  sozialer  Stellung  und 
Achtung  der  Persönlichkeit. 

So  entstand  die  Landarbeiterfrage,  die  noch  verschärft 
wurde  durch  die  intensivere,  immer  mehr  Arbeitskräfte 
verlangende  Bewirtschaftung  von  Grund  und  Boden  und 
durch  die  ohnehin  dünnere  Besiedelung  der  ländlichen 
Bezirke  des  deutschen  Ostens.  Dort  ist  die  alte,  stark 
naturalwirtschaftliche  Arbeitsverfassung  in  voller  Auf- 


i)  Sering,  Die  innere  Kolonisation  im  östlichen  Deutschland. 
Band  56  der  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.  Leipzig  1893. 
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lösung  begriffen,  und  an  die  Stelle  der  kontraktlich  auf 
ein  Jahr  verpflichteten  Gutstagelöhner  sind  in  weitem 
Umfange  meist  ausländische,  auf  Geldlohn  gestellte  Wander¬ 
arbeiter  getreten :  ein  wie  vom  landwirtschaftlich-technischen, 
so  vom  sittlichen  und  politischen  Standpunkte  aus  be¬ 
trachtet  gleich  unerwünschter  Ersatz.  Und  unter  dieser 
Kalamität  hat  gleichfalls,  wenn  auch  nicht  in  so  starkem 
Masse,  der  kleine  und  mittlere,  vor  allem  aber  der  gross¬ 
bäuerliche  Besitz  zu  leiden. 

Indem  nun  die  Wissenschaft  diese  Ursachen  des  Uebels 
aufdeckte,  gab  sie  gleichzeitig  die  Mittel  an  zu  seiner 
Heilung.  Mancherlei  Vorschläge,  gute  und  schlechte, 
wurden  von  ihr  wie  auch  von  den  zunächst  beteiligten 
Praktikern  zutage  gefördert.  Auf  den  aussichtsreichsten, 
wenn  auch  schwersten  und  langwierigsten  Weg  weist 
Sering1)  mit  folgenden  Worten  hin:  „Wer  immer  die 
geschichtliche  Entwickelung  und  die  gegenwärtige  Sach¬ 
lage  in  ihren  inneren  Zusammenhängen  übersieht,  kann 
nicht  zweifeln,  dass  die  einzige  durchgreifende  Hebung 
der  vorliegenden  Schwierigkeiten  in  einer  Ausfüllung 
derjenigen  Lücken  zu  finden  ist,  welche  die  ältere  Agrar¬ 
gesetzgebung  gelassen  hat;  es  handelt  sich  darum,  den 
fehlenden  Uebergang  vom  besitzlosen  Arbeiter 
zum  spannfähigen  Bauer  durch  Vermehrungdes 
Kleingrundbesitzes  herzustellen  .  .  .  .  Worauf 
es  ankommt,  ist,  eine  solche  Stufenleiter  von  kleinen  und 
mittleren  Besitzungen  zu  schaffen,  dass  den  energischen 
Elementen  ein  Weg  zu  den  oberen  Schichten  der  ländlichen 
Bevölkerung  eröffnet  wird.  Es  wird  sich  darum  handeln, 
teils  die  vorhandenen  Landgemeinden  in  dieser  Weise 
auszubauen,  teils  ganz  neue  Gemeinden  zu  gründen, 
welche  kleinere  und  grössere  Besitzungen  vereinigen. 
Auf  diese  Weise  und  nicht  anders  wird  das  vorliegende 
Problem  nach  allen  Seiten,  nach  der  Richtung  der  Bevölke- 
rungs-,  der  Sozial-  und  Wirtschaftspolitik  eine  befriedigende 
Lösung  finden,  werden  zugleich  die  Interessen  des  Staates, 
der  Arbeiter  und  der  grossen  Güter  durchgreifend  gewahrt 
werden  können.“ 

Diesen  Weg  geht  die  preussische  Regierung  seit  nun¬ 
mehr  etwa  20  Jahren.  Die  Fortschritte,  die  sie  in  dieser 
Zeit  trotz  der  schwierigen  politischen  Verhältnisse  in  den 
östlichen  Landesteilen  gemacht  hat,  sind  unverkennbar. 
Aber  ebenso  unverkennbar  ist  die  Tatsache,  dass  es  hier 


0  Sering,  Arbeiterfrage  und  Kolonisation  in  den  östlichen  Provinzen 
Preussens.  Berlin  1892.  S.  11  ff. 
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allein  mit  der  Staatshilfe  nicht  getan  ist.  Diese  muss 
ihre  Ergänzung  finden  in  der  Selbsthilfe.  Wie  daher  der 
Staat  mit  der  inneren  Kolonisation  auf  das  glücklichste 
die  organische  Weiterentwicklung  der  Agrargesetzgebung 
da  wieder  aufnimmt,  wo  Stein  hatte  stehen  bleiben  müssen, 
so  muss  er  ihr  weiterhin  durch  die  Schaffung  eines  allen 
ländlichen  Klassen  gleicherweise  gerechtwerdenden  Rechts¬ 
bodens  eine  gesunde,  den  neuen  Ideen,  die  eine  neue  Zeit 
in  die  Massen  geworfen  hat,  besser  entsprechende  gesetz¬ 
liche  Grundlage  geben.  Einer  dieser  neuen,  um  Aner¬ 
kennung  ringenden  Gedanken  findet  seine  Erfüllung  in 
der  Gewährung  voller  Gleichberechtigung  für  beide,  einen 
Arbeitsvertrag  abschliessenden  Parteien  in  allen  auf  ihn 
bezüglichen  Bedingungen:  vorerst  also  in  Bezug  auf  die 
rechtliche  Möglichkeit,  dauernde  oder  vorübergehende 
Vereinigungen  zu  bilden  zum  Zweck  gemeinsamer  Rege¬ 
lung  der  Arbeitsbedingungen. 

Erst  in  neuerer  Zeit  haben  Wissenschaft  und  Praxis 
in  Deutschland,  angeregt  durch  die  Erfolge  der  gewerk¬ 
schaftlichen  Organisationen  bei  den  industriellen  Arbeitern 
und  durch  das  Schauspiel  grosser  Erntestreiks  in  ausser- 
deutschen  Ländern,  der  Frage  des  Koalitionsrechtes  der 
ländlichen  Arbeiter  ihr  Augenmerk  zugewandt  Und  auch 
in  dieser  Frage  ist  es  zu  dem  oft  beobachteten,  fast  sprich¬ 
wörtlichen  Gegensatz  zwischen  Theorie  und  Praxis  ge¬ 
kommen.  Während  die  meisten  Männer  der  Praxis,  und 
zwar  erklärlicherweise  hauptsächlich  die  Grossgrundbesitzer 
und  ihre  Interessenvertreter  in  den  Parlamenten  sich  mit 
Hand  und  Fuss  gegen  die  Gewährung  des  Koalitionsrechtes 
an  die  ländlichen  Arbeiter  sträuben  und  unter  dem  Feld¬ 
geschrei:  „Schutz  der  nationalen  Ernte“  das  Gespenst 
eines  allgemeinen  Agrarstreiks  an  die  Wand  malen, 
sprechen  sich  die  Theoretiker  mit  wenigen  Ausnahmen 
dafür  aus,  wenn  auch  die  vorsichtigeren  von  ihnen  unter 
gewissen  Kautelen,  die  einen  Erntestreik  verhüten  sollen. 
Sie  sehen  in  der  Gewährung  der  Koalitionsfreiheit  ein 
zwar  allein  nicht  durchschlagendes,  immerhin  aber  unent¬ 
behrliches  Mittel  zu  einer  befriedigenden  Lösung  der 
ländlichen  Arbeiterfrage.  Denn  hierauf  kommt  es  in  letzter 
Linie  an,  mögen  auch  ethische  und  humanitäre  Grund¬ 
sätze  für  sich  allein  schon  manchem  Sozialpolitiker  diese 
Forderung  hinreichend  zu  begründen  scheinen.  Man  wird 
deshalb  auch  an  dieses  Mittel  zur  Lösung  der  Landarbeiter¬ 
frage  zwei  Bedingungen  zu  stellen  haben,  die  es  erfüllen 
muss,  um  es  als  geeignet  hierzu  ansprechen  zu  können: 
es  muss  erstens  der  landwirtschaftlichen  Produktion  nicht 
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nur  das  Fortbestehen  sichern,  sondern  auch  den  Fortschritt 
ermöglichen.  Und  zweitens  muss  es  der  ländlichen  Arbeiter¬ 
schaft  nicht  nur  ein  gutes  materielles  Auskommen  gewähr¬ 
leisten,  sondern  sie  auch  mit  innerer  Zufriedenheit  erfüllen 
und  insbesondere  dem  durch  das  Eindringen  moderner 
Ideen  auch  in  diese  Schichten  der  unteren  Klassen  ge¬ 
steigerten  Selbstbewusstsein  durch  eine  befriedigende 
Ordnung  ihres  persönlichen  Verhältnisses  zum  Arbeit¬ 
geber  Rechnung  tragen 

Nach  diesen  beiden  von  Kärger1)  aufgestellten  Gesichts¬ 
punkten  soll  im  folgenden  versucht  werden,  die  Frage 
des  Koalitionsrechtes  und  der  Organisation  der  landwirt¬ 
schaftlichen  Arbeiter  zu  behandeln,  und  zwar  wird  in 
einem  ersten  Teile  der  derzeitige  Stand  der  Gesetzgebung 
auf  diesem  Gebiete  nebst  einem  kurzen  geschichtlichen 
Rückblick  sowie  der  heutige  Umfang  der  Landarbeiter¬ 
organisation  und  ihre  Wirkung  auf  das  Verhältnis  zwischen 
Arbeiter  und  Arbeitgeber  in  den  wichtigsten  hier  in  Betracht 
kommenden  Ländern  dargestellt  werden,  während  im 
zweiten  Teile  die  Frage  ihre  Würdigung  vom  sittlichen, 
politischen  und  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus 
erfahren  soll. 

Bevor  wir  jedoch  hieran  gehen,  wird  es  gut  sein,  sich 
zuerst  über  den  Begriff  „landwirtschaftliche  Arbeiter“  und 
über  die  einzelnen  Kategorien,  in  die  sie  zu  ordnen  sind, 
klar  zu  werden.  Unter  „landwirtschaftlichen  Arbeitern“ 
versteht  man  ganz  allgemein  alle  in  einem  landwirtschaft¬ 
lichen  Betriebe  mit  Ausnahme  der  landwirtschaftlichen 
Industrieunternehmungen  gegen  Entgelt  tätige,  wirtschaft¬ 
lich  ganz  oder  zum  Teil  unselbständige  Personen  Wenn 
wir  die  landwirtschaftlichen  Beamten,  die  streng  genommen 
auch  unter  diese  Definition  fallen,  ausschalten,  bleiben 
drei  grosse  Hauptgruppen  übrig,  in  welche  die  landwirt¬ 
schaftlichen  Arbeiter  einzuteilen  sind:  1.  das  Gesinde, 
2.  die  Tagelöhner,  3.  die  Wanderarbeiter. 

Das  Gesinde,  wie  Pferdeknechte,  Viehwärter  oder 
Schweizer,  Schäfer  und  Mägde,  wird  meistens  für  einen 
längeren,  ununterbrochenen  Zeiträume  gedungen  und 
gehört  auch  heute  noch  in  seiner  überwiegenden  Mehrheit 
zum  Hausstande  des  Arbeitgebers  Die  besondere  Art 
seines  Dienstes  bringt  es  mit  sich,  dass  es  nicht  auf 
bestimmte  Arbeitsstunden  verpflichtet  wird,  sondern  jeder¬ 
zeit  des  Tages  dem  Arbeitgeber  zur  Verfügung  stehen 


!)  Kärger,  Die  Arbeiterpacht.  Ein  Mittel  zur  Lösung  der  länd¬ 
lichen  Arbeiterfrage.  Berlin  1893.  8.  39  ff. 
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muss.  Es  sind  für  gewöhnlich  ledige,  meist  j  üngere  Personen, 
die  sich  zum  Gesindedienste  vermieten.  Sie  rekrutieren 
sich  in  Norddeutschland,  und  zwar  besonders  in  den  öst¬ 
lichen  Provinzen  Preussens,  wo  der  Grossgrundbesitz  über¬ 
wiegt,  aus  den  Kindern  der  Tagelöhner.  Im  Süden  und 
Westen  Deutschlands  sind  es  ausserdem  vielfach  die  Söhne 
und  Töchter  der  Bauern  selbst,  die  später  zum  Teil 
wenigstens  in  die  Reihen  der  ländlichen  Arbeitgeber  ein- 
treten1),  während  die  ersteren  wie  ihre  Eltern  in  die  Klasse 
der  ländlichen  Tagelöhner  einrücken,  falls  sie  es  nicht 
vorziehen,  sich  einen  Dienst  in  der  Stadt  zu  suchen. 
Uebrigens  ist  ihre  Zahl  nicht  nur  im  Herrschaftsgebiete 
des  Grossgrundbesitzes,  sondern  auch  in  den  bäuerlichen 
Gegenden,  in  starker,  und  man  kann  wohl  hinzufügen, 
für  beide  Teile,  Landwirte  und  Dienstboten,  bedauerlicher 
Abnahme  begriffen.2) 

Bei  der  zweiten  Gruppe  landwirtschaftlicher  Arbeiter, 
den  Tagei  öhnern,  unterscheidet  man  zwei  Untergruppen: 
freie  und  kontraktlich  gebundene  Arbeiter. 

Die  freien,  durch  keinen  Vertrag  gebundenen,  in 
Deutschland  ziemlich  gleichmässig  vorkommenden  Arbeiter 
werden  tageweise  beschäftigt  und  in  barem  Gelde,  seltener 
in  Naturalien  entlohnt.  Das  Arbeitsverhältnis  kann  von 
beiden  Seiten  jederzeit  gelöst  werden.  Jenachdem  sie  bloss 
zur  Miete  wohnen  oder  aber  Besitzer  eines  eigenen  Häus¬ 
chens  und  Grundstückes  sind,  nennt  man  sie  Einlieger, 
Los-,  Freileute,  Freiwohner,  Insten  oder  Kossäten,  Katen¬ 
leute,  Eigenkätner,  Häusler,  Büdner,  grundbesitzende 
Tagelöhner.  Die  Einlieger,  das  eigentliche  Proletariat  auf 
dem  Lande“,3)  sind  zur  Beschaffung  ihres  Lebensunter¬ 
haltes  allein  auf  den  Ertrag  ihrer  Lohnarbeit  angewiesen 
und  geraten  infolgedessen  zur  Winterzeit,  wenn  es  daran 
mangelt,  vielfach  in  Not  und  Elend.  Ungleich  günstiger 
stellt  sich  die  wirtschaftliche  Lage  der  freien,  grund¬ 
besitzenden  Arbeiter  dar,  deren  Verbreitungsgebiet  haupt¬ 
sächlich  das  mittlere  und  südwestliche  Deutschland  mit 
seinen  dicht  beieinanderliegenden,  stärker  bevölkerten 
Dörfern  und  dem  relativen  Mangel  an  Grossgrundbesitz 
ist.  Der  Ertrag  ihrer  eigenen  kleinen  Wirtschaft,  die 


h  Georg  Ernst,  Die  ländlichen  Arbeitsverhältnisse  im  rechts¬ 
rheinischen  Bayern.  Regensburg.  1907.  S.  20. 

2)  Ernst,  a.  a.  O.  S.  27;  ferner  Felix  Gerhardt,  Die  Landarbeiter 
in  der  Provinz  Ostpreussen.  Phil.  Diss.  Heidelberg,  02.  S.  17. 

3)  von  der  Goltz  in  Schoenbergs  Handbuch  der  politischen 
Oekonomie  II.  Band,  II.  Auflage,  S.  44  ff. 
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von  Frau  und  Kindern  besorgt  werden  kann,  stellt  einen 
nicht  unbedeutenden  Zuschuss  zu  dem  Verdienst  des  tage¬ 
löhnernden  Mannes,  da  er  den  Nahrungsbedarf  der  Familie 
zum  grössten  Teile  deckt.  Ja  von  der  Goltz1)  glaubt,  sie 
auf  Grund  vielseitiger  Erfahrung  geradezu  als  die  „fleissigste, 
sparsamste,  intelligenteste  und  wirtschaftlich  am  besten 
situierte  Gruppe  der  ländlichen  Arbeiter“  ansprechen  zu 
können. 

Die  kontraktlich  gebundenen,  und  zwar  meist 
auf  eine  längere  Zeit  mit  halbjähriger  beiderseitiger  Kün¬ 
digungsfrist  verpflichteten  Arbeiter  herrschen  in  den  Gegen¬ 
den  desGrossgrundbesitzes,  also  besonders  in  den  ostelbischen 
Provinzen  Preussens  und  in  den  beiden  Mecklenburg  vor 
und  führen  je  nach  den  verschiedenen  Gegenden  verschiedene 
Namen.  Sie  heissen:  Gutstagelöhner,  herrschaftliche  Tage¬ 
löhner,  Hoftagelöhner,  Dienstleute,  Instleute,  Insten,  Gärtner, 
Deputatisten.  Hierhin  zu  rechnen  sind  auch  noch  die  west¬ 
fälischen  Heuerlinge,  die  gegen  einen  niedrigeren  als  sonst 
gebräuchlichen  Pachtzins  von  ihrem  Gutsherrn  ein  kleines 
bäuerliches  Anwesen  erhalten  und  dafür  die  Verpflichtung 
übernehmen,  an  bestimmten  Tagen  gegen  einen  geringeren 
als  den  ortsüblichen  Tagelohn  auf  dem  Hofe  zu  arbeiten 
Die  anderen,  vorhin  erwähnten  iVrbeiter  haben  täglich  auf 
herrschaftliche  Arbeit  zu  kommen  und  ausserdem  die  aller¬ 
dings  immer  mehr  verschwindende  Verpflichtung,  noch 
einen  von  ihnen  gedungenen  Scharwerker  oder  Hofgänger 
mitzubringen.  Im  Sommer  muss  auch  die  Frau  zur  Arbeit 
erscheinen.  Sie  erhalten  einen  gewissen,  nicht  allzuhohen, 
für  den  Tagelöhner,  den  Scharwerker  und  die  Frau  beson¬ 
ders  festgesetzten  Barlohn,  ausserdem  noch  das  den  Wert 
des  Gäldlohnes  gewöhnlich  weit  übersteigende  Deputat, 
wie  Wohnung,  Heizung,  Viehfutter,  Druschanteil,  Acker- 
und  Aartenland.  Wenn  ihre  wirtschaftliche  Lage  sich 
auch  durch  eine  gewisse  Sicherheit  auszeichnet,  so  erscheint 
sie  d:>ch  durch  die  grosse  Abhängigkeit  vom  Arbeitgeber 
und  durch  die  Aussichtslosigkeit,  sich  jemals  einige  Selbst¬ 
ständigkeit  erringen  zu  können,  minder  günstig  als  die 
der  dreien,  grundbesitzenden  Arbeiter,  immerhin  aber  bedeu¬ 
tend  besser  als  die  der  Einlieger. 

Die  Wanderarbeiter,  unsere  dritte  Hauptgruppe 
landwirtschaftlicher  Arbeiter,  stammen  zum  grössten  Teile 
ans  den  an  Preussen  angrenzenden  ländlichen  Bezirken 
P.usslands  und  Oesterreichs.  Dazu  bedient  sich  die  west- 


i)  a.  a.  O.  S.  44  ff. 
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deutsche  Landwirtschaft  neuerdings  mehrfach  auch  der 
aus  den  vlämischen  Gebieten  Belgiens  kommenden  Saison¬ 
arbeiter.  Im  allgemeinen  trifft  auf  sie,  wenigstens  soweit 
sie  aus  unseren  östlichen  Nachbarländern  stammen,  die 
von  Sering  gegebene  Charakteristik  zu.  Sie  „bilden  die 
unterste  Stufe  der  proletarisierten  Arbeiterschaft,  auch  wo 
sie  den  reichlichsten  Verdienst  finden ;  denn  hier  entstehen 
überhaupt  keine  menschlichen  und  dauernden  Beziehungen 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  von  einem  Gemeinde¬ 
leben,  welches  den  einzelnen  sittlich  fasst  und  hebt,  ist 
nicht  der  leiseste  Ansatz  vorhanden“.1) 


!)  Sering,  Arbeiterfrage  und  Kolonisation  in  den  östlichen  Pro¬ 
vinzen  Preussens,  S,  11. 
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I.  Die  Koalitionsgesetzgebung  und  die  Organisation 
der  Landarbeiter  in  den  verschiedenen  Staaten. 

1.  Das  Deutsche  Reich.1) 

Wohl  nur  auf  wenigen  Gebieten  des  staatlichen  und 
gesellschaftlichen  Lebens  sind  die  Spuren  der  früheren 
politischen  Zerrissenheit  unseres  Vaterlandes  auch  heute 
noch  so  deutlich  sichtbar  und  wirksam,  wie  auf  dem  Ge¬ 
biete  der  Gesetzgebung,  soweit  sie  die  Verhältnisse  unserer 
ersten  Gruppe  landwirtschaftlicher  Arbeiter,  des  Gesindes, 
betrifft.  Allein  in  Preussen2)  beschäftigen  sich  mit  dieser 
Materie  sechszehn  verschiedene,  heute  noch  geltende,  zum 
Teil  Ende  des  18  und  Anfang  des  19  Jahrhunderts  ent¬ 
standene  Gesinde-Ordnungen,  deren  höchst  einseitige 
(lediglich  auf  polizeilichem  Zwang  basierte)  Bestimmungen 
mit  der  modernen  Auffassung  von  persönlicher  Freiheit 
und  Gleichberechtigung  der  einen  Arbeitsvertrag  ab¬ 
schliessenden  Parteien  in  schroffem  Widerspruch  stehen. 
Die  G.  O.  für  Lauenburg  vom  22.  Dezember  1732,  §§  14,  15, 
sowie  die  G.  O.  für  Frankfurt  vom  5.  März  1822,  §  19,3 
stellen  eine  Aufwiegelung  des  Neben gesindes  oder  die 
Verabredung  der  Arbeitseinstellung  ausdrücklich  unter 
Strafe3);  ausserdem  gilt  für  das  preussische  Gesinde  im 
Bereiche  der  sogenannten  alten  Provinzen,  also  in  Ost- 
und  Westpreussen,  Brandenburg,  Pommern,  Posen,  Schlesien, 
Sachsen,  Westfalen  und  der  Rheinprovinz4),  noch  das  Gesetz 
vom  24.  April  1854,  das  in  seinem  §  3  die  Verabredung 


p  Bezüglich  der  Quellen  und  Litteratur  sei  hier  auf  die  eingangs 
gemachten  Angaben  verwiesen 

2)  Für  ganz  Deutschland  zählt  K äh ler  in  seiner  Arbeit:  Gesinde¬ 
wesen  und  Gesinderecht  in  Deutschland,  Jena  1896.  S.  107  ff.  59  ver¬ 
schiedene  G.  O.  auf.  Da  mir  die  Originaltexte  der  G  O.  nicht  zur  Ver¬ 
fügung  standen,  habe  ich  nur  die  einzelnen  auszüglichen  Bearbeitungen 
einsehen  können. 

3)  K ä h  1  er  a.  a.  O.  S.  167. 

4)  Die  Darstellung  von  Suchsland,  Das  Recht  des  Gesindes  in 
allen  Bundesstaaten  des  Deutschen  Reiches  (in  Schuhr’s  landwirtschaft¬ 
licher  Bibliothek,  Band  I,  S.  128  ff)  ist  in  diesem  Punkte  unrichtig  Das 
Gesetz  vom  24.  April  1854  wurde  ausdrücklich  für  den  ganzen  Umfang 
der  Monarchie  mit  Ausnahme  der  hohenzollernschen  Lande  erlassen: 
es  gilt  also  auch  in  Neuvorpommern  und  auf  Rügen  sowie  in  der  Rhein¬ 
provinz,  von  der  man  allerdings  bei  der  ersten  Lesung  des  Gesetzent¬ 
wurfes  in  der  ersten  Kammer  zweifelte,  ob  es  auch  dort  Anwendung 
finden  solle. 
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zur  Einstellung  und  Verhinderung  der  Aibeit  bei  einzelnen 
oder  mehreren  Arbeitgebern,  sowie  die  Aufforderung  zu 
einer  solchen  Verabredung  seitens  des  Gesindes  mit  Ge¬ 
fängnisstrafe  bis  zu  einem  Jahre  bedroht.  Der  gegen  den 
Kontraktbruch  gerichtete  §  1  dieses  Gesetzes  wurde  später 
auf  die  Provinz  Schleswig-Holstein  durch  Gesetz  vom 
6.  Februar  1878,  auf  die  Provinz  Hessen-Nassau  durch 
Gesetz  vom  27.  Juni  1886  ausgedehnt,  während  der  §  8 
auf  sie  keine  Anwendung  findet.  Bezüglich  der  Provinz 
Hannover  ist  die  Rechtslage  zweifelhaft.  Es  können  hier 
zwei  Möglichkeiten  in  Betracht  kommen.  Entweder  findet 
der  §  298  des  Polizeistrafgesetzes  für  das  Königreich 
Hannover  vom  25.  Mai  1847  Anwendung,  was  allerdings 
nur  bei  einer  gewaltsamen  Interpretation  des  Textes 
möglich  wäre,  da  er  sich  offenbar  in  erster  Linie  gegen 
die  Verleitung  zum  Kontraktbruch  wendet.  Er  lautet: 
„Wer  einen  in  fremdem  Dienste  stehenden  Dienstboten, 
Handwerksgesellen  oder  Gehilfen  zur  Aufgabe  des  Dienstes 
und  Annahme  eines  andern  verleitet  oder  zu  verleiten 
sucht,  verwirkt  Geldbusse  bis  zu  fünf  Talern.“  Die  Frage 
ist  nun,  ob  die  Tatbestandsmerkmale  des  Paragraphen 
schon  erfüllt  sind,  wenn  eine  blosse  Verleitung  zur  Auf¬ 
gabe  des  Dienstes  resp.  der  Versuch  dazu  vorliegt,  oder 
ob  gleichzeitig  die  Verleitung  zur  Annahme  eines  andern 
Dienstes  erforderlich  ist.  Nur  im  ersteren  Falle  könnte 
man,  zwar  nicht  von  einem  direkten  Verbot  der  Koalition, 
wohl  aber  von  ihrer  Erschwerung  reden.  Die  zweite,  wahr¬ 
scheinlichere  Möglichkeit  ist  aber  die,  dass  der  §  59  des¬ 
selben  Gesetzes,  der  ausdrücklich  die  Koalition  der 
„Arbeiter“  verbietet,  auch  für  die  Dienstboten  in  An¬ 
wendung  käme,  die  alsdann  jedoch  unter  den  Begriff 
„Arbeiter“  einzubeziehen  wären. 

Die  in  den  süddeutschen  Bundesstaaten  geltenden 
G.  O.  unterscheiden  sich  in  keiner  Hinsicht  zu  ihren 
Gunsten  von  den  preussischeu.  Doch  gibt  es  weder  in 
ihnen  noch  auch  in  anderen  gesetzlichen  Bestimmungen, 
soweit  bekannt,  ausdrückliche  Koalitionsverbote  für  das 
Gesinde;  jedenfalls  finden  etwa  bestehende  keine  An¬ 
wendung.  Von  den  übrigen  Staaten  verbieten  Sachsen  (§  45 
der  revidierten  G.  O.  vom  2.  Mai  1892),  Reuss  j.  L.  (G  O. 
vom  11.  November  1898,  §  44)  und  die  freie  Stadt 
Hamburg  in  der  für  die  Marschlande  erlassenen  G.  0. 
vom  25.  Februar  1887  (§  6)  eine  Koalition  des  Gesinde.1) 
Jedoch  —  und  das  möge  hier  ausdrücklich  hinzugefügt 


!)  Kähler,  a.  a.  O. 
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werden  —  ist  die  Rechtslage  auf  diesem  Gebiete  eine 
ausserordentlich  zweifelhafte  und  für  manche  Landesteile 
überhaupt  nicht  mit  Sicherheit  feststellbar. 

Auch  die  zweite  und  dritte  Hauptgruppe  der  land¬ 
wirtschaftlichen  Arbeiter,  die  kontraktlich  gebundenen 
Tagelöhner  und  Wanderarbeiter,  untersteht  in  Preussen 
in  Bezug  auf  ihre  Koalitionsfreiheit  bis  auf  den  heutigen 
Tag  einer  Ausnahmegesetzgebung. 

Bei  Erlass  des  Preussischen  Allgemeinen  Landrechts 
im  Jahre  1794,  mit  dem  die  neuere  Gesetzgebung  über 
das  Koalitionsrecht  anhebt,  konnte  von  ihnen  nicht  die 
Rede  sein,  da  sie  zu  dieser  Zeit  grösstenteils  persönlich 
unfrei  waren.  Als  dann  aber  die  Gewerbe- Ordnung  vom 
17.  Januar  1845  in  den  §§  182 — 184  für  die  industriellen 
Arbeiter  das  Koalitionsverbot  ausdrücklich  festsetzte,1)  kam 


b  Hierüber  herrschen  in  der  Literatur  vielfach  Missverständnisse, 
die  aus  einer  zu  engen  und  unklaren  Definierung  des  Begriffs  „Koalition“ 
hervorzugehen  scheinen.  So  hebt  zum  Beispiel  Lamp  in  dem  Artikel 
„Koalitionen“  des  OesterreiChischen  Staatswörterbuches  (herausgegeben 
von  Mischler  und  Ulbrich,  Wien  1905,  I  Band,  II  Auflage.  S  189)  aus¬ 
drücklich  hervor,  die  Koalitionsverbote  für  die  Arbeiter  seien  in  Preussen 
durch  die  Gewerbeordnung  von  1845  aufgehoben  worden.  Auch  Biermers 
Formulierung  in  dem  Artikel  Koalition  und  Koalitionsverbote  des  Wörter¬ 
buches  der  Volkswirtschaft  (von  Elster,  Jena  1907,  II.  Auflage,  II.  Band, 
S.  179)  ist  missverständlich.  Es  heisst  dort:  „  ...  auch  in  der 

Gew.-O.  von  1845  waren  die  K  (oalitionen)  der  Arbeiter  von  der  polizei¬ 
lichen  Genehmigung  abhängig  *  Der  §  183  dieser  Gew.-O.  bestimmt 
nun  allerdings:  „Die  Bildung  von  Verbindungen  unter  Fabrikarbeitern, 
Gesellen,  Gehilfen  oder  Lehrlingen  ohne  polizeiliche  Erlaubnis  ist,  sofern 
nach  den  Kriminalgesetzen  keine  härtere  Strafe  eintritt,  an  den  Stiftern 
und  Vorstehern  mit  Geldstrafe  bis  zu  50  Thalern  oder  Gefängnis  bis  zu 
4  Wochen,  an  den  übrigen  Teilnehmern  mit  Geldstrafe  bis  zu  20  Thalern 
oder  Gefängnis  bis  zu  14  Tagen  zu  ahnden.“  Hiermit  ist  aber  der  vorher¬ 
gehende  §  182  in  Verbindung  zu  setzen,  der  folgendermassen  lautet : 
„Gehilfen,  Gesellen  oder  Fabrikarbeiter,  welche  entweder  die  Gewerbe¬ 
treibenden  selbst  oder  die  Obrigkeit  zu  gewissen  Handlungen  oder  Zu¬ 
geständnissen  dadurch  zu  bestimmen  suchen,  dass  sie  die  Einstellung 
der  Arbeit  oder  die  Verhinderung  derselben  bei  einzelnen  oder  mehreren 
Gewerbetreibenden  verabreden,  oder  zu  einer  solchen  Verabredung 
andere  auffordern,  sollen  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahr  bestraft  werden. 
Diese  Bestimmung  ist  auch  anzuwenden  auf  Arbeiter,  welche  auf  Berg- 
und  Hüttenwerken,  Landstrassen,  Eisenbahnen,  Festungsbauten  und  anderen 
öffentlichen  Anlagen  beschäftigt  sind.“  Uebrigens  trifft  der  vorhergehende 
§  181  analoge  Bestimmungen  für  die  Arbeitgeber.  Dann  kommt  für  die 
Arbeiter  auch  noch  in  Betracht  der  §  184:  „Gesellen.  Gehilfen  und 
Fabrikarbeiter,  welche  ohne  gesetzliche  Gründe  eigenmächtig  die  Arbeit 
verlassen  oder  ihren  Verrichtungen  sich  entziehen,  oder  sich  groben 
Ungehorsams  und  beharrlicher  Widerspenstigkeit  schuldig  machen,  sind 
mit  Geldbusse  bis  zu  20  Thalern  oder  Gefängnis  bis  zu  14  Tagen  zu 
bestrafen.“  Es  kommt  nun  hier  darauf  an,  wie  man  den  Begriff  „Koalition“ 
definieren  will.  Wenn  man  darunter  mit  Biermer  .die  Vereinigung  von 
Arbeitgebern  oder  Arbeitnehmern  zum  Zwecke  der  günstigeren  Gestaltung 
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es  bald  auch  zu  einer  Regelungdieser  Frage  für  die  landwirt¬ 
schaftlichen  Arbeiter.  Zwar  wurden  vorher  noch  am  3 1 .  J anuar 
1850  in  der  Verfassungsurkunde  für  den  preussischen  Staat 
allen  Preussen  Versammlungs-und  Vereinsfreiheit  garantiert 
(Artikel  20  und  30),  die  vorhin  erwähnten  Bestimmungen 
der  Gewerbe-Ordnung  blieben  aber  trotzdem  in  Kraft,  und 
in  der  drei  Monate  später,  am  11.  März  1850  ergangenen 
Verordnung  über  die  Verhütung  eines  die  gesetzliche 
Freiheit  und  Ordnung  gefährdenden  Missbrauchs  des  Ver¬ 
eins-  und  Versammlungsrechtes  wurden  die  Freiheiten  der 
Verfassung  weiter  beschnitten.  Der  §  8  Absatz  b  dieser 
Verordnung  machte  eine  gewerkschaftliche  Organisation 
der  Arbeiter  völlig  unmöglich.  Es  galt  danach  für  Ver¬ 
eine,  welche  bezweckten,  politische  Gegenstände  in  den 
Versammlungen  zu  erörtern,  die  folgende  Beschränkung: 
„sie  dürfen  nicht  mit  anderen  Vereinen  gleicher  Art  in 
Verbindung  treten,  insbesondere  nicht  durch  Komitees, 
Ausschüsse,  Zentralorgane  oder  ähnliche  Einrichtungen 
oder  durch  gegenseitigen  Schriftwechsel“  unter  Strafe  der 
Schliessung  des  Vereins.  Wenn  man  aber  weiss,  wie  die 
Verwaltungsbehörden  und  die  richterliche  Praxis  nur  zu 
gern  geneigt  waren,  aus  dem  Umstande,  dass  ein  Mitglied 
eines  Vereins  in  einem  Vortrage  politische  Gegenstände 
auch  nur  streifte,  den  Schluss  zu  ziehen,  der  Verein  erörtere 
in  seinen  Versammlungen  bewusst  und  absichtlich  politische 
Dinge,  sei  also  aufzuheben,  so  kann  man  sich  eine  Vor¬ 
stellung  machen,  was  von  der  „Koalitionsfreiheit“  der 
Arbeiter  d.  h.  der  gewerblichen  Arbeiter,  übrig  blieb.1) 
Die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  standen  sich  in  den 
Jahren  1845  —  1851  in  bezug  auf  ihre  Koalitionsfreiheit 
tatsächlich  besser,  da  für  sie  solche  einschränkenden  Be¬ 
stimmungen,  wie  die  §§  182 — 184  der  Gewerbe-Ordnung 


der  Arbeitsbedingungen  versteht,  so  ist  diese  Koalition  für  die  Arbeiter 
verboten.  Das  Recht  zum  Streik  resp.  der  Drohung  mit  Streik  ist  nämlich 
für  sie  ein  schlechthin  unentbehrliches  Mittel,  um  Einfluss  auf  die  Ge¬ 
staltung  der  Arbeitsbedingungen  zu  erlangen  Es  ist  das  einzige  Mittel, 
welches  sie  besitzen,  um  einen  wirtschaftlichen  Druck  auf  die  Arbeit¬ 
geber  auszuüben  Ohne  dieses  Recht  ist  ihnen  das  gänzlich  unmöglich, 
und  damit  auch  das  Koalitionsrecht  völlig  illusorisch.  Man  muss  also 
sagen:  ohne  streikrecht  kein  Koalitionsrecht.  In  diesem  Sinne  ist  es 
also  zu  verstehen,  wenn  wir  sagten,  die  Koalitionsverbote  seien  in  der 
Gewerbe-Ordnung  vom  Jahre  1845  neu  festgesetzt 

!)  Uebrigens  findet  man  auch  nach  Erlass  der  neuen  Gewerbe¬ 
ordnung  vom  Jahre  1869,  die  den  gewerblichen  Arbeitern  Koalitions¬ 
freiheit  brachte,  selbst  in  Urteilen  des  höchsten  deutschen  Gerichtes,  des 
Reichsgerichtes,  eine  ähnliche  Argumentierung.  Vgl.  darüber  Toennis 
Vereins-  und  Versammlungsrecht  wider  die  Koalitions-Freiheit.  Heft  5 
der  Schriften  der  Ges.  f.  Soz.  Ref  Jena  1902.  S.  7  ff. 
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für  die  gewerblichen  Arbeiter  sie  vorsahen,  noch  nicht 
bestanden.  Erst  der  §  3  des  Gesetzes  vom  24.  April  1854 
betreffend  die  Verletzungen  der  Dienstpflichten  des  Gesindes 
und  der  ländlichen  Arbeiter  schaffte  da  Gleichheit.  Er 
besteht  in  dem  vorhin  bezeichneten  Umfange  der  Monarchie 
für  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  noch  heutigen  Tages 
zu  Recht.  Die  Geschichte  dieses  Gesetzes  ist  zur  Kenn¬ 
zeichnung  der  heutigen  Lage,  wo  von  einflussreicher 
agrarischer  Seite  noch  immer  schärfere,  gesetzliche  und 
polizeiliche  Massregeln  gegen  die  Arbeiterschaft  auf  dem 
Lande  verlangt  werden,  zu  charakteristisch,  als  dass  man 
sie  übergehen  könnte. 

Auf  Veranlassung  einiger  fünfzig  Petenten  aus  bäuer¬ 
lichen  und  Grossgrundbesitzerkreisen  des  Ostens,  welche 
die  Schaffung  einer  „strafferen“  Gesinde-Ordnung  verlangten, 
da  „Unbotmässigkeit“  und  „Willkür“  des  Gesindes  und 
„der  ihm  gleichzustellenden  Arbeiter“  einen  immer  grösseren 
Umfang  annähmen,  fühlte  sich  die  preussische  Regierung 
bewogen,  beiden  Kammern  unter  dem  12.  Dezember  1853 
den  „Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  die  Verletzungen 
der  Dienstpflichten  des  Gesindes  und  der  ländlichen 
Arbeiter“  vorzulegen.  In  den  Motiven  (S.  89)  wird  darauf 
hingewiesen,  dass  für  das  Gewerbe  des  Ackerbaues  der¬ 
selbe  Schutz  in  Anspruch  zu  nehmen  sei,  den  die  Industrie 
durch  die  Gewerbe-Ordnung  vom  Jahre  1845  (§§  182 — 184) 
geniesse.  Freilich  verzichtete  man  von  vornherein  recht 
grossmütig  darauf,  auch  eine  dem  vorhergehenden  §  181 
entsprechende  Bestimmung  in  das  Gesetz  aufzunehmen, 
der  in  der  Industrie  wenigstens  eine  formale  Gleichheit 
herstellte,  insofern  als  er  Gewerbetreibende,  die  ihre  Arbeiter 
aussperrten  oder  die  Aussperrung  verabredeten,  mit  Gefäng¬ 
nisstrafe  bis  zu  einem  Jahre  bedrohte.  Wenn  dieser  Para¬ 
graph  in  der  Praxis  auch  wenig  Bedeutung  gehabt  hat, 
so  brachte  doch  das  Fehlen  einer  ähnlichen  Bestimmung 
in  dem  neuen  Gesetze  (besonders  gegen  den  §  3)  in  den 
Verhandlungen  der  zweiten  Kammer  eine  scharfe  Oppo¬ 
sition  zustande.  Auch  die  Klagen  über  Trägheit,  Unge¬ 
horsam  und  Zuchtlosigkeit  des  Gesindes  und  der  Arbeiter 
—  Klagen,  die  wohl  so  alt  sind,  als  es  Herren  und  Knechte 
gibt  —  sowie  die  Besorgnis,  das  Gemeinwohl  wie  auch 
die  häusliche  Gesellschaft  und  die  Familie  leide  durch  das 
aller  Sitte,  Ordnung  und  Autorität  hohnsprechende  Be¬ 
nehmen  der  dienenden  Klassen  Schaden,  indem  hierdurch 
der  Nationalwohlstand,  insbesondere  des  landwirtschaft¬ 
lichen  Erwerbes,  in  nicht  geringem  Masse  gefährdet  werde, 
vermögen  den  Eindruck  einseitiger  Klassengesetzgebung 
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nicht  abzuschwächen.  Im  Gegenteil  wird  er  nur  noch 
verstärkt,  wenn  man  weiter  liest  (S.  12  der  Motive),  der 
Staat  müsse  den  Ursachen  des  Uebels,  als  da  sind:  „Fri¬ 
volität,  Genusssucht  und  falsches  Selbstbewusstsein  einer 
Volksschicht,  die  dergleichen  am  wenigsten  vertragen 
kann11,  durch  harte  Strafen  entgegenwirken.  Einigermassen 
erklärlich  wird  diese  Motivierung  der  Regierung  nur,  wenn 
man  bedenkt,  dass  sie  in  die  Zeit  der  schärfsten  politischen 
Reaktion  gegen  die  revolutionäre  Bewegung  des  Jahres 
184b  fällt. 

Was  die  parlamentarische  Behandlung  des  Gesetz¬ 
entwurfes  anlangt,  so  fand  er  im  Herrenhause  oder  in  der 
ersten  Kammer,  wie  man  damals  sagte,  unter  Einführung 
einiger  unbedeutender  Aenderungen,  besonders  hinsichtlich 
des  Geltungsbereiches  des  Gesetzes,  von  dem  man  zwei¬ 
felte,  ob  es  auch  auf  die  Rheinlande  anzuwenden  sei, 
fast  einstimmige  Annahme.  Zu  §  3  wurde  in  der  Plenar¬ 
sitzung  der  ersten  Kammer  (8.  Sitzung  vom  23.  Januar 
1854)  überhaupt  nicht  das  Wort  gewünscht.  Dagegen 
lehnte  die  mit  der  Vorberatung  des  Entwurfes  betraute 
Kommission  der  zweiten  Kammer  ihn  glattweg  mit 
7  gegen  5  Stimmen  ab1).  Demgemäss  gestalteten  sich 
die  Verhandlungen  im  Plenum  äusserst  lebhaft,  und  be¬ 
sonders  in  der  Spezialdiskussion  über  den  §  3  gerieten 
die  Gegner  hart  aneinander.  Während  die  Freunde  des 
§  3  für  ihre  Stellungnahme  ausser  den  in  den  Motiven 
von  der  Regierung  angeführten  Gründen  besonders  die 
Sicherung  „gegen  die  in  England  beliebten  strikes  der 
Landarbeiter“  ins  Feld  führten,  motivierten  die  Gegner 
ihre  ablehnende  Haltung  hauptsächlich  damit,  dass  in  dem 
Gesetzentwurf  nicht  auch  die  Verbindungen  der  Arbeit¬ 
geber  zwecks  Herabdrückung  der  Löhne  unter  Strafe 
gestellt  würden.  So  sagte  z.  B.  der  Abgeordnete  Brämer2), 
Landschaftsrat  im  Regierungsbezirk  Gumbinnen:  „Sollte 
der  §  (3)  wirklich  zur  Annahme  kommen,  so  müsste  man 
auch  anderweitig  eine  strafrechtliche  Bestimmung  treffen, 
um  dem  entgegengesetzten  Verfahren  Rechnung  zu  tragen. 
Man  müsste  dafür  sorgen,  dass,  wenn  die  Arbeitgeber 
unter  sich  Verabredung  treffen,  den  Lohn  herabzudrücken, 
sie  dann  mit  derselben  Strafe  bedroht  würden.  Nichts¬ 
destoweniger  haben  in  der  Mark  Brandenburg  auf  Kreis- 


x)  Vergl.  Drucksachen  No.  52  und  53  des  III.  Bandes  der  Anlagen 
zu  den  Verhandlungen  der  II.  Kammer  vom  Jahre  1854. 

2)  Vergl.  Band  I  der  stenographischen  Berichte  über  die  Verhand¬ 
lungen  der  II.  Kammer,  27.  Sitzung  vom  25.  Februar  1854. 
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tagen  Verabredungen  der  Art  stattgefunden;  ja  auf  dem 
Provinziallandtag  von  1827  ist  sogar  zugegeben  worden, 
dass  dergleichen  auf  kommunalen  Kreistagen  beschlossen 
werden  könne,  und  nun  sollen  wir  mit  einem  Male  diese 
viel  schlechter  gestellten  Leute  verhindern,  gleiches  zu 
tun  und  unter  solch  harte  Strafe  stellen  ?“  Auch  der  Ver¬ 
such  des  Abgeordneten  Kisker,  die  Freunde  des  §  3  bei 
ihrer  nationalen  Ehre  zu  packen,  prallte  wirkungslos  ab. 
Er  wies  nämlich  darauf  hin,  dass  keine  andere  ihm  be¬ 
kannte  Gesetzgebung  in  irgend  einem  anderen  zivilisierten 
Lande  eine  solche  Art  der  Strafbarkeit  des  Gesindes  und 
der  ländlichen  Arbeiter  wegen  Verletzung  der  Dienst¬ 
pflichten  ausgesprochen  habe.  Schliesslich  wurde  der  §  3 
in  namentlicher  Abstimmung  mit  der  knappen  Mehrheit 
von  140  gegen  134  Stimmen  und  der  ganze  Gesetzentwurf 
mit  151  gegen  118  Stimmen  angenommen.1)  Er  ging  dann 
zur  erneuten  Verhandlung  an  die  erste  Kammer  zurück, 
die  ihn  mit  überwältigender  Mehrheit  in  der  nunmehrigen 
Fassung  der  zweiten  Kammer  ohne  weiteres  annahm.2) 
Das  Gesetz  wurde  dann  unterm  24.  April  1854  publiziert. 

Der  uns  hier  allein  interessierende  §  3,  der  übrigens 
in  der  Fassung  der  Regierungsvorlage  angenommen  wurde, 
lautet  wörtlich :  „Gesinde,  Schiffsknechte,  Dienstleute  oder 
Handarbeiter  der  §  2  a.  b.  c.  d.  bezeichneten  Art,  welche 
die  Arbeitgeber  oder  die  Obrigkeit  zu  gewissen  Handlungen 
oder  Zugeständnissen  dadurch  zu  bestimmen  suchen,  dass 
sie  die  Einstellung  der  Arbeit  oder  die  Verhinderung  der¬ 
selben  bei  einzelnen  oder  mehreren  Arbeitgebern  verab¬ 
reden  oder  zu  einer  solchen  Verabredung  andere  auffordern, 
haben  Gefängnisstrafe  bis  zu  einem  Jahre  verwirkt.“ 

Es  ist  das  fast  wörtlich  der  Text  des  §  182  der 
Gewerbe-Ordnung  vom  Jahre  1845. 

Wie  schon  hervorgehoben,  hat  §  3  keine  Geltung 
in  den  Provinzen  Schleswig-Holstein,  Hessen-Nassau  und 
Hannover.  In  den  beiden  erstgenannten  Provinzen  stehen 
der  Koalition  der  Landarbeiter  überhaupt  keine  rechtlichen 
Hindernisse  im  Wege.  In  der  letztgenannten  Provinz  da¬ 
gegen  greift  bezüglich  ihrer  Koalition  der  schon  früher 
erwähnte,  wesentlich  mildere  §  59  des  Polizeistrafgesetzes 
für  das  Königreich  Hannover  Platz.  Danach  werden 
„Arbeiter,  welche,  um  Forderungen  durchzusetzen,  die  Ein- 


!)  Vgl.  Bd.  II  der  stenogr.  Ber.  über  die  Verhdlg.  der  II.  Kammer. 
29.  Sitzung  vom  2.  März  1854. 

2)  Vgl.  Bd.  I  der  stenogr.  Ber.  über  die  Verhdlg.  der  I.  Kammer. 
34.  Sitzung  vom  31.  März  1854. 
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Stellung  ....  ihrer  Arbeit  verabreden,  dazu  auffordern 
oder  damit  bedrohen,  wenn  sie  nicht  auf  Befehl  der  Obrig¬ 
keit  zur  Ordnung  zurückkehren“,  mit  Haft  bis  zu  4  Wochen 
oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  bestraft. 

Im  Verlauf  der  Jahre  sind  dann  von  verschiedenen 
Seiten  Versuche  gemacht  worden,  den  §  3  abzuschaffen. 
In  den  Verhandlungen  des  preussischen  Abgeordneten¬ 
hauses  vom  11.,  14.  und  15.  Februar  1865  über  den  Antrag 
Schultze-Delitzsch,  die  §§  181 — 184  der  Gew.-Ord.  von 
1845  sowie  die  §§  16 — 18  des  Berggesetzes  von  1860  auf¬ 
zuheben,  zeigte  sich  allerseits  grosse  Geneigtheit,  die  Sache 
im  Sinne  des  Antragstellers  zu  erledigen.  Das  Haus  nahm 
den  Antrag  mit  grosser  Mehrheit  an  ;  ein  vom  Abgeordneten 
Becker-Dortmund  gestelltes  Amendement,  auch  für  die 
landwirtschaftlichen  Arbeiter  die  Koalitionsverbote  aufzu¬ 
heben,  wurde  nur  durch  ein  Versehen  bei  der  Abstimmung 
abgelehnt  Auch  die  Regierung  erklärte  sich  prinzipiell 
mit  der  Aufhebung  der  Koalitionsverbote  einverstanden 
und  kündigte  die  Einberufung  einer  besondern  Kommission 
zur  Begutachtung  dieser  Frage  an.  Bald  danach  trat 
diese  Kommission,  die  aus  Mitgliedern  beider  Häuser  des 
Landtages  und  aus  Sachverständigen  der  Unternehmer¬ 
und  Arbeiterkreise  bestand,  in  Berlin  zusammen.  Hier 
kam  auch  der  §  3  zur  Sprache.  Nach  den  „amtlichen 
Protokollen  und  stenographischen  Aufnahmen“  über  die 
Verhandlungen  der  Kommission  wurde  (S.  10)  die  Frage: 
„Würde  im  Falle  der  Aufhebung  der  §§  181  und  182  die 
Aufhebung  der  analogen  Bestimmungen  im  §  3  des  Gesetzes 
vom  24.  April  1854  .  .  .  einzutreten  haben?“  von  dreissig 
Mitgliedern  der  Kommission,  darunter  von  dem  einzigen, 
ausdrücklich  als  Rittergutsbesitzer  angegebenen  mit  „ja“ 
beantwortet,  während  nur  vier  mit  „nein“  stimmten,  davon 
sonderbarerweise  ein  Schuhmachergeselle,  ein  Werkmeister 
und  ein  Maurermeister. 

Daraufhin  brachte  die  Regierung  unter  dem  10.  Februar 
1866  einen  Gesetzentwurf  betreffend  die  Verabredungen 
von  Arbeitseinstellungen  ein.  §  1  Absatz  3  dieses  Entwurfes 
besagt,  dass  der  §  3  des  Gesetzes  vom  24.  April  1854  auf¬ 
gehoben  sei.1)  Das  Gesetz  kam  infolge  der  bald  darauf 
eingetretenen  kriegerischen  Verwickelungen  nicht  zustande. 
In  den  Motiven  zu  dem  neuen  Gesetzentwürfe  (Seite  16  ff.) 
heisst  es:  „Werden  die  §§  181  und  182  der  Allgemeinen 
Gewerbe-Ordnung  beseitigt,  so  können  jene  analogen  Vor- 


Vergl.  No.  56  der  Drucksachen  des  Abgeordnetenhauses.  8.  Legis¬ 
laturperiode.  III.  Session.  1866. 
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scliriften  (des  §  8)  nicht  aufrecht  erhalten  werden,  und 
zwar  um  so  weniger,  als  nicht  spezielle  Zweckmässigkeits¬ 
gründe,  sondern  allgemeine  Rechtsgründe  es  sind,  welche 

für  die  Aufhebung  in  die  Wagschale  fallen . 

In  bezug  auf  die  ländlichen  Arbeiter  ist  das  Gesetz  mit 
geringfügigen  Ausnahmen  unpraktisch  geblieben.  Die 
Natur  der  Verhältnisse  steht  hier  der  Bildung  von  Koalitionen 
wirksamer  entgegen  als  jedes  Verbot.  Die  ständigen 
Arbeitsverhältnisse,  welche  auf  länger  dauernden  Verträgen 
beruhen,  die  räumliche  Trennung  der  Arbeiter,  welche 
ein  gemeinsames  Handeln  erschwert,  die  Möglichkeit,  für 
die  ländlichen  Arbeiter,  welche  einer  speziellen  Vorbildung 
in  geringerem  Masse  bedürfen,  leichter  Ersatz  zu  finden, 
(das  letzte  Argument  trifft  heute  übrigens  nicht  mehr  zu) 
alle  diese  Momente  stehen  der  Besorgnis  entgegen,  dass 
hier  Koalitionen  zur  Arbeitseinstellung  in  irgend  erheb¬ 
lichem  Masse  nach  Aufhebung  der  beschränkenden  Be¬ 
stimmungen  entstehen  werden.  Auch  bezüglich  der  Ernte¬ 
arbeiten  lässt  sich  eine  Gefahr,  wie  sie  von  mehreren 
landwirtschaftlichen  Vereinen  besorgt  wird,  mit  Grund 
nicht  erwarten.  Denn  soweit  zur  Leistung  dieser  Arbeiten 
die  Arbeiter  besonders  gedungen  werden,  muss  vorher  eine 
vertragsmässige  Einigung  stattfinden,  durch  welche  auch 
die  Höhe  des  Arbeitslohnes  festgestellt  wird.  Bricht  der 
Arbeiter  diesen  Vertrag  und  verlangt  vor  dessen  Erfüllung 
höheres  Lohn,  so  verfällt  er  den  Strafbestimmungen  der 
§§  1  und  2  des  Gesetzes  vom  24.  April  1854,  welche  den 
eigentlich  praktischen  Kern  dieses  Gesetzes  bilden.  Die 
Aenderung  derselben  liegt  ebensowenig  wie  diejenige  des 
§  184  Allgemeiner  Gewerbeordnung  ....  in  der  Absicht. 
Sie  werden  auch  künftig  ein  ausreichendes  Repressivmittel 
gegen  den  Bruch  der  Verträge  darbieten;  auf  Lohn¬ 
forderungen,  welche  vor  Abschluss  des  Vertrages  gestellt 
werden,  finden  schon  die  bestehenden  Beschränkungen 
keine  Anwendung.“ 

Auch  späterhin  kam  die  Koalitionsfrage  der  ländlichen 
Arbeiter  nicht  zur  Ruhe.  In  der  24.  Sitzung  des  Reichs¬ 
tages  des  Norddeutschen  Bundes  vom  19.  Oktober  18ö7 
wurde  ein  Antrag  Schultze-Delitzsch  und  Dr.  Becker  (Dort¬ 
mund)  angenommen,  der  folgenden  Wortlaut  hatte:  „§  1. 
Alle  Verbote  und  Strafbestimmungen  gegen  Arbeitgeber 
oder  Arbeiter  sämtlicher  Gewerbezweige,  einschliesslich 
der  Landwirtschaft,  des  Berg-  und  Hüttenbetriebes,  der 
Stromschiffahrt,  des  Tagelohndienstes,  wegen  Verab¬ 
redungen  und  Vereinigungen  behufs  Erlangung  günsti¬ 
gerer  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen,  insbesondere  mittelst 
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Einstellung  der  Arbeit  oder  Entlassung  der  Arbeiter, 
werden  aufgehoben.“1) 

Diesem  Anträge  trug  die  im  Jahre  1868  an  den  Reichs- 
tag  gelangte  Vorlage  zur  Neuregelung  der  Gewerbe-Ord¬ 
nung  Rechnung.  Allein  sie  kam  in  jener  Session  nicht 
zur  Erledigung,  und  das  Notgewerbegesetz  verschob  die 
Koalitionsfrage  auf  eine  spätere  Zeit.  Schliesslich  im 
folgenden  Jahre,  bei  Erlass  der  neuen  Gewerbe-Ordnung 
vom  Jahre  1869,  wurden  dann  die  Koalitionsverbote  auf¬ 
gehoben.  (§  152,  in  der  ursprünglichen  Regierungsvor¬ 
lage  die  §§  168  und  169),  allerdings  nur  für  die  gewerb¬ 
lichen  Arbeiter,  für  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  blieben 
sie  bestehen.  In  den  darauf  bezüglichen  parlamentarischen 
Verhandlungen  wurde  dies  ausdrücklich  damit  erklärt, 
dass  die  Gewerbe-Ordnung  nur  die  Regelung  der  Ver¬ 
hältnisse  des  Gewerbes,  nicht  auch  der  Landwirtschaft 
bezwecke. 

Danach  blieb  es  für  längere  Zeit  ruhig,  und  erst 
neuerdings,  als  sich  in  der  „entschieden  liberalen“  und  in 
der  Arbeiterpresse  eine  lebhaftere  Agitation  für  die  Ge¬ 
währung  der  Koalitionsfreiheit  auch  an  die  Landarbeiter 
bemerkbar  machte,  wurde  diese  Angelegenheit  wieder  des 
öfteren  in  den  Parlamenten  zur  Sprache  gebracht.  In  der 
15.  Sitzung  des  preussischen  Abgeordnetenhauses  vom 
9.  Februar  1899  kam  der  Abgeordnete  v.  Mendel-Steinfels2) 
darauf  zu  sprechen  und  wies  diese  Bestrebungen  energisch 
zurück.  In  der  darauffolgenden  Sitzung  vom  10.  Februar 
trat  dann  der  Abgeordnete  Hirsch3)  mit  der  Forderung 
hervor,  das  Gesetz  vom  24.  April  1854  aufzuheben  und 
auch  den  Landarbeitern  Koalitionsfreiheit  zu  gewähren, 
ohne  jedoch  damit  bei  den  andern  Parteien  Anklang  zu 
finden.  In  den  Debatten  über  diesen  Gegenstand,  die 
seitdem  noch  häufig  bei  der  Beratung  des  Landwirtschafts¬ 
etats  und  bei  anderen  Gelegenheiten  stattgefunden  haben, 
zeigt  sich  nun  regelmässig  dasselbe  Schauspiel:  die  kon¬ 
servativen  Parteien  sind  geschlossen  dagegen,  die  Frei¬ 
sinnigen  und  Polen  unbedingt  und  das  Zentrum  unter 
gewissen  Vorbehalten  dafür,  während  die  Nationalliberalen 
und  die  Regierung  sich  bis  vor  kurzem  in  tiefstes  Schweigen 
hüllten. 


0  Vergl.  No.  14  der  Drucksachen.  I.  Legislaturperiode.  Sitzungs¬ 
periode  1867.  Die  in  der  Seeschiffahrt  und  im  Gesindedienste  beschäftigten 
Personen,  für  welche  der  ursprüngliche  Antrag  auch  Koalitionsfreiheit 
forderte,  wurden  ausgenommen. 

'-)  Vergl.  S.  441  der  stenographischen  Berichte  über  diese  Sitzung. 

3)  Vergl.  S.  489  der  stenographischen  Berichte  über  diese  Sitzung. 
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Zu  einem  der  letzten  Male,  in  der  6.  Sitzung  des 
Abgeordnetenhauses  vom  12.  Dezember  1907  anlässlich 
der  Interpellation  des  Abgeordneten  v.  Pappenheim  „be¬ 
treffend  Massregeln  gegen  die  Rechtsverletzungen  durch 
ausländische  Arbeiter  und  gegen  den  Kontraktbruch  in 
Arbeitsverhältnissen“  (Nro.  18  der  Drucksachen)  sowie  der 
gleichzeitig  zur  Beratung  kommenden  Interpellation  des 
Abgeordneten  Boeker  (Neuhaldensleben)  „betreffend  Mass¬ 
regeln  gegen  den  Kontraktbruch  ausländischer  landwirt¬ 
schaftlicher  Arbeiter“  (Nro.  20  der  Drucksachen)  stellte 
der  Abgeordnete  Goldschmidt1)  wieder  einmal  die  alte 
Freisinnsforderung  auf,  dass  das  Koalitionsrecht  „auch  für 
die  ländlichen  Arbeiter  eingeführt  werden“  müsse.  Auch 
der  nach  diesem  Redner  zu  Worte  gekommene  Abgeord¬ 
nete  Herold1)  von  der  Zentrumspartei  war  der  Meinung, 
dass  man  ihnen  das  Recht  auf  Arbeitseinstellung  nicht 
vorenthalten  dürfe.  Die  Schwierigkeiten,  welche  aus  diesem 
Rechte  für  die  Landwirtschaft  entstehen  könnten,  dürften 
nicht  dazu  führen,  „ein  natürliches  Menschenrecht,  worauf 
jeder  ohne  Ausnahme  einen  Anspruch  hat,  der  Besitzende 
sowohl  wie  der  Nichtbesitzende,  d.  h.,  sich  zusammen- 
zuschliessen,  um  seine  Lage  zu  verbessern,  irgend  jemandem 
zu  verkürzen.“  Und  der  Abgeordnete  Nehbel,1)  der  Redner 
der  konservativen  Partei,  befürchtet  wieder  aus  diesem 
Rechte  für  die  Landwirtschaft  derartig  schlimme  Schädi¬ 
gungen,  „dass  man  sich  doch  unmöglich  auf  den  Stand¬ 
punkt  stellen  kann,  dass  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter 
genau  dasselbe  Recht  haben  sollten  wie  die  Industriearbeiter.“ 
Einige  Tage  später  hatten  die  Gegner  des  Koalitions¬ 
rechtes  einen  grossen  Erfolg  zu  verzeichnen  Es  war  in 
der  13.  Sitzung  vom  18  Januar  1908,  als  endlich  die 
Regierung  ihr  Schweigen  brach  und  der  Minister  für 
Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten,  v.  Arnim,  folgende 
von  der  Rechten  mit  grossem  Beifall .  aufgenommene  Er¬ 
klärung  abgab:  ....  „ich  kann  erklären,  dass  die  preussische 
Regierung  auf  dem  Standpunkt  steht,  dass  das  Koalitions¬ 
recht  den  landwirtschaftlichen  Arbeitern  nicht  zu  gewähren 
ist  und  dass  sie  an  diesem  Standpunkt  festhalten  wird  .... 
Die  Gefahren  für  die  Landwirtschaft  sind  so  gross,  dass 
die  Königliche  Staatsregierung  sich  zu  einem  derartigen 
Schritt  keinesfalls  entschliessen  könnte.“2) 

Somit  hat  also  die  preussische  Staatsregierung  in 
reichlich  einem  halben  Jahrhundert  dreimal  ihren  Stand- 


0  Vergl.  S.  300  ff.  der  stenographischen  Berichte  über  diese  Sitzung. 

2)  Vergl.  S.  748  der  stenographischen  Berichte  über  diese  Sitzung. 
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punkt  gewechselt,  das  beste  Zeichen,  für  wie  schwierig 
diese  Frage  angesehen  wird. 

Das  Reichsparlament  hat  gleichfalls  seit  der 
Annahme  des  Antrags  Schulze-Delitzsch  und  Dr.  Becker 
(Dortmund)  im  Jahre  1867,  der  auch  den  Landarbeitern 
mit  Ausnahme  des  Gesindes  das  Koalitionsrecht  gewähren 
wollte,  noch  zu  verschiedenen  Malen  Veranlassung  genom¬ 
men,  sich  zu  dieser  Frage  zu  äussern.  Im  vorigen  Jahre 
noch,  am  20.  und  28.  Januar  1909,  fand  eine  zweitägige 
Debatte  über  diesen  Gegenstand  statt  anlässlich  der  Be¬ 
ratung  des  Antrags  Albrecht  und  Genossen,  „betreffend 
Regelung  des  Vertrags  Verhältnisses  zwischen  den  in  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Arbeitern 
und  ihren  Arbeitgebern  sowie  des  Vertragsverhältnisses 
zwischen  dem  Gesinde  und  dessen  Arbeitgebern  durch 
reichsgesetzliche  Vorschriften“.  (Nro.  101  der  Drucksachen.) 
Gleichzeitig  standen  zur  Beratung  folgende  Berichte  der 
Kommission  für  die  Petitionen:  Der  32.  Bericht,  betreffend 
Aufhebung  der  Gesindeordnung  und  Gewährung  des  Koa¬ 
litionsrechtes  an  die  ländlichen  Arbeiter  (Nro.  452  der 
Drucksachen),  ferner  der  52.  Bericht,  betr.  die  Rechtsverhält¬ 
nisse  des  Gesindes  (No.  501  d.  Drucksachen)  AntragNro.  880.1) 

Neues  von  prinzipieller  Bedeutung  förderte  die  Dis¬ 
kussion  nicht  zutage,  es  sei  denn  die  Tatsache,  dass  sie 
die  Haltung  der  einzelnen  Parteien  des  Reichstages,  die 
sie  gegenwärtig  zu  dieser  Frage  einnehmen,  klarstellte. 
Danach  sind  als  Gegner  des  Koalitionsrechtes  der  Land¬ 
arbeiter  anzusehen :  Konservative,  Reichspartei,  National¬ 
liberale,  Wirtschaftliche  Vereinigung,  Reformpartei;  als 
Freunde:  Freisinnige  Volkspartei  und  Vereinigung,  Zentrum, 
Sozialdemokraten  und  Polen.  Bei  den  augenblicklichen 
Stärkeverhältnissen  der  Parteien  haben  demnach  die  Freunde 
des  Koalitionsrechtes  eine  knappe  Mehrheit.  Der  von  meh¬ 
reren  Seiten  gemachte  Vorschlag  auf  Ueberweisung  des 
Antrages  an  eine  besondere  Kommission2)  wurde  ange- 

!)  Vgl.  die  stenographischen  Berichte  über  die  189.  und  195.  Sitzung 
des  Reichstags  vom  20.  und  28  Januar  1909.  Ein  Zentrumsantrag  Nro.  840 
behandelt  dieselbe  Materie. 

2)  In  der  211.  Sitzung  vom  19.  Februar  1909  ist  der  soz.  Antrag 
und  die  Zentrumsresolution  in  namentlicher  Abstimmung  mit  209  gegen 
106  Stimmen  einer  Kommission  von  21  Mitgliedern  überwiesen  worden. 
In  ihrer  Sitzung  vom  4.  März  1909  nahm  die  Kommission  folgenden  Antrag 
des  Zentrums  einstimmig  an:  „Den  Reichskanzler  zu  ersuchen :  1.  Die  in 
den  verschiedenen  deutschen  Staaten  bestehenden  gesetzlichen  Bestim¬ 
mungen  über  die  Rechtsverhältnisse  des  Gesindes  und  der  ländlichen 
Arbeiter  zusammenzustellen  und  die  Bestimmungen  hierüber  auch  in  den 
wichtigsten  nichtdeutschen  Staaten  beizufügen ;  2.  die  wichtigsten  Bestim¬ 
mungen  aus  den  Gewerbeordnungen  Deutschlands  und  der  wichtigsten 
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nommen.  Viel  ist  damit  allerdings  nicht  erreicht  Selbst 
wenn  aus  den  Beratungen  dieser  Kommission  ein  Gesetz¬ 
entwurf  hervorginge,  der  die  Materie  einheitlich  für  das 
ganze  Reich  zu  regeln  unternähme,  würde  er  wohl  kaum 
die  Billigung  des  Bundesrates  finden,  nachdem  die 
preussische  Regierung  im  Abgeordnetenhause  die  bekannte 
Erklärung  abgegeben  hat  und  nachdem  auch  verschiedene 
andere  Bundesstaaten,  wie  wir  nachher  noch  sehen  werden, 
erst  in  jüngster  Zeit  Koalitionsverbote  für  die  Landarbeiter 
erlassen  haben.  Vorläufig  wird  also  wohl  alles  beim  alten 
bleiben 

In  den  süddeutschen  Bundesstaaten  gibt  es  jetzt, 
wie  schon  bemerkt  wurde,  keine  derartigen  Verbote  mehr. 
Dort  besteht  auch  für  die  Landarbeiter  Koalitionsfreiheit. 
Allerdings  bedroht  Artikel  10Ö  des  Bayerischen  Polizei¬ 
strafgesetzbuches  Tagelöhner,  die  „auf  längere  Zeit  in 
Beschäftigung  genommen“  sind,  mit  Strafe,  falls  sie  „ohne 
genügenden  Rechtfertigungsgrund  zur  Erntezeit  oder  zur 
Saat-  und  Ausbauzeit  den  Dienst  verlassen  “  Aber  diese 
Strafandrohung  richtet  sich  offensichtlich  nur  gegen  den 
Kontraktbruch  und  trifft  Arbeiter  nicht,  die  nach  gemein¬ 
samer  Verabredung  unter  Beibehaltung  der  gesetzlichen 
Kündigungsfrist  ihre  Arbeit  einstellen. 

Dagegen  haben  mehrere  mittel  -  und  norddeu  tsche 
Bundesstaaten  besondere  Koalitionsverbote  für  die  Land¬ 
arbeiter,  die  zum  Teil  noch  auf  den  Beschluss  des  reakti¬ 
vierten  Bundestags  vom  18.  Juni  1854  zurückgehen.1) 
§  8  dieses  Beschlusses  verpflichtete  die  Bundesregierungen, 
alle  Arbeitervereine,  welche  politische,  sozialistische  oder 
kommunistische  Zwecke  verfolgten,  aufzulösen  und  die 
Neubildung  solcher  Vereine  bei  Strafe  zu  verbieten.  Dieser 
Beschluss  besteht  u.  W.  noch  zu  Recht  in  Hessen, 
Oldenburg,  Sachsen-AI  tenburg,Schwarzburg-Sondershausen, 
Schwarzburg- Rudolstadt,  Waldeck  und  Schaumburg-Lippe, 
allerdings  nur  für  die  Landarbeiter,  während  die  gewerb¬ 
lichen  Arbeiter  den  §  152  der  Gewerbe-Ordnung  von  1869 
für  sich  haben.  Zum  Teil  stammen  diese  Verbote  aber 
noch  aus  neuester  Zeit,  und  diesen  hat  offenbar  das 

nichtdeutschen  Staaten,  welche  sich  auf  diesen  Gegenstand  beziehen, 
zusammenzustellen ;  3.  eine  Zusammenstellung  der  Strafen  zu  geben, 
welche  auf  Grund  der  Strafbestimmungen  in  den  verschiedenen  deutschen 
Staaten  über  die  Koalition  der  ländlichen  Arbeiter  erfolgt  sind  “  Danach 
vertagte  sich  die  Kommission  auf  unbestimmte  Zeit.  Sie  ist  bis  jetzt, 
Mitte  November  1310,  noch  nicht  wieder  zusammengetreten. 

9  Vgl  Loenings  schriftliches  und  mündliches  Referat  über  die 
Koalitionsrechtsfrage  in  den  Schriften  des  Ver.  f.  Soz.-Pol.  Bd.  76.  Leipzig 
1898.  S.  260. 
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preussische  Gesetz  vom  Jahre  1854  zum  Muster  gedient. 
Das  zeitliche  Zusammenfallen  des  Erlasses  dieser  Gesetze 
sowie  die  oft  fast  wörtliche  Uebereinstimmung  der  Texte 
legen  übrigens  den  Verdacht  nahe,  dass  die  Inspiration 
hierzu  von  einer  gemeinsamen  Quelle  ausgegangen  ist, 
die  ein  besonderes  Interesse  daran  hat  oder  doch  zu  haben 
glaubt,  diese  Materie  nicht  der  Regelung  durch  das  Reich 
unterworfen  zu  sehen 

So  lautet  der  hier  in  Betracht  kommende  §  6  des 
anhal tinischen  Gesetzes  vom  16.  April  1899: 

„Landwirtschaftliche  Arbeiter,  welche  die  Arbeitgeber 
zu  gewissen  Handlungen  oder  Zugeständnissen  dadurch 
zu  bestimmen  suchen,  dass  sie  die  Einstellung  der  Arbeit 
oder  die  Verhinderung  derselben  bei  einzelnen  oder  mehreren 
Arbeitgebern  untereinander  verabreden,  werden  mit  Gefäng¬ 
nis  bis  zu  einem  Jahre  bestraft.  Die  Anstifter  unterliegen 
der  gleichen  Strafe,  auch  wenn  sie  keine  landwirtschaft¬ 
lichen  Arbeiter  sind.“ 

Etwas  milder  lautet  der  §  5  des  Gesetzes  für  das 
Fürstentum  Reuss  j.  L.  vom  12.  Mai  1900: 

„Landwirtschaftliche  Arbeiter,  welche  die  Arbeitgeber 
zu  gewissen  Handlungen  oder  Zugeständnissen  dadurch 
zu  bestimmen  suchen,  dass  sie  eine  vertragswidrige 
Einstellung  der  Arbeit  oder  eine  Verhinderung  derselben 
bei  einzelnen  oder  mehreren  Arbeitgebern  unter  einander 
verabreden,  werden  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft.  Die  Anstifter  unterliegen  der  gleichen  Strafe, 
auch  wenn  sie  keine  landwirtschaftlichen  Arbeiter  sind.“ 

Das  entsprechende  braunschweigische  Gesetz  ist 
datiert  vom  23.  Dezember  1900  und  lautet: 

,,§  1.  Landwirtschaftliche  Arbeiter,  welche  wider¬ 
rechtlich  und  vorsätzlich  den  Antritt  der  Arbeit  ver¬ 
weigern  oder  die  Arbeit  verlassen,  werden  mit  Geldstrafe 
bis  zu  30  Mark  oder  mit  Haft  bis  zu  10  Tagen  bestraft. 
Die  Bestrafung  tritt  nur  auf  Antrag  des  Arbeitgebers  ein. 
Der  Antrag  ist  nur  zulässig,  wenn  er  innerhalb  einer 
Woche  nach  Begehung  der  strafbaren  Handlung  gestellt 
wird.  Die  Zurücknahme  des  Antrages  ist  zulässig.“ 

Es  kann  nur  ein  Lächeln  hervorrufen,  wenn  der  §  4 
desselben  Gesetzes  Arbeitgeber  mit  einer  doppelt  so 
hohen  Bestrafung  bedroht,  falls  sie  sich  des  umgekehrten 
Vergehens  schuldig  machen;  denn  der  Landwirt  muss 
wirklich  gesucht  werden,  der  bei  der  heutigen  Leutenot 
„widerrechtlich  und  vorsätzlich  die  Annahme  landwirt¬ 
schaftlicher  Arbeiter  beim  Antritt  des  Arbeitsverhältnisses 
verweigern“  wollte. 
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In  Mecklenburg-Schwerin  und  S treli tz  besteht 
ein  Gesetz  schon  vom  16.  August  1892,  das  folgenden 
Wortlaut  hat: 

„§  1.  Dienstboten,  welche  ihre  vertragsmässigen  Ver¬ 
pflichtungen  dadurch  verletzen,  dass  sie 

1.  ohne  Rechtsgrund  den  Dienst  verlassen  oder  die 
Arbeit  versagen  oder  niederlegen, 

2.  den  schuldigen  Gehorsam  verweigern  oder  sich  einer 
groben  Ungebühr  schuldig  machen  und  die  Haus¬ 
ordnung  in  grober  Weise  verletzen, 

werden,  soweit  nicht  im  einzelnen  Falle  der  Tatbestand 
einer  mit  schwererer  Strafe  bedrohten  Begangenheit  vor¬ 
liegt,  mit  Haft  bis  zu  1*1  Tagen  oder  mit  Geldstrafe  bis 
zu  80  Mark  bestraft 

§  2.  Die  Strafbestimmung  des  §  1  findet  ausserdem 
auf  dem  platten  Lande  ohne  Unterschied  der  einzelnen 
Landesteile  Anwendung  auf  Hoftagelöhner  und  andere 
in  ähnlichen  Dienstverhältnissen  stehende,  zum  Betriebe 
der  Land-  und  Forstwirtschaft  kontraktlich  verpflichtete 
Personen.  Ebenso  unterliegen  derselben  die  Dienstboten 
solcher  Personen  (Hofgänger)  auch  rücksichtlich  ihres 
Verhaltens  bei  denjenigen  dienstlichen  Verrichtungen,  zu 
welchen  sie  seitens  ihres  Dienstherrn  auf  Grund  vertrags- 
mässiger  Verpflichtung  gestellt  werden.“ 

Hiernach  ist  es  in  das  Belieben  der  Arbeitgeber  ge¬ 
stellt,  die  Koalition  der  ländlichen  Arbeiter,  soweit  sie 
kontraktlich  gebunden  sind,  entweder  als  Verweigerung 
des  schuldigen  Gehorsams,  als  grobe  Ungebühr  oder  als 
Verletzung  der  Hausordnung  hinzustellen,  um  sie  ihren 
Arbeitern  unmöglich  zu  machen. 

Trotz  der  gesetzlichen  Hindernisse  in  dem  grössten 
Teile  Norddeutschlands  sind  gewisse  Ansätze  zu  einer 
gewerkschaftlichen  Organisation  der  Landarbeiter  vor¬ 
handen.  Gerhardt1)  berichtet  über  einen  allerdings  tragi¬ 
komischen  Versuch  der  Art  aus  früherer  Zeit.  Im  Distrikt 
Königsberg  habe  1874  ein  Landarbeiterverein  bestanden 
„mit  dem  Zwecke,  die  Amtsvorsteher  zu  prügeln  und  die 
Amtsgefängnisse,  Klüsen  genannt,  zu  zerstören.  Die  Folge 
dieses  geheimen  Verbandes  war  die  Quednausche  Revolte 
vom  6.  Juli  1874,  die  Anstifter  wurden  wegen  Land¬ 
friedensbruchs  mit  2 — 5  Jahren  Zuchthaus  bestraft.“  Seit 
der  Zeit  seien  in  Ostpreussen  keinerlei  Ansätze  zu  Land- 


i)  a.  a.  O.  S.  137. 


arbeiterverbänden  mehr  vorhanden.  Dagegen  weiss  Köhler1) 
zu  melden,  dass  nach  Mitteilungen  auf  der  sozialdemo¬ 
kratischen  Parteikonferenz  in  der  Provinz  Brandenburg 
bereits  im  Jahre  1900  an  die  2000  Landarbeiter  sozial¬ 
demokratisch  organisiert  seien.  Und  der  Abgeordnete 
v.  Mendel-Steinfels2)  wies  im  Abgeordnetenhause  warnend 
darauf  hin,  dass  auch  in  Hannover  ein  Verband  der 
Fabrik-  und  Landarbeiter  bestehe.  Das  ist  aber  auch 
alles;  jedenfalls  ist  weiteres  von  einer  grösseren  gewerk¬ 
schaftlichen  Organisation  der  Landarbeiter  in  Nord¬ 
deutschland  und  speziell  auch  in  den  Provinzen  Preussens, 
die  das  Koalitionsverbot  nicht  haben,  bisher  nicht  in  die 
Oeffentlichkeit  gedrungen. 

Aber  auch  in  Süddeutschland  existieren  trotz  lang¬ 
jähriger  Koalitionsfreiheit  bisher  keinerlei  Landarbeiter¬ 
verbände.  Erst  neuerdings  versucht  der  Abg.  Dr.  Heim3) 
in  Bayern  die  ländlichen  Dienstboten  zu  organisieren, 
jedoch  nicht  in  der  Form  von  Gewerkschaften,  die  nach 
seiner  Meinung  schon  deshalb  vollständig  ausscheiden, 
weil  es  für  die  Dienstboten  keine  Lohnfrage  gebe,  sondern 
in  lokalen,  konfessionellen  Vereinen,  die  an  eine  Dienst¬ 
botenvereinszentrale  angeschlossen,  Hand  in  Hand  mit 
den  christlichen  Bauernvereinen  arbeiten  sollen.  Als 
Aufgabe  des  Dienstbotenvereines,  der  sich  über  das 
ganze  rechtsrheinische  Bayern  auf  alle  Orte,  wo  Bauern¬ 
vereine  bestehen,  erstrecken  soll,  sind  angegeben: 

1.  Belehrung  der  Mitglieder  durch  ein  Vereinsblatt  und 
eine  Auskunftsstelle, 

2.  Stellenvermittlung, 

3.  Unterstützung  bei  Erwerb  eines  Anwesens, 

4.  Errichtung  von  Altersheimen  für  ledige  Dienstboten. 

Die  Landarbeiter  im  weiteren  Sinne  dagegen  schliesst 

er  von  seiner  Organisation  vollständig  aus.  An  diese 
macht  sich  in  neuester  Zeit  die  Sozialdemokratie  heran. 
So  soll  der  sozialdemokratische  Fabrik-,  Land-  und  Hilfs¬ 
arbeiterverband  unter  den  Landarbeitern  eine  recht  leb¬ 
haft^  Agitation  betreiben.  Ihm  haben  sich  in  Oppenheim 
und  Umgegend  in  Rheinhessen  zirka  100  Winzer  ange¬ 
schlossen,  die  am  7  Mai  1907,  als  ihre  Lohnforderungen 
von  den  Weinbergsbesitzern  nicht  bewilligt  wurden,  in 


!)  Landwirtschaft  und  Sozialdemokratie  in  sittlicher  Beleuchtung. 
Leipzig  1893.  2.  Heft.  S  78. 

2)  Vgl  68.  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  16.  Mai  1900. 

S.  4324  der  stenographischen  Berichte. 

3)  Die  ländliche  Dienstboten-Organisation.  Regensburg.  4.  Aufl.  1907. 
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einen  Streik  ein  traten1).  Auch  ist  hier  noch  der  „All¬ 
gemeine  Schweizerbund,  Sitz  Plauen“  zu  erwähnen,  der 
nach  Zeitungsberichten  3  000  Mitglieder  zählen  soll. 
Näheres  war  über  ihn  nicht  in  Erfahrung  zu  bringen. 
Doch  scheint  sich  seine  Haupttätigkeit  auf  die  Stellen¬ 
vermittlung  zu  beschränken. 

Von  diesen  Fällen  abgesehen,  ist  von  Bestrebungen 
der  Landarbeiter,  sich  in  Berufsvereinen  zusammenzu- 
schliessen,  im  Deutschen  Reiche  nichts  zu  bemerken,  ein 
Umstand,  der  wohl  nur  zum  geringsten  Teil, 
wenigstens  soweit  Norddeutschland  in  Betracht  kommt, 
auf  die  gesetzliche  Beschränkung  der  Koalitionsfreiheit, 
sondern  in  der  Hauptsache  auf  die  in  der  räumlichen 
Trennung  und  Isoliertheit  der  Landarbeiter  liegenden 
natürlichen  Hindernisse  und  auf  ihr  mangelndes  Interesse 
und  Verständnis  für  die  Bedeutung  der  Organisation 
zurückzuführen  ist. 


2.  England2) 

Auch  in  England,  dem  klassischen  Lande  der  Arbeiter¬ 
verbände,  gingen  die  Gesetzgebung  und  mehr  noch  die 
richterliche  und  polizeiliche  Praxis  bei  der  Handhabung 
der  Gesetze  mannigfach  verschlungene  und  oft  gerade 
entgegengesetzte  Wege,  ehe  sie  zu  einer  rückhaltlosen 
Anerkennung  der  Daseinsberechtigung  der  Arbeiterorgani¬ 
sationen  kamen.  Zwar  wurden  schon  früh,  im  Jahre  1824, 
die  bis  dahin  bestehenden  Koalitionsverbote  der  Arbeiter 
abgeschafft.  In  dem  Gesetze  wurde  bestimmt,  dass  Arbeiter, 
die  eine  Koalition  betreffend  eine  ihrer  Arbeitsbedingungen 
eingingen,  keinerlei  Bestrafung  wegen  Verschwörung  oder 
irgend  welcher  anderer  krimineller  Untersuchung  oder 
Bestrafung  ausgesetzt  sein  sollten.  Aber  schon  im  folgenden 
Jahre,  am  6  Juli  1825,  erging  ein  neues  Gesetz,  das  in  der 
praktischen  Handhabung  die  Koalitionsfreiheit  erheblich 
beschränkte.  Es  bedrohte  mit  Gefängnis  oder  Zwangsarbeit 
von  3  Monaten  alle  diejenigen,  welche  Gewalt  gegen  Personen 
oder  Sachen  geübt  oder  Einschüchterung,  Belästigung 
oder  irgendwelche  Hinderung  angewandt,  um  einen  Arbeiter, 

b  Vgl  He  im  a.  a.  O.  S.  24. 

2)  Ueber  die  englische  und  sonstige  ausländische  Koalitionsgesetz¬ 
gebung  der  älteren  Zeit  vergl.  die  Anlagen  zu  Nro.  56  der  Drucksachen  des 
Hauses  der  Abgeordn.  8  Legislatur-Periode  III.  Session  1866.  S.  79  ff. 
Ueber  die  neuere  englische  Koalitionsgesetzgebung  vgl.  Fritz  Haneld. 
Das  englische  Gewerkvereinsrecht  nach  1870,  Leipzig  1909,  Staate-  und 
soz.-wiss.  Forschungen  v.  Schmoller  und  Sering,  Heft  139,  S.  41  ff. 
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Künstler  oder  Handwerker  zu  zwingen  oder  dies  zu  ver¬ 
suchen,  dass  er  von  einem  Kontrakte,  einer  Beschäftigung 
oder  von  der  Arbeit  zurücktrete  oder  das  Werk  vor  der 
Vollendung  verlasse.  Ferner  die,  welche  durch  die  ange¬ 
gebenen  Mittel  die  bezeichneten  Personen  hindern  oder 
zu  hindern  versuchen,  in  einen  Miets-  oder  Arbeits vertrag 
zu  treten  oder  eine  Arbeit  anzunehmen,  sowie  diejenigen, 
welche  andere  zwingen,  an  einem  Klub  oder  einer  Ver¬ 
einigung  teilzunehmen,  zu  einem  gemeinschaftlichen 
Fonds  beizusteuern  oder  einer  Geldbusse  oder  einer  Straf¬ 
klausel  sich  zu  unterwerfen;  schliesslich  alle,  welche  ein 
Zwangsmittel  oder  eine  Gewalttat  gegen  diejenigen  zur 
Anwendung  bringen,  die  sich  geweigert  haben,  gewissen 
Anordnungen,  Vorschriften,  Beschlüssen  oder  Reglements 
Folge  zu  leisten,  welche  die  Vermehrung  oder  Verminderung 
der  Löhne,  die  Abänderung  der  Arbeitsstunden,  die  Be¬ 
stimmung  der  Aufgabe  oder  die  Leitung  der  Fabrikation, 
des  Handels  oder  der  Industrie  zum  Zweck  haben. 

Im  Jahre  1859  erging  ein  neues  Gesetz,  dass  den 
Arbeitern  wieder  etwas  günstiger  war.  Es  lautet: 

„Kein  Arbeiter  oder  sonstiges  Individuum,  mag  es 
wirklich  in  Arbeit  stehen  oder  nicht,  das  sich  darauf 
beschränkt,  mit  einem  oder  mehreren  Arbeitern  in  Ver¬ 
bindung  zu  treten,  zu  dem  Zweck,  die  Sätze  der  Löhne 
oder  die  Belohnung  für  die  Arbeit  aller  oder  einiger  von 
ihnen  zu  bestimmen,  oder  sich  darauf  beschränkt,  friedlich 
und  durch  vernünftige  Mittel,  ohne  Drohung  oder  Ein¬ 
schüchterung  unmittelbarer  oder  mittelbarer  Art  zu  ver¬ 
suchen,  dass  er  andere  dazu  bringe,  die  Arbeit  einzustellen 
oder  zu  verweigern,  um  auf  diese  Weise  Aenderungen  der 
Löhne  oder  der  festgesetzten  Arbeitsstunden  zu  erreichen, 
soll  fortan  wegen  dieser  Handlung  allein  bestraft  werden.“ 

Selbstredend  werden  die  Arbeiter  durch  dieses  Gesetz 
nicht  ermächtigt,  einen  Vertrag  zu  brechen  oder  zu  ver¬ 
letzen  noch  auch  den  Versuch  zu  machen,  andere  Arbeiter 
hierzu  zu  verleiten. 

Aber  schon  zwei  Jahre  später,  am  6.  August  1861, 
ergeht  ein  neues  Gesetz,  welches  das  vorhergehende  wesent¬ 
lich  einschränkt.  Es  erklärt  alle  diejenigen,  die  sich 
betrügerischer  oder  unerlaubter  Mittel  bedienen,  um  zu 
einer  Erhöhung  der  Arbeitslöhne  zu  gelangen,  sobald  sie 
überführt  sind,  dass  sie  Gewalt  gegen  Personen  gebraucht 
haben,  eines  Vergehens  für  schuldig  und  will  sie  nach 
dem  Ermessen  des  Richters  mit  Gefängnis  bis  zu  zwei 
Jahren  bestraft  wissen. 
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Von  1825  an  bis  zum  Jahre  1871,  das  eine  abermalige 
Neuregelung  der  Koalitionsfrage  brachte,  ist  gegen  die 
Arbeiter,  die  sich  in  den  engmaschigen  Fallstricken  dieser 
Gesetze  fingen,  eine  Reihe  der  härtesten  Urteile  ergangen, 
wie  sie  auf  dem  angeblich  so  sehr  viel  weniger  freiheitlichen 
Kontinent  kaum  denkbar  gewesen  wären.  So  wurden,  um 
ein  besonders  krasses  Beispiel  anzuführen,  im  Jahre  1834 
die  Gründer  einer  Landarbeiterorganisation  in  Dorsethire 
zu  siebenjähriger  Deportation  nach  Australien  verbannt.1) 

Endlich  zu  Anfang  der  siebziger  Jahre,  nachdem  die 
kontinentalen  Staaten  wie  Frankreich  und  Deutschland 
mit  der  Anerkennung  der  Koalitionsfreiheit  für  die  gewerb¬ 
lichen  Arbeiter  schon  vorangegangen  waren,  erfolgte  in 
England  jener  berühmte  „Act  to  amend  the  law  relating 
to  Trades  unions“  kurz  zitiert  als  the  Trade  Union  Act 
vom  29.  Juni  1871,  auf  dem  der  heutige  Rechtsstand  der 
englischen  Gewerkschaften  basiert.  Er  stellt  den  Grund¬ 
satz  der  Koalitionsfreiheit  an  die  Spitze  und  erklärt,  dass 
die  Tendenzen2)  eines  Gewerkvereins  nicht  deshalb  gesetz¬ 
widrig  seien,  bloss  weil  sie  eine  Einschränkung  der  Freiheit 
des  Gewerbes  bedeuteten.  Auch  könne  das  einzelne  Mit¬ 
glied  wegen  seiner  Zugehörigkeit  zu  einem  Gewerkverein 
nicht  einer  verbrecherischen  Verschwörung  oder  eines 
anderen  Vergehens  für  schuldig  befunden  werden,  noch 
mache  es  sich  dadurch  strafbar,  dass  es  einen  freien  Ver¬ 
trag  oder  ein  Uebereinkommen  hinderte. 

Den  weiteren  Ausbau  der  Rechte  und  Pflichten  der 
Gewerkschaften  lassen  sich  weiterhin  noch  the  Conspiracy 
and  Property  Act  vom  13.  August  1875  und  ferner  the 
Trade  union  Acts  Amendement  Act  vom  30.  Juni  1876 
angelegen  sein. 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  des  Verschwörungs¬ 
gesetzes  von  1875  sind:  Es  werden  alle  auf  die  För¬ 
derung  der  Koalitionsbestrebungen  gerichteten  Hand¬ 
lungen  für  gesetzmässig  erklärt,  die  nicht  durch  das 
Gesetz  ausdrücklich  für  strafbar  erklärt  werden.  Strafbar 
ist  nämlich  nur  der  Zwang,  wenn  die  zu  seiner  Verwirk¬ 
lichung  angewandten  Mittel  bestehen  1.  in  Gewalt,  Be¬ 
drohung  der  Person  und  Vermögensbeschädigung,  oder  2. 
in  belästigenden  Massnahmen  gegen  Personen  und  deren 


!)  Vgl.  H  a  s b  a  c  h ,  Die  englischen  Landarbeiter  in  den  letzten  hundert 
Jahren  und  die  Einhegungen.  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik. 
Bd.  59.  S.  303. 

2)  „purposes“  heisst  es  im  englischen  Text. 


28 


Erwerbstätigkeit.  Solche  Massnahmen  sind:  unablässiges 
Nachgehen  von  Ort  zu  Ort,  Versteck  von  Werkzeug, 
Kleidungs-  oder  sonstigen  Vermögensgegenständen  bezw. 
deren  Fortnahme  (in  nicht  diebischer  Absicht)  oder  Ver¬ 
hinderung  an  ihrem  Gebrauche,  Ueberwachung  oder  Um¬ 
stellung  des  Wohnhauses  bezw.  der  Arbeits-  und  Geschäfts¬ 
stellen  oder  Zugänge  zu  ihnen  (das  Ausstellen  von  Schild¬ 
wachen  in  der  Nähe  des  Hauses  oder  ein  Warten  bei 
demselben  lediglich  zwecks  Erlangung  oder  Vermittlung 
von  Nachrichten  ist  nicht  verboten),  Verfolgung  in  Gesell¬ 
schaft  zweier  oder  mehrerer  Personen  auf  ungehörige  Art 
durch  die  Strassen.  Arbeitsvertragsbruch  ist  nur  strafbar 
für  den  Fall,  dass  die  Handlung  in  vorbedachter  oder 
böslicher  Absicht  geschieht  oder  der  Handelnde,  gleichviel 
ob  allein  oder  mit  anderen,  davon  Kenntnis  oder  doch  zu 
der  Annahme  hinreichenden  Grund  hat,  dass  die  wahrschein¬ 
liche  Folge  seines  Vertragsbruchs  sein  werde,  Menschenleben 
zu  gefährden  oder  Menschen  ernstlichen  Körperschaden 
zuzufügen  oder  wertvolle  Vermögensstücke,  beweglicher 
oder  unbeweglicher  Art,  der  Zerstörung  oder  ernstlicher 
Beschädigung  auszusetzen.  Die  gleiche  Strafe  soll  alle 
im  Dienste  städtischer  Gas-  oder  Wasserwerke  angestellten 
Personen  treffen,  welche  Kenntnis  oder  doch  zu  der  Annahme 
genügenden  Grund  haben,  dass  die  wahrscheinliche  Folge 
ihres  Arbeitsvertragsbruches  den  Bewohnern  der  Ortschaft 
die  Gas-  und  Wasserzufuhr  gänzlich  oder  in  erheblicher 
Weise  abschneiden  würde. 

Das  neueste  Gesetz  der  englischen  Koalitionsgesetz¬ 
gebung,  das  sog.  „Arbeitsstreitigkeitengesetz“  stammt  aus 
dem  Jahre  1906.  Den  äusseren  Anlass  dazu  gab  ein  Streik 
der  Arbeiter  der  Taff  Vale  Eisenbahn.  Ihr  Verband  wurde 
nämlich  durch  Gerichtsentscheid  im  Jahre  1901  haftbar 
gemacht  für  den  Schaden,  den  einer  der  Vereinssekretäre 
der  Eisenbahngesellschaft  durch  Streikpostenstehen  zugefügt 
haben  sollte.  Bisher  hatte  nämlich  allgemein  auch  unter 
den  Juristen  die  Anschauung  geherrscht,  dass  Postenstehen 
lediglich  zum  Zwecke  der  Einziehung  und  Weitergabe  von 
Nachrichten  nach  dem  Gesetz  von  1875  erlaubt  sei.  Auch 
war  man  bisher  der  Meinung  gewesen,  dass,  wer  sich 
durch  die  Tätigkeit  von  Gewerkvereinen  und  deren  Ange¬ 
stellten  geschädigt  glaubte,  nach  dem  Gesetz  von  1871 
sich  nur  an  diesen  Angestellten,  nicht  an  dem  Vermögen 
der  Gewerkvereine  selbst,  schadlos  halten  könne.  Ueber 
diese  Aenderung  in  der  Rechtsprechung  im  Falle  der 
Arbeiter  der  Taff  Vale  Eisenbahn  herrschte  naturgemäss 
in  den  Arbeiterkreisen  grösste  Erbitterung.  Es  wurde 
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deshalb  im  Jahre  1903  eine  neue  kgl.  Kommission  zur 
Untersuchung  von  Arbeitsstreitigkeiten  in  Gewerkvereini¬ 
gungen  eingesetzt,  in  der  indes  die  Arbeiter  nicht  vertreten 
waren.  Nachdem  in  den  Wahlen  des  Jahres  1906  das 
konservative  Ministerium  nicht  zum  mindesten  durch  die 
Erbitterung  der  Arbeiter  über  seine  gewerk vereinsfeind¬ 
lichen  Bestrebungen  unterlegen  war,  brachten  das  neue 
liberale  Ministerium  und  gleichzeitig  die  Arbeiterpartei 
einen  Gesetzentwurf  ein,  aus  denen  das  Arbeitsstreitig¬ 
keitengesetz  von  1906  hervorging.  Dieses  bestimmt  in 
seinen  wesentlichsten  Punkten: 

1.  Eine  Handlung,  welche  in  Ausführung  einer  Ver¬ 
abredung  oder  Vereinigung  zweier  oder  mehrerer  Personen 
geschieht,  soll,  wenn  im  Hinblick  auf  eine  Arbeitsstreitig¬ 
keit  oder  in  Förderung  derselben  vorgenommen,  nicht 
Gegenstand  einer  Klage  sein,  ausser  wenn  sie  ohne  solche 
Vereinigung  oder  Verabredung  klagbar  sein  würde. 

2.  Es  soll  für  eine  oder  mehr  Personen,  welche  selbst¬ 
ständig  oder  für  einen  Gewerkverein  oder  für  einen  ein¬ 
zelnen  Arbeitgeber  oder  eine  Firma  im  Hinblick  auf  eine 
Arbeitsstreitigkeit  oder  zur  Forderung  einer  solchen  handeln, 
gesetzlich  erlaubt  sein,  bei  oder  in  der  Nähe  eines  Hauses 
oder  eines  Platzes,  wo  eine  Person  wohnt  oder  arbeitet 
oder  ein  Geschäft  betreibt  oder  sich  zufällig  aufhält,  Posten 
zu  stehen,  wenn  damit  lediglich  beabsichtigt  wird,  auf 
friedlichem  Wege  Nachrichten  einzuziehen  oder  Mitteilungen 
zu  machen  oder  auf  andere  friedlich  einzuwirken,  dass  sie 
arbeiten  oder  sich  des  Arbeitens  enthalten.  Die  Sektion  7 
des  Verschwörungs-  und  Vermögensschutzgesetzes  von 
1875,  welche  Strafen  für  Einschüchterung  oder  Belästigung 
durch  Anwendung  von  Gewalt  oder  sonstwie  festsetzt, 
wird,  soweit  sie  dem  entgegensteht,  abgeschafft. 

3.  Eine  Handlung,  welche  von  einer  Person  vorge¬ 
nommen  wird  im  Hinblick  auf  eine  Arbeitsstreitigkeit 
oder  zur  Förderung  einer  solchen,  soll  nicht  strafbar  sein 
aus  dem  Grunde  allein,  dass  dadurch  eine  andere  Person 
veranlasst  wird,  einen  Arbeitsvertrag  zu  brechen,  oder  dass 
sie  eine  Einmischung  ist  in  das  Gewerbe,  Geschäft  oder 
Beschäftigung  einer  anderen  Person  oder  in  das  Recht 
eines  anderen,  über  sein  Kapital  oder  seine  Arbeit  nach 
Belieben  zu  verfügen. 

4.  Kein  Gerichtshof  soll  eine  Klage  annehmen  gegen 
einen  Gewerkverein,  sei  es  von  Arbeitern  oder  Arbeit¬ 
gebern,  oder  gegen  irgend  welche  Mitglieder  oder  Beamten 
eines  solchen,  was  diesen  selbst  und  alle  übrigen  Mitglieder 
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des  Gewerkvereins  angeht,  hinsichtlich  irgend  einer  beein¬ 
trächtigten  Handlung,  von  der  gesagt  wird,  dass  sie  von 
oder  für  einen  Gewerkverein  begangen  worden  sei. 

Nichts  in  dieser  Bestimmung  soll  die  Haftbarkeit  der 
Treuhänder  eines  Gewerkvereins  berühren,  soweit  sie 
gemäss  dem  Gewerkvereinsgesetz  von  1871,  sectio  9, 
belangt  werden  können,  ausser  was  beeinträchtigende 
Handlungen  angeht,  welche  von  oder  für  einen  Gewerk¬ 
verein  begangen  worden  sind  im  Hinblick  oder  in  För¬ 
derung  einer  Arbeitsstreitigkeit. 

Es  erhebt  sich  nun  die  Frage,  ob  auch  die  englischen 
Landarbeiter  in  diese  Gesetzgebung  einbegriffen  sind. 
Sicher  ist,  dass  dies  bei  den  Gesetzen  von  1824  und  25 
nicht  der  Fall  war,  da  sie  ausdrücklich  von  den  gewerb¬ 
lichen  Arbeitern  sprechen.  Erst  das  Gesetz  von  1859 
handelt  ganz  allgemein  von  Arbeitern  und  Individuen, 
die  in  Arbeit  stehen.  Man  muss  also  annehmen,  dass  die 
englischen  Arbeiter,  soweit  sie  in  der  Landwirtschaft 
beschäftigt  sind,  seit  1859  ein  bescheidenes  Mass 
von  Koalitionsrecht  besitzen,  das  erst  durch  die  späteren 
Gesetze  erweitert  und  gesichert  wurde.  Es  spricht  hierfür 
auch  die  Tatsache,  dass  sie,  nachdem  der  bereits  erwähnte 
frühere  Versuch  fehlgeschlagen  war,  erst  seit  dieser  Zeit 
anfangen,  sich  zu  organisieren.  „Erst  am  Ende  1865“,  so 
schreibt  Hasbach  in  der  schon  genannten  Arbeit,  der  wir 
hier  folgen,  „hören  wir  von  einem  neuen  Gewerk  verein 
in  Schottland.“  Aber  auch  diesmal  drang  die  Organisation 
noch  nicht  durch.  Indes,  der  Gedanke  hatte  Fuss  gefasst, 
und  am  13.  Februar  1872  gründeten  etwa  1000  Landarbeiter 
in  Wellesborne  eine  Gewerkschaft,  der  sich  am  29.  März 
desselben  Jahres  eine  Organisation  mit  5000  Mitgliedern 
in  64  Zweigvereinen  in  der  Grafschaft  Warwickshire  an¬ 
schloss.  Wenn  man  Kulemann1)  glauben  darf,  zählten 
die  zu  einer  Nationalen  Landarbeiter -Union  vereinigten 
Gewerkschaften  schon  Ende  1872  an  die  100000  Mitglieder. 
Doch  war  die  Herrlichkeit  nicht  von  langer  Dauer.  Als 
die  Landarbeiter  im  Jahre  1874  die  Forderung  auf  Lohn¬ 
erhöhung  und  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  stellten, 
antworteten  die  Pächter  mit  einer  allgemeinen  Aussperrung, 
die  schliesslich  10000  Gewerkschaftsmitglieder  umfasste. 
In  den  letzten  Tagen  des  Juli  1874  endete  der  Kampf  mit 
einer  gründlichen  Niederlage  der  Arbeiter.  Die  Folge 
dieses  unglücklichen  Streiks  war  ein  beträchlicher  Rück- 


!)  Die  Gewerkschaftsbewegung.  Darstellung  der  gewerkschaftlichen 
Organisation  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  aller  Länder.  Jena  1900.  S.  22. 
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gang  in  der  Zahl  der  Mitglieder  und  Uneinigkeit  unter 
den  der  Organisation  Treu  gebliebenen.  1878  kommt 
nämlich  zu  den  beiden  seit  Ende  1873  bestehenden  Organi¬ 
sationen,  der  National  Agricultural  Laborers  Union  und 
der  Federal  Union  of  Agricultural  and  General  Laborers, 
noch  eine  dritte  Organisation,  und  schliesslich  taucht  auch 
noch  eine  vierte  auf.  Doch  haben  nur  die  beiden  ersten 
einige  Bedeutung  erlangen  können.  Die  National -Union 
zählte  1874  86214  Mitglieder  in  37  Distrikten  und  1480 
Zweigvereinen.  Nach  dem  unglücklichen  Streik  traten  im 
Winter  1874/75  112  Zweigvereine  mit  28  000  Mitgliedern 
aus,  und  am  30.  April  1875  zählte  sie  nur  noch  58  652 
Mitglieder  in  38  Distrikten  und  1368  Zweigvereinen.  In 
den  folgenden  Jahren  ging  die  Organisation  unter  dem 
Einfluss  der  landwirtschaftlichen  Krisis  der  Jahre  1875 
bis  1881  immer  mehr  zurück.  Schliesslich  zählte  die 
National  -  Union  im  Jahre  1889  nur  noch  4254  Mitglieder, 
während  eine  andere,  die  Kent  and  Sussex- Union,  deren 
noch  etwa  10000  hatte.  Der  Anfang  der  neunziger  Jahre 
sah  wieder  ein  gewisses  Aufblühen  der  ländlichen  Gewerk¬ 
vereine.  1894  bestanden  neun  Organisationen,  die  aber 
insgesamt  an  die  Bedeutung  der  ersten  vom  Jahre  1872 
bei  weitem  nicht  heranreichten  und  jedenfalls  heute,  falls 
sie  überhaupt  noch  bestehen,  ohne  Einfluss  sind.  Wenn 
Kulemann  die  Zahl  der  in  der  Landwirtschaft  Organi¬ 
sierten  1900  noch  auf  0,3  Prozent  der  ländlichen  Arbeiter 
beziffern  zu  dürfen  glaubte,  so  fehlen  über  sie  sowohl 
in  dem  „Vierten  Internationalen  Bericht  über  die  Gewerk¬ 
schaftsbewegung  1906“  als  auch  in  dem  Statistischen 
Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich1)  und  in  der  Labour- 
Gazette  überhaupt  jegliche  Angaben,  woraus  man  wohl 
schliessen  darf,  dass  diese  Bewegung  heute  gänzlich  er¬ 
loschen  ist 

Die  Ursachen,  welche  in  England  zur  Gründung  von 
Landarbeiterorganisationen  führten,  sind  hier  wie  ander¬ 
wärts  dieselben.  Es  ist  hauptsächlich  die  schlechte  Lebens¬ 
lage  dieser  Arbeiterkategorien,  die  Aussichtslosigkeit,  jemals 
ein  noch  so  kleines  Eigentum  an  Grund  und  Boden  zu 
erarbeiten,  und  im  Verein  damit  die  Teilnahmslosigkeit 
der  besitzenden  Klassen  und  vor  allem  der  eigenen  Arbeit¬ 
geber,  welche  die  Arbeiter  in  einer  Vereinigung  ihrer 
zersplitterten  Kräfte  ein  wirksames  Mittel  der  Selbsthilfe 
erblicken  Hessen.  Für  die  englischen  Arbeiter  mögen 


0  Jahrgang  1910.  S.  15*. 
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noch  die  glänzenden  Erfolge  der  gewerblichen  Gewerk¬ 
schaftsbewegung  und  die  enge  Berührung  mit  den 
industriellen  Arbeitern  hinzugekommen  sein,  um  die 
Gründung  von  Landarbeiterorganisationen  nahe  zu  legen. 
Gerade  an  dem  Beispiele  Englands  treten  aber  auch  die 
besonderen  Schwierigkeiten,  mit  denen  eine  ländliche  Ge¬ 
werkschaftsbewegung  zu  kämpfen  hat,  typisch  hervor, 
Schwierigkeiten,  über  die  auch  ihr  erstes,  treibhausartiges 
Aufblühen  nicht  hinwegzutäuschen  vermag  und  die  dann 
schliesslich  auch  ihren  völligen  Niedergang  herbeiführten. 
Hasbach  gibt  als  Gründe  für  den  Niedergang  der  eng¬ 
lischen  Landarbeiterorganisationen  folgende  drei  Punkte 
an:  die  ungenügenden  Löhne,  die  Unmöglichkeit,  den 
Zuzug  von  General  Laborers,  halbbeschäftigten  oder  völlig 
beschäftigungslosen  gewerblichen  Arbeitern,  fernzuhalten, 
und  drittens  den  Mangel  an  Zusammenhang  und  Bildung. 
Vorzüglich  dieser  letzte  Punkt  ist  von  besonderer  Bedeutung, 
er  ist  es  vornehmlich,  der  nicht  nur  in  England,  sondern 
dern  auch  in  vielen  andern  Ländern  heute  und  auch  in 
der  nächsten  Zukunft  der  Landarbeiterorganisation  das 
schwerste  Hindernis  in  den  Weg  stellt. 


3.  Frankreich. 

Wenn  man  in  Frankreich,  begünstigt  durch  eine  gleich- 
mässigere  Grundbesitzverteilung,  auch  eine  Landarbeiter¬ 
frage  in  unserem  Sinne  nicht  kennt,  so  sind  doch  die  darauf 
bezüglichen  Verhältnisse  und  die  Koalitionsgesetzgebung 
dieses  Landes  so  interessant,  dass  man  sie  nicht  still¬ 
schweigend  übergehen  kann.  Um  so  weniger,  als  gerade 
die  französische  Gesetzgebung  wie  in  manchen  anderen, 
so  auch  in  der  Frage  des  Koalitionsrechtes  den  europäischen 
Staaten  vielfach  den  Anstoss  zur  Regelung  dieser  Materie 
gegeben  hat. 

Wie  in  allen  übrigen  Staaten  Europas  bestanden 
ursprünglich  auch  in  Frankreich  strenge  Koalitionsverbote. 
Sogar  die  grosse  Revolution  erklärte  in  gleichem  Atem 
mit  der  Proklamierung  von  Freiheit,  Gleichheit  und  Brüder¬ 
lichkeit  durch  Gesetz  vom  14. — 27.  Juni  U91  (Artikel  4), 
dass  jede  Vereinigung,  Vereinbarung  und  Versammlung 
von  gewerblichen  Arbeitern,  die  bezwecken,  eine  gemein¬ 
same  Arbeitseinstellung  herbeizuführen  oder  einen  bestimm¬ 
ten  Arbeitslohn  festzusetzen,  im  Widerspruch  mit  der 
Freiheit  der  Arbeit  und  der  Erklärung  der  Menschenrechte 
stünde.  Die  Anstifter  derartiger  Vereinbarungen  und  die 
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Leiter  solcher  Vereine  wurden  mit  hoher  Strafe  bedroht. 
Gleicherweise  untersagte  das  analoge  Gesetz  vom  28.  Sep¬ 
tember  —  6.  Oktober  1791  jede  Koalition  ländlicher  Arbeiter. 
Diese  Verbote  liess  Napoleon  I.  nicht  nur  bestehen,  sie 
wurden  von  ihm  sogar  noch  verschärft.  Der  Code  penal, 
(Artikel  414 — 416)  bedrohte  alle  Teilnehmer  an  Koalitionen, 
Arbeitgeber  sowohl  wie  Arbeiter,  mit  Freiheits-  und  Geld¬ 
strafen,  bezeichnenderweise  die  ersteren  aber  neben  einer 
Geldstrafe  von  200 — 3000  Frcs.  mit  Gefängnis  von  sechs 
Tagen  bis  zu  einem  Monate,  die  Arbeiter  dagegen  (Art.  415) 
mit  Gefängnis  von  mindestens  einem  bis  höchstens  drei 
Monaten,  ihre  Anstifter  und  Führer  sogar  mit  Gefängnis 
von  zwei  bis  fünf  Jahren.  Aus  der  Fassung  des  Art.  415 
und  auch  aus  den  Motiven  ist  nicht  deutlich  ersichtlich, 
ob  er  für  die  Landarbeiter  Geltung  hat.  Doch  sprechen 
beide  schlechthin  von  ouvriers.  Auch  findet  sich  in  dem 
von  M.  Louvet  erstatteten  „Rapport“  ein  Satz,  der  darauf 
schliessen  lässt,  dass  die  Landarbeiter  in  das  Koalitions¬ 
verbot  eingeschlossen  seien.  Er  lautet:1)  „Vous  pourez 
avoir  eu,  Messieurs,  des  exemples  de  pareils  concerts“  (des 
ouvriers  pour  faire  cesser  les  travaux)  „soit  pourles  ateliers 
de  fabrique,  soit  pour  des  entreprises  executees  par  le 
gouvernement  soit  pour  des  travaux  necessaires  aux 
recoltes  et  ä  d’autres  parties  de  l’agriculture;  et  je  n’ai 
pas  besoin  d’insister  davantage  pour  vous  faire  sentir 
combien  il  est  interessant  pour  tous  les  genres  d’entreprises 
et  de  l’industrie,  de  les  mettre  ä  Tabri  de  semblables  desord- 
res.“  Die  Ungleichheit  in  der  Bestrafung  der  Koalition 
der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  beseitigte  erst  das  Gesetz 
vom  27.  November  1849,  das  beiden  gleiche  Strafe  androhte. 
Endlich,  am  30.  Mai  1864,  hob  Napoleon  III.  die  Koalitions¬ 
verbote  des  Code  penal  insoweit  auf,  als  fernerhin  nur 
diejenigen  sich  strafbar  machen  sollten,  die  mittels  Gewalt, 
Drohung  oder  betrügerischer  Vorspiegelungen  die  Arbeits¬ 
einstellung  zwecks  Erhöhung  oder  Erniedrigung  der  Arbeits¬ 
löhne  herbeizuführen,  sowie  nach  einem  verabredeten  Plane 
durch  Sperren,  Bussen  oder  Verrufserklärungen  die  Frei¬ 
heit  der  Industrie  oder  der  Arbeit  zu  beeinträchtigen  ver¬ 
suchen  würden.  Doch  war  zur  Bildung  eines  Vereins  mit 
mehr  als  20  Mitgliedern  vorherige  polizeiliche  Genehmigung 
nötig,  ein  Umstand,  der  den  vollen  Gebrauch  der  Koalitions¬ 
freiheit  in  vielen  Fällen  illusorisch  machte.  Erst  im  Jahre 

9  Rapport  fait  au  corps  legislatif  par  M  Louvet,  membre  de  la 
commission  de  legislation,  sur  le  chapitre  II  du  titre  II  du  livre  III  du  Code 
des  Delits  et  des  Peines.  Seance  du  19  f£vrier  1810  Bd.  II  des  von 
M.  Chabot  de  l’Allier  herausgegebenen  Code  pSnal.  Paris  1810.  S.  287. 
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1868  wurde  dieses  Hindernis  hinweggeräumt,  indem  die 
Regierung  erklärte,  sie  werde  die  Vereine  der  Arbeiter, 
falls  sie  sich  der  Politik  enthielten,  unbehelligt  lassen. 

Als  „das  wichtigste  Ereignis  in  der  gewerkschaftlichen 
Bewegung  Frankreichs“  erscheint  K ulemann  das  „um¬ 
fassende  und  segensreiche“  Syndikatsgesetz  vom  21.  Mär2 
1884.  (Loi  relative  ä  la  creation  des  syndicats  professio^ 
nels.)  Es  lautet  wörtlich: 

Art.  I.  Sont  abroyes:  la  loi  de  14. — 27.  Juin  1791  etl’article 
416  du  Code  penal.  Les  articles  291,  292,  298, 
294  du  Code  penal  et  la  loi  du  18.  Avril  1834  ne 
sont  pas  appliquables  aux  syndicats  professioneis. 
Art.  II.  Les  syndicats  ou  associations  professionelles,  meine 
de  plus  vingt  personnes  exe^ant  la  meme  pro- 
fession,  des  metiers  similaires  ou  des  professions 
connexes  concourant  ä  Petablissement  de  produits 
determines,  pourront  se  constituer  librement  sans 
Pautorisation  du  Gouvernement. 

Art.  III.  Les  syndicats  professioneis  ont  exclusivement  pour 
l’objet  Tetude  et  la  defense  des  interets  economiques, 
industriels,  commerciaux  et  agricoles. 

Da  das  neue  Gesetz  nicht  ausdrücklich  das  die  Koa¬ 
lition  der  ländlichen  Arbeiter  verbietende  Gesetz  vom 
28.  September  —  6.  Oktober  1791  für  abgeschafft  erklärt 
hatte,  war  man  sich  darüber  im  Zweifel,  ob  dieses  noch 
zu  Recht  bestehe.  Daher  erliess  der  damalige  Minister 
des  Inneren  Waldeck-Rousseau  zu  obigem  Gesetze  unter 
dem  28.  August  1884  ein  Rundschreiben,  wonach  „aus 
dem  Schweigen  des  Gesetzes  und  aus  den  Verhandlungen 
der  Kammern“  sich  ergebe,  dass  es  auch  für  die  ländlichen 
Arbeiter  und  für  die  Pächter  Geltung  habe. 

Es  ist  nun  bemerkenswert,  dass  dieses  so  liberale  Gesetz 
anfänglich  von  der  industriellen  Arbeiterschaft  mit  einem 
gewissen  Misstrauen  aufgenommen  wurde.  Erst  als  die 
landwirtschaftlichen  Syndikate  einen  so  gewaltigen  Auf¬ 
schwung  nahmen,  schwand  diese  Scheu.  Nun  ist  aller¬ 
dings  der  Charakter  dieser  landwirtschaftlichen  Syndikate 
von  dem  unserer  Gewerkschaften  gänzlich  verschieden 
Es  sind  sogenannte  „syndicats  mixtes“,  die  alle  Klassen 
des  Landwirtschaftsgewerbes  vom  Grossgrundbesitzer  und 
Grossbauer  bis  zum  kleinen  Pächter  und  Arbeiter  umfassen. 
Dabei  decken  sich  ihre  Aufgaben  vielfach  mit  jenen,  die 
bei  uns  spezielle  landwirtschaftliche  Vereine  und  Genossen¬ 
schaften  übernommen  haben:  also  Errichtung  und  Ver¬ 
waltung  gemeinsamer  Ein-  und  Verkaufsstellen,  von 
Produktivgenossenschaften  und  Konsumvereinen,  von 
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Hagel-  und  Feuerversicherungen,  ferner  die  Einführung 
landwirtschaftlicher  Industrien,  wie  Konserven-,  Stärke-, 
Nudelfabriken  usw.  Wenn  die  genannten  Anstalten  auch 
hauptsächlich  den  ländlichen  Grundbesitzern  von  Nutzen 
sind,  so  kommen  doch  manche  andere  Einrichtungen,  wie 
die  Witwen-,  Waisen-,  Pensions-,  Spar-  und  Sterbekassen, 
die  Volkssekretariate,  Arbeitsauskunfteien,  die  Sühne-  und 
Schiedsgerichte  auch  den  ländlichen  Arbeitern  zugute,  deren 
Gegensatz  zu  den  andern  ländlichen  Klassen  ohnehin  nicht 
so  gross  ist  wie  beispielsweise  im  deutschen  Osten,  da  sie 
vielfach  selbst  kleine  Grundbesitzer  sind. 

Von  der  Bedeutung  dieser  landwirtschaftlichen  Syn¬ 
dikate  macht  man  sich  erst  den  rechten  Begriff,  wenn 
man  weiss,  wie  gross  die  Zahl  ihrer  Mitglieder  ist.  Während 
man  1884  erst  5  „syndicats  agricoles“  zählte,  gab  es  1894 
schon  1092  mit  378  750  Mitgliedern,  1906  gar  3883  mit 
716  530  Mitgliedern,1)  die  ausserdem  in  mehr  als  20  Zentral¬ 
verbänden  zusammengeschlossen  sind. 

Ausser  diesen  „syndicats  mixtes“  gibt  es  in  den  Wein¬ 
baudistrikten  der  Languedoc,  in  den  drei  Departements 
Herault,  Aude  und  Pyrenees  Orientales,  seit  den  letzten 
Jahren  etwa  hundert  von  den  sozialistischen  Arbeitsbörsen 
in  Montpellier,  Bezieres,  Narbonne  und  Carcassonne  in 
Leben  gerufene  Syndikate  der  Landarbeiter,  die  in  den 
Jahren  1903  und  1904  zahlreiche,  aber  unbedeutende 
Arbeiterausstände  durch  geführt  haben. 

Wenn  man  von  diesen  Streiks  der  letzten  Jahre  ab¬ 
sieht,  die  bis  dahin  in  der  französischen  Landwirtschaft 
so  gut  wie  unbekannt  waren,  kann  man  es  wohl  verstehen, 
dass  französische  Agrarpolitiker  wie  z.  B.  Rocquigny2)  die 
Beziehungen  zwischen  den  ländlichen  Arbeitgebern  und 
Arbeitern  in  Frankreich  als  „gute,  um  nicht  zu  sagen  aus¬ 
gezeichnete“  preisen.  Unzweifelhaft  haben  hierzu  die 
„syndicats  mixtes“  ihr  gut  Teil  beigetrageu. 

4.  Oesterreich-Ungarn. 

Für  den  österreichischen  Teil  der  habsburgischen 
Monarchie  wurden  die  in  der  Gewerbe-Ordnung  vom 
20  Dezember  1859  ausgesprochenen  Koalitionsverbote  der 
Arbeiter  durch  das  Gesetz  vom  7.  April  1870  aufgehoben. 
Der  hier  in  Betracht  kommende  §  2  dieses  Gesetzes  lautet: 
„Verabredungen  von  Arbeitgebern  (Gewerbsleuten,  Dienst- 

b  Stai.  Jahrb.  f.  d  Deutsche  Reich.  Jahrg.  1910.  S.  15*. 

2>  Le  Proletariat  rural  en  Italie,  Paris  1904.  S.  9. 
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gebern,  Leitern  von  Fabriks-,  Bergbau-,  Hüttenwerks-,  land¬ 
wirtschaftlichen  oder  anderen  Arbeitsunternehmungen), 
welche  bezwecken,  mittels  Einstellung  des  Betriebes  oder 
Entlassungen  von  Arbeitern  diesen  eine  Lohnverringerung 
oder  überhaupt  ungünstigere  Arbeitsbedingungen  aufzu¬ 
erlegen,  sowie  Verabredungen  von  Arbeitnehmern  (Gesellen, 
Gehilfen,  Bediensteten  oder  sonstigen  Arbeitern  um  Lohn), 
welche  bezwecken,  mittels  gemeinschaftlicher  Einstellung 
der  Arbeit  von  den  Arbeitgebern  höheren  Lohn  oder  über¬ 
haupt  günstigere  Arbeitsbedingungen  zu  erzwingen,  endlich 
alle  Vereinbarungen  zur  Unterstützung  derjenigen,  welche 
bei  den  erwähnten  Verabredungen  ausharren,  oder  zur 
Benachteiligung  derjenigen,  welche  sich  davon  lossagten, 
haben  keine  rechtliche  Wirkung.“ 

Das  ist  nun  freilich  keine  deutliche  Garantierung  der 
Koalitionsfreiheit;  in  Wirklichkeit  enthält  dieser  Paragraph 
aber  doch  eine  Anerkennung  des  Koalitionsrechtes,  auch 
für  die  ländlichen  Arbeiter,  insofern,  als  die  Versagung 
der  rechtlichen  Verbindlichkeit  von  Vereinbarungen  und 
Verabredungen  den  tatsächlichen  Bestand  von  Koalitionen 
voraussetzt  Sicher  ist  diese  unklare  Fassung  auch  der 
Grund  für  die  vielfachen  Chikanen,  denen  die  österreichi¬ 
schen  Arbeiterorganisationen  von  seiten  der  unteren  Ver- 
waltungsbehörden  ausgesetzt  sind,  indem  diese  von  ihrem 
Rechte,  beschäftigungslose  Arbeiter  in  ihre  Heimatgemein¬ 
den  abzuschieben,  nicht  selten  auch  streikenden  Arbeitern 
gegenüber  Gebrauch  machen,  worüber  von  vielen  Seiten 
geklagt  wird. 

Die  österreichische  Gewerkschaftsbewegung,  soweit  sie 
sich  auf  die  Landarbeiter  erstreckt,  steht  vorderhand  noch 
in  ihren  ersten  Anfängen.  Alles  in  allem  waren  im  Jahre 

1906  2652  Landarbeiter  organisiert;  diese  Zahl  wenigstens 
gibt  das  Statistische  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  an. 
Etwas  abweichend  davon  sind  die  in  der  vom  K.  K.  Arbeits¬ 
statistischen  Amte  im  Handelsministerium  herausgegebenen 
„Sozialen  Rundschau“1)  mitgeteilten  Ziffern.  Danach  waren 

1907  in  Oesterreich  überhaupt  gewerkschaftlich  organisiert 
490  landwirtschaftliche  Arbeiter,  die  einem  Reichsverein 
der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  angehörten.  Hiervon 
entfallen  auf  Böhmen  allein  841  Arbeiter.  Ausserdem  be¬ 
stehen  aber  noch  selbständige  böhmisch-slavische  Fach¬ 
organisationen,  und  zwar  17  mit  2212  Mitgliedern,  darunter 
818  Frauen.  Ihr  Barver  mögen  betrug  Ende  1906  488  Kr. 
und  ergab  mit  den  sonstigen  Aktiva  und  dem  Wert  der 


i)  a.  a.  O.  Märzheft  1908.  S.  265  ff. 


37 


Bibliothek  einen  Vermögensstand  von  1320  Kr.  Ein  beson¬ 
derer  Streikfonds  besteht  nicht.  Die  Gesamteinnahmen 
beliefen  sich  auf  2182  Kr.,  die  Gesamtausgaben  auf  1643  Kr. 
Ausgaben  für  Streikunterstützung  wurden  im  Berichtsjahre 
nicht  gezahlt.  Von  den  Einnahmen  und  Ausgaben  ent¬ 
fallen  auf  ein  Mitglied  0.98  resp.  0.73  Kr.,  das  sind  von 
sämtlichen  böhmisch-slavischen  Fachorganisationen  die 
niedrigsten  Beträge. 

Die  Gründe  für  die  in  einem  vorwiegend  agrarischen 
Staate  wie  Oesterreich  besonders  auffallende,  geringe  Ent¬ 
wickelung  der  Landarbeiterorganisation  sind  hier  in  der 
Isoliertheit  der  Landarbeiter,  in  ihren  niedrigen  Löhnen 
und  in  dem  geringen  Verständnis  der  Landbevölkerung 
für  die  Bedeutung  der  Organisation  zu  suchen.  Auch 
erschwert  der  Gegensatz  der  verschiedenen  Rassen  und 
Nationalitäten,  die  sich  untereinander  auf  das  leidenschaft¬ 
lichste  bekämpfen,  von  vornherein  ein  kräftiges  Organi¬ 
sationsleben. 

Von  besonderem  Interesse  ist  die  Koalitionsgesetz¬ 
gebung  und  die  Landarbeiterbewegung  in  Ungarn.  Auch 
in  diesem  Lande  bestanden  bis  zum  letzten  Drittel  des 
verflossenen  Jahrhunderts  strenge  Koalitionsverbote  für 
alle  Arbeiter.  So  bedrohte  die  von  Ungarn  unter  dem 
1.  Mai  1860  übernommene  österreichische  Gewerbe-Ordnung 
vom  20.  Dezember  1859  Arbeiterkoalitionen  mit  schweren 
Freiheitsstrafen,  die  erst  durch  die  am  15.  März  1872  in 
Kraft  getretene  neue  Gewerbe-Ordnung  (G.  A.  VIII)  be¬ 
seitigt  wurden.  Allerdings,  der  Grundsatz  der  Koalitions¬ 
freiheit  war  auch  hierin  nicht  offen  ausgesprochen,  vielmehr 
war  der  in  Betracht  kommende  §  93  fast  wörtlich  dem 
vorhin  erwähnten  §  2  des  österreichischen  Gesetzes  vom 
7.  April  1870  nachgebildet.  Auch  die  durch  G.  A.  XVII 
vom  Jahre  1884  erlassene  neueste  Gewerbe-Ordnung  ver¬ 
meidet  ängstlich  die  ausdrückliche  Anerkennung  der 
Koalitionsfreiheit.  Aus  dieser  Unklarheit  heraus  ist  die 
administrative  Handhabung  des  Koalitionsrechtes  zu  ver¬ 
stehen,  wie  sie  in  Ungarn  geübt  wird.  Ein  Ministerial- 
Erlass  vom  2.  Mai  1875  verfügte  ein  Verbot  der  Bildung 
von  Arbeitervereinen,  soweit  es  sich  hierbei  um  Gewerk¬ 
vereine  in  unserem  Sinne  handelte.1)  „Diese  Verordnung 
von  1875“,  so  sagte  Ferenczi2),  „diente  als  Grundlage  jener 


9  Vgl.  Imre  Ferenczi,  Das  Koalitionsrecht  in  Ungarn  im  „Archiv 
für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik“.  XXVI.  Bd.  I.  Heft.  Januar  1908. 
S.  206  ff. 

2)  a.  a.  O.  S.  208  ff. 
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bis  zum  heutigen  Tage  währenden,  kurzsichtigen  admini¬ 
strativen  Praxis,  wonach  die  ungarischen  sogenannten 
Gewerkschaften  mit  den  wichtigsten  Attributen  des  Trade¬ 
unionismus,  mit  dem  Rechte  der  Beeinflussung  des 
Arbeitsverhältnisses  durch  Verhandlungen  mit  den  Arbeit¬ 
gebern  und  dem  Rechte  der  Anordnung,  Leitung  und 
Unterstützung  der  Streiks  nicht  gestattet  werden.  So 
entstanden  in  Ungarn  hinter  den  ministeriell  gestatteten, 
unvollständigen  Gewerkschaften  im  dämmernden  Halb¬ 
dunkel  sogenannte  „freie  Verbindungen“,  die  nun  die  Be¬ 
einflussung  der  Arbeits Verhältnisse  ihrerseits  besorgen,  und 
daher  tatsächlich  zu  reinen  Streikorganisationen  entarten, 
und  deren  notgedrungen  geheime  Wirksamkeit  und 
mangelnde  Kontrolle  wir  als  einen  Hauptgrund  der  stets 
zunehmenden  Verwilderung  des  Verhältnisses  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  in  Ungarn  betrachten.“  Es  kann 
demnach  in  Ungarn  von  einer  „tatsächlichen,  d.h.  von  einer 
gesetzlich  zugesicherten  wirtschaftlichen  Organisations-  und 
Streikfreiheit  nicht  einmal  bei  den  industriellen  Arbeitern 
die  Rede  sein.“1) 

Noch  weniger  natürlich  bei  den  Landarbeitern.  Für 
diese  gelten  ausserdem  noch  besondere  gesetzliche  Be¬ 
stimmungen.  Im  G.  A  XIII  vom  Jahre  1876  wurde  zur 
Ordnung  der  Dienstverhältnisse  des  Gesindes  ein  Gesetz 
erlassen,  welches  neben  den  bloss  das  Gesinde  betreffenden 
Vorschriften  eine  wenn  auch  nur  ganz  allgemeine  Rege¬ 
lung  des  Arbeitsverhältnisses  der  kontraktlich  gebundenen 
Landarbeiter  vorsah.  Danach  sind  die  Arbeiter  nicht 
befugt,  ihre  Arbeit  niederzulegen  oder  den  Ort  der  Arbeit 
zu  verlassen,  wenn  über  das  Arbeitsverhältnis  Streitigkeiten 
zwischen  ihnen  und  dem  Arbeitgeber  entstehen.  Wenn 
die  Arbeiter  es  trotzdem  tun,  können  sie  auf  Antrag  ihres 
Arbeitgebers  von  der  Behörde  mit  Gewalt  an  die  Arbeits¬ 
stätte  zurückgeführt  werden.  Die  Schnitter  dürfen  erst 
dann  eine  neue  Vereinbarung  über  den  Arbeitslohn  ver¬ 
langen,  wenn  festgestellt  ist,  dass  die  Ernte  unter  der 
Hälfte  der  ortsüblichen  Durchschnittsernte  bleibt;  in  allen 
andern  Fällen  müssen  sie  nach  dem  beim  Heranreifen 
des  Getreides  vereinbarten  Anteil,  auch  wenn  dieser 
schliesslich  nicht  ihren  Erwartungen  entspricht,  die  Ernte 
einbringen.  Uebrigens  müssen  die  Kontrakte  der  Schnitter, 
die  in  der  Regel  für  die  ganze  Saison  gedungen  werden, 
im  Gegensatz  zu  den  Vereinbarungen  mit  den  freien 
Tagelöhnern,  die  mündlich  abgeschlossen  werden  können. 


l)  Ferenczi  a.  a.  O.  S.  218. 
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schriftlich  festgesetzt  werden.  Auch  kann  das  Arbeits¬ 
verhältnis  der  Tagelöhner,  falls  nicht  ausdrücklich  anders 
abgemacht  ist,  jeden  Tag  von  beiden  Seiten  gelöst  werden. 

An  dieses  Gesetz  knüpft  der  nach  dem  ersten  grossen 
Landarbeiterstreik  erlassene  G.  A.  II  vom  Jahre  1898 
über  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  zwischen  den 
Arbeitgebern  und  den  landwirtschaftlichen  Arbeitern  an. 
Natürlich  war  der  Hauptzweck,  fürderhin  jede  Möglichkeit 
eines  Landarbeiterstreiks  zu  beseitigen  und  die  ungestörte 
Vollendung  der  Erntearbeiten  sicher  zu  stellen.  Um  dieses 
Ziel  zu  erreichen,  müssen  sich  jetzt  die  Landarbeiter  nach 
den  Vorschriften  des  Gesetzes  mit  Arbeitszertifikaten  ver¬ 
sehen,  in  welche  zur  Sicherung  gegen  Vertragsbruch  von 
dem  Gemeindevorstand  Abschluss  und  Erfüllung  resp. 
Auflösung  jedes  Vertrages  über  alle  nicht  im  Taglohn  zu 
leistenden  Arbeiten  eingetragen  werden  muss.  Eine  weitere 
Sicherung  dieses  zivilrechtlichen  Vertrages  soll  durch  die 
strafrechtliche  Ahndung  des  Vertragsbruchs  seitens  der 
Arbeiter  sowie  der  Begünstigung,  Drohung  oder  Auf¬ 
reizung  zum  Streik  bewirkt  werden.  Arbeitseinstellung 
wird  ausser  mit  Geldstrafe  bis  zu  100  Kr.  mit  Haft  bis  zu 
15  Tagen,  die  Aufreizung  zu  gemeinsamer  Arbeitsnieder¬ 
legung  verdingter  Arbeiter  sowie  jede  Förderung  einer 
solchen  Bewegung  mit  Gefängnis  bis  zu  60  Tagen  und 
Geldbusse  bis  zu  400  Kr.  gestraft.  Der  Klassencharakter 
dieses  Gesetzes  kommt  noch  dadurch  schärfer  zum  Aus¬ 
druck,  dass  für  unbegründete  Verletzungen  des  Arbeits¬ 
vertrags  seitens  der  Arbeitgeber  keinerlei  Haftstrafe,  son¬ 
dern  nur  Geldstrafe  bis  zu  600  Kronen  vorgesehen  ist 
Ausserdem  haften  beide  Kontrahenten  mit  ihrem  Vermögen 
für  alle  aus  dem  Vertragsbruch  entstehenden  Schäden. 
Bekanntlich  hat  das  „Sklavengesetz“,  wie  es  von  den 
Arbeitern  genannt  wird,  seinen  Hauptzweck,  die  Ver¬ 
hinderung  weiterer  Erntestreiks,  nicht  zu  erfüllen  vermocht, 
da  in  den  Jahren  1905  und  1906  wieder  grössere  Streiks 
landwirtschaftlicher  Arbeiter  stattgefunden  haben. 

Von  einer  Organisation  der  Landarbeiter  vor  Beginn 
des  grossen  ersten  Streiks  vom  Jahre  1897  kann  nur  in 
sehr  bedingter  Weise  die  Rede  sein.  Zwar  strebten  die 
sozialistischen  Agitatoren,  die  sich  schon  früh  die  Unzu¬ 
friedenheit  der  Landarbeiterschaft  zunutze  zu  machen  ver¬ 
suchten,  mit  aller  Kraft  dahin,  die  Arbeiter  zu  organisieren 
und  zur  Bildung  von  Vereinen  zu  veranlassen.  Doch 
kamen  diese  Vereine,  um  überhaupt  die  Genehmigung  der 
Regierung  zu  erhalten,  nur  in  der  Form  von  Lese-  oder 
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Selbstbildungsvereinen  zustande.  Dem  ersten  im  Jahre 
1891  in  Oroshaza  gegründeten  sozialistischen  Landarbeiter¬ 
verein  folgten  im  Laufe  der  Jahre  viele  andere,  die  aber 
ebenso  wie  die  Landarbeiterversammlungen  vom  Minister 
des  Innern  bald  verboten  wurden.  Natürlich  führten  diese 
Verbote  das  gerade  Gegenteil  des  gewünschten  Erfolges 
herbei.  Sie  waren  der  Verbreitung  des  Agrarsozialismus 
nur  günstig.  Durch  die  Heimlichkeit,  mit  der  infolge  der 
Verbote  die  Agitation  betrieben  werden  musste,  gewannen 
die  Lehren  des  Sozialismus  für  die  Landbevölkerung  nur 
noch  mehr  an  Reiz,  und  die  Einsperrung  der  Agitatoren 
und  Führer  der  Bewegung  liess  diese  dem  Volke  im 
Lichte  des  Märtyrertums  erscheinen.1)  Einen  Beweis  für 
das  immer  weitere  Umsichgreifen  der  sozialistischen  Ideen 
bildet  die  Tatsache,  dass  am  31.  Januar  1897  in  Budapest 
der  erste  ungarische  Landarbeiterkongress  abgehalten 
werden  konnte,  auf  dem  die  Feldarbeiter  von  87  Gemeinden 
vertreten  waren.2)  Unter  anderm  wurde  beschlossen,  „dass 
die  Arbeiter  im  geheimen  und  frei  von  behördlicher  Kon¬ 
trolle  Arbeitervereine  bilden  und,  wenn  notwendig,  die 
auf  die  Arbeitslöhne  bezüglichen  Beschlüsse  des  Kongresses 
selbst  mit  Gewalt  durchführen“  sollten3),  ein  Beschluss, 
der  die  aufgereizten  Gemüter  soweit  fortriss,  den  Ernte¬ 
streik  zu  proklamieren.  Zwei  Wochen  vor  der  Ernte  stand 
dann  fest,  dass  sie  ihn  wirklich  wagen  würden.  Infolge¬ 
dessen  traf  die  Regierung  in  aller  Eile  ihre  Massregeln 
Eine  Reservearmee  von  3000  Arbeitswilligen  wurde  in  den 
bedrohten  Gegenden  zusammengezogen  und  für  ihre 
sukzessive  Ergänzung  Sorge  getragen.  Im  ganzen  waren 
zum  Ersatz  der  Ausständigen  5277  Arbeiter  nötig.4)  Der 
Erfolg  des  Streikes  für  die  Arbeiter  war  der,  dass  an 
vielen  Orten  neue,  für  sie  günstigere  Verträge  abgeschlossen 
werden  mussten;  die  auf  dem  Kongress  gestellten  Forde¬ 
rungen  wurden  indes  bei  weitem  nicht  erreicht. 

Auf  diesen  Streik  folgte  eine  Ruhepause  bis  zum  Jahre 
1905.  In  diesem  Jahre  brach  ein  neuer  Streik  aus,  der 
auch  durchgeführt  wurde,  ohne  dass  eine  gewerkschaftliche 
Organisation  in  unserem  Sinne  bestanden  hätte.  Erst  im 
Dezember  desselben  Jahres  wurde  vom  Minister  des  Innern 
eine  sozialdemokratische  Landarbeiterorganisation  geneh- 


1)  Vgl  Josef  Graf  Mailäth,  Studien  über  die  Landarbeiterfrage 
in  Ungarn  in  der  Zeitschrift  „Wiener  staatswissenschaftliche  Studien“ 
Wien  und  Leipzig  1905.  VI.  Bd  II.  Heft,  S.  93  ff. 

2) 3)  4)  Vgl.  Mailäth  a.  a.  O.  S.  107,  110,  112. 
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migt,  der  nach  Ferenczi1)  etwa  25000  Arbeiter  angehören. 
Während  die  Gesamtzahl  der  Organisierten  in  der  Land¬ 
wirtschaft  im  Statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Reich2)  auf  24000  angegeben  wird,  soll  diese  Zahl  Mitte 
1908  schon  auf  72565  gestiegen  sein.3)  Von  der  Zahl 
aller  Landarbeiter,  die  nach  der  letzten  Volkszählung  im 
Jahre  1900  1795090  Seelen  betrug4),  sind  dies  immerhin 
erst  etwa  4  Prozent.  Es  bleibt  also  der  Organisation  für 
die  Zukunft  noch  ein  recht  grosses  Feld  der  Betätigung. 

Weitere  Ausdehnung  gewann  der  letzte,  im  Jahre  1906 
in  Szene  gesetzte  Erntestreik,  der  sich  fast  über  das  ganze 
Weizengebiet  Ungarns  erstreckte.  An  ihm  beteiligten 
sich  rund  40 — 500U0  Arbeiter.5)  Der  Umstand,  dass  bei 
den  früheren  Streiks  Tausende  von  Landarbeitern  wegen 
Kontraktbruchs  mit  Gefängnis  bestraft  worden  waren, 
hatte  die  Arbeiter  klüger  gemacht.  Da  die  vor  Abschluss 
des  Arbeitsvertrags  unter  einander  getroffenen  Verein¬ 
barungen  nicht  strafbar  sind,  machten  die  Feldarbeiter 
sich  dies  zunutze  und  verweigerten  schon  um  Neujahr 
den  Abschluss  von  Verträgen  zu  den  angebotenen  Be¬ 
dingungen.  Die  Folge  war,  dass  viele  Arbeitgeber  zu 
Beginn  der  Ernte  noch  nicht  über  die  nötigen  Arbeits¬ 
kräfte  verfügten  und  schliesslich  auf  die  Forderungen  der 
Arbeiter  eingehen  mussten.  Allerdings  der  Erfolg  —  man 
erzielte  Lohnerhöhungen  von  25 — 75  Prozent  —  wurde 
dadurch  in  etwa  getrübt,  dass  auch  jetzt  wieder  mehr  als 
3000  Arbeiter  in  die  Gefängnisse  gesteckt  wurden.6) 

Von  Interesse  ist  die  Uebersicht,  die  Krejczi  über  den 
Einfluss  der  Organisation  auf  die  Löhne  gibt,  wobei  in¬ 
dessen  zu  berücksichtigen  ist,  dass  die  Zahlen  als  Verhält¬ 
niszahlen  nicht  schlechthin  beweiskräftig  sind.  Danach 
sind  in  neun  Gemeinden  ohne  jede  Organisation  die  Löhne 
in  den  Jahren  1905  und  1906  stationär  geblieben;  in 
zwanzig  Gemeinden  mit  bloss  schwacher  Organisation  sind 
die  Tagelöhne  im  Laufe  eines  Jahres  um  10 — 21  Prozent, 
in  dreizehn  Gemeinden  mit  besserer  Organisation  um 


1)  a.  a.  O.  S.  218.  Fussnote  71. 

2)  Jahrgang  1910.  S.  15*. 

3)  Vgl.  Krejczi  „Zur  Landarbeiterfrage  in  Ungarn“.  Vortrag, gehalten 
auf  der  165.  Plenarversammlung  der  Gesellschaft  österreichischer  Volks¬ 
wirte  Abgedruckt  in  der  „Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik 

und  Verwaltung.“  17  Bd.  II.  und  III.  Heft.  1908.  S.  365  ff. 

0  Vgl.  Mailäth,  a.  a.  O.  S.  36. 

0  6)  Vgl.  Krejczi,  a.  a.  O 
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28 — 55  Prozent,  in  den  bestorganisierten  Gemeinden  um 
80—100  Prozent  gestiegen.  Während  in  Seregelyes  zu 
der  Erntezeit  Löhne  von  120  h.  üblich  sind,  wurden  in 
Oroshäza  —  dem  Ort,  wo,  wie  oben  bemerkt,  der  erste 
Landarbeiterverein  Ungarns  gegründet  wurde  —  10  Kr. 
bezahlt. 

Die  Gründe,  welche  eine  so  tiefgehende  und  nach¬ 
haltige  Bewegung  unter  den  ungarischen  Landarbeitern, 
hauptsächlich  im  Alföld,  hervorzubringen  imstande  waren, 
sind  teils  in  ihrer  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Lage, 
teils  in  dem  ungarischen  Volkscharakter  zu  suchen.  Die 
rechtliche  Seite  des  Arbeitsverhältnisses  ist  bereits  im 
vorhergehenden  erörtert  worden.  Was  die  Löhne  angeht, 
so  schwanken  darüber  die  Angaben  sehr.  Während  Mai- 
läth1)  den  durchschnittlichen  Lohn  eines  Mannes  in 
der  Ernte  vor  dem  Streik  von  1897  auf  täglich  6  Kr.  be¬ 
ziffert  und  für  eine  Frau  4  Kr.  berechnet,  gibt  Krejczi 
den  Tagelohn  in  der  Ernte  für  Seregelyes  auf  120  h  an. 
Jedenfalls  ist  sicher,  dass  das  Ueberangebot  von  Arbeits¬ 
kräften  vor  dem  Ausbruche  des  Streiks  auf  den  Preis  der 
Arbeit  drückend  eingewirkt  hat.  Auch  trägt  die  Art  der 
Entlohnung,  der  Ertrags-Anteil  von  dem  geernteten  Ge¬ 
treide,  so  gross  die  sonstigen  Vorteile  dieses  Systems 
gegenüber  den  reinen  Geldlöhnen  auch  sein  mögen,  doch 
ein  gewisses  Moment  der  Schwankung  und  Unsicherheit 
in  das  Budget  des  Arbeiters,  das  sich  in  schlechten  Ernte¬ 
jahren  besonders  fühlbar  machen  wird.  Ein  weiterer 
Grund  der  Landarbeiterbewegung  liegt  in  der  sehr  un¬ 
vorteilhaften  Bodenbesitzverteilung  Ungarns.  Nach  einer 
bei  Mailäth2)  mitgeteilten  Statistik  aus  dem  Jahre  1895  hat 
der  Grossgrundbesitz  mit  mehr  als  1000  Joch*)  81,19%, 
der  Mittelgrundbesitz  von  100—1000  „  14,22%) 

der  Kleingrundbesitz  von  5 —  100  „  48,44%, 

und  der  Zwergbesitz  bis  5  „  6,15%, 

der  gesamten  Bodenfläche  des  Landes  inne,  woraus  einer¬ 
seits  das  ungesunde  Ueberwiegen  des  Grossgrundbesitzes 
und  andrerseits  der  völlig  besitzlosen  Landarbeiter 
erhellt.  An  diesem  Zwergbesitz  partizipieren  nämlich 
409  246  im  Tagelohn  arbeitende  Kleingrundbesitzer, 
denen  1 385  844  völlig  besitzlose  Feldarbeiter  gegen¬ 
überstehen.  Dieser  ungünstige  Zustand  wird  noch 


9  a.  a.  O.  S.  65  ff. 

2)  a  a.  O.  S.  34  ff. 

*)  Das  Joch  gerechnet  zu  O.  575  ha. 
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dadurch  verschärft,  dass  es  für  die  besitzlosen  Landarbeiter 
infolge  der  hohen  Bodenpreise  tatsächlich  unmöglich  ist, 
jemals  ein  noch  so  kleines  Stückchen  Grund  und  Boden 
als  eigen  zu  erwerben.  Hauptsächlich  dieser  Umstand  war 
es,  der  das  „drückende  Bewusstsein  seiner  ewigen  Prole¬ 
tarisierung“  !)  im  ungarischen  Landarbeiter  erweckte.  Diese 
Empfindung  also  sowie  ihr  Misstrauen  gegen  die  Reichen 
und  die  „Gleichgültigkeit  der  meissten  Grundbesitzer 
gegenüber  den  Leiden  der  Arbeiter“2;,  ferner  ihr  Gegen¬ 
satz  auch  zu  den  kleineren  Bauern,  deren  wirt¬ 
schaftliche  Verhältnisse  oft  kaum  von  den  ihrigen  ab¬ 
weichen,  alles  das  erzeugte  in  den  Landarbeitern  „das 
Gefühl  des  Verlassenseins  und  der  Ausschliessung  aus 
der  Gesellschaft  der  Begüterten“  und  brachte  sie,  die  alle 
dieselbe  Bitterkeit  gegen  die  besitzenden  Klassen  emp¬ 
fanden,  einander  näher.  „So  entstand  ein  Hauptcharakter¬ 
zug  des  Alfölder  Volkslebens,  dass  nämlich  der  Alfölder 
Landarbeiter  sozusagen  seine  ganze  freie  Zeit  in  der  Ge¬ 
sellschaft  seiner  Gefährten  verbringt  und  ....  eigentlich 
ein  Massenleben  führt.“3)  Dieser  Hang  zum  Massenleben 
fand  nun  in  dem  System  von  Grossgemeinden,  wie  es  im 
Alföld,  bekanntlich  dem  Hauptherd  der  Streikbewegung, 
besteht,  einen  ausgezeichneten  Boden.  Besonders  auch  der 
Umstand,  dass  der  ungarische  Landarbeiter  ausser  seiner 
Berufsarbeit  gar  keine  andere  Beschäftigung  hat  und  oft 
wochenlang  ohne  alle  Arbeit  ist,  begünstigt  diese  Zu¬ 
sammenkünfte  auf  dem  Marktplatze.  Dass  in  diesen  Ver¬ 
sammlungen  die  ungünstigen  Arbeits-  und  Lebens¬ 
bedingungen  das  Hauptthema  der  Erörterungen  bildeten 
und  dass  hierdurch  die  Unzufriedenheit  sehr  geschürt 
wurde,  ist  ebenso  erklärlich  wie  die  Tatsache,  dass  diese 
Sitte  der  ungarischen  Landarbeiter  die  sozialistische  Agi¬ 
tation  unter  ihnen  ungemein  erleichterte.  Gerade  hierin 
liegt  der  Hauptgrund  zwar  nicht  für  den  Ausbruch  der 
Erntestreiks,  wohl  aber  für  die  Möglichkeit  ihrer  Durch¬ 
führung  in  einem  so  grossen  Umfange  und  ausserdem 
auch  für  die  Möglichkeit  einer  Organisation  der  Land¬ 
arbeiter  überhaupt. 

Naturgemäss  lassen  sich  die  allgemeinen  volkswirt¬ 
schaftlichen  Schädigungen,  welche  die  grossen  ungarischen 
Erntestreiks  zur  Folge  hatten,  nicht  im  entferntesten  ab¬ 
schätzen.  Ohne  Zweifel  sind  sie  ganz  enorm.  Sichtbarer 
dagegen  sind  die  Wirkungen,  die  sie  auf  die  landwirt¬ 
schaftlichen  Betriebe  ausübten.  Den  gesteigerten  Lohn- 


i)2)3)  Vgl.  Mailäth,  a.  a.  O.  S.  34,  81,  83. 
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forderungen  der  Arbeiter  ist  jetzt  eine  ganze  Anzahl  von 
Landwirten  nicht  mehr  gewachsen.  Diese  müssen  ent¬ 
weder  ihre  Arbeiterzahl  einschränken  und  zu  einem  mehr 
extensiven  Betriebe  ihrer  Wirtschaft  übergehen  oder  aber 
sich  dadurch  zu  helfen  suchen,  dass  sie  nur  solche  Produkte 
anbauen,  die  möglichst  wenig  menschliche  Arbeitskraft 
verlangen.  Da  die  Verwendung  landwirtschaftlicher 
Maschinen  sich  als  ein  wirksames  Abwehrmittel  gegen  die 
Streikbewegung  erwiesen  hat,  finden  diese  immer  mehr 
Eingang,  ein  Vorteil,  den  allerdings  nur  die  kapital¬ 
kräftigeren  Landwirte  in  vollem  Masse  ausnutzen  können. 
Hierdurch  erhält  naturgemäss  die  grosskapitalistische  Ent¬ 
wickelung  der  Landwirtschaft  einen  starken  Ansporn. 
Indes  braucht  diese  Tendenz  nicht  notwendig  zum  Schaden 
für  das  Ganze  auszuschlagen.  Gewiss  wird  ein  Teil  der 
konkurrenzunfähig  gewordenen  Landwirte  den  wirtschaft¬ 
lich  Stärkeren  zur  „willkommenen  Beute“  und  so  die  Ent¬ 
wickelung  des  Grossgrundbesitzes  einigermassen  gefördert. 
Auf  der  anderen  Seite  kommen  aber  die  Landverkäufe, 
zu  denen  die  kapitalschwächeren  Elemente  gezwungen 
sind,  auch  wieder  direkt  den  kleinen  und  kleinsten  Grund¬ 
besitzern  und  selbst  den  besitzlosen  Arbeitern  zugute,  die 
zur  Befriedigung  des  in  ihren  Kreisen  herrschenden  Land¬ 
hungers  die  Unterstützung  der  Regierung  und  einiger 
einsichtsvoller  Grossgrundbesitzer  geniessen,  nachdem 
diese  in  den  letzten  Jahren  angefangen  haben,  innere 
Kolonisation  zu  treiben.  In  Verbindung  damit  empfiehlt 
Mailäth1)  als  Heilmittel  zur  Gesundung  der  Landarbeiter¬ 
verhältnisse,  die  er  übrigens  für  durchaus  nicht  schlechter 
als  in  vielen  anderen  Ländern  hält,  den  Heimstättenschutz. 
Als  weitere  Reformmassregeln,  die  zu  einer  stufenweisen 
Hebung  der  Lage  der  unteren  Klassen,  nicht  aber  zum 
Umsturz  der  heutigen  Gesellschaftsordnung  führen,  wie 
ihn  die  sozialistische  Landagitation  erstrebt,  gibt  er  u.  a. 
noch  an:  Verbesserung  der  Wohnungs-  und  Lohnverhält¬ 
nisse,  Schaffung  neuer  Erwerbsmöglichkeiten  für  die  Zeit 
der  Arbeitslosigkeit,  Einführung  landwirtschaftlicher  und 
Hausindustrieen,  ferner  Forderung  der  Genossenschafts¬ 
bewegung,  Organisierung  von  Hagel-,  Vieh-  und  Feuer¬ 
versicherungen  u.  s.  w.  Gleichzeitig  fordert  er  im  Interesse 
der  Feldarbeiter  eine  „durchgreifende  Verbesserung“  der 
Verwaltung  und  macht  hierzu  entsprechende  Vorschläge. 
Insbesondere  aber  müssen  auch  die  bürgerlichen  und  die 
in  erster  Linie  interessierten  Kreise  der  Landwirte  dem 


i)  a  a.  O.  S.  121  ff. 
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nun  einmal  in  der  ungarischen  Landarbeiterschaft  be¬ 
stehenden  Organisationsbedürfnis  loyal  Rechnung  tragen 
und  hierbei  selbst  mit  Hand  ans  Werk  legen.  Nur  so 
werden  sie  den  verderblichen  Einfluss  der  Sozialdemokratie 
eindämmen,  das  verlorene  Vertrauen  der  Arbeiter  wieder¬ 
gewinnen  und  wieder  zu  geordneten  Verhältnissen  kommen. 
Dazu  aber  bedarf  es  grosser  Geduld  und  jahrelanger, 
ernster  Arbeit. 


5.  Italien. 

Hier  herrscht  nach  der  erst  im  Jahre  1890  erfolgten 
Aufhebung  des  Artikels  386  des  codice  penal  italiano,  der 
jede  Verständigung  der  Arbeiter  untereinander  zu  dem 
Zwecke,  „ohne  vernünftigen  Grund“  die  Arbeit  einzustellen 
oder  Lohnsteigerungen  herbeizuführen,  mit  Gefängnis  bis 
zu  drei  Monaten  bedrohte,  völlige  Koalitionsfreiheit  auch 
für  die  Landarbeiter.  Doch  bildeten  sich  schon  früher 
Landarbeitervereine.  So  wurde  zuerst  von  sozialistischer 
Seite  im  Jahre  1884  in  der  Provinz  Mantua  eine  Arbeiter¬ 
liga  gegründet,  die  aber  schon  ein  Jahr  später  wegen  Be¬ 
teiligung  an  Ruhestörungen  von  der  Regierung  aufgelöst 
wurde.  Eine  neuere,  1891  gegründete  „Federazione  Manto- 
vana  delle  Societa  di  operari  e  contadini“  wurde  1894  von 
Crispi  gleichfalls  aufgelöst.  Aber  1898  kam  wieder  eine 
neue  Organisation,  „Leghe  di  Miglioramento“  zustande, 
die  sich  bald  über  fast  ganz  Italien  verbreitete  und  be¬ 
sonders  in  den  südlichen  Provinzen  schnell  Fuss  fasste. 

Ueber  das  Ziel  dieser  Liga  gibt  §  2  ihrer  Statuten 
Auskunft.  Er  lautet:1)  „Das  Ziel  der  Liga  besteht  darin, 
Schritt  für  Schritt  die  ökonomischen,  moralischen  und 
geistigen  Lebensbedingungen  ihrer  Genossen  zu  verbessern. 
Um  das  zu  erreichen,  wird  sie  auf  Grund  des  Assoziations¬ 
rechtes,  ohne  Gewalttätigkeiten,  in  Anwendung  der  durch 
die  geltenden  Gesetze  zuerkannten  Freiheiten  von  den 
Mitteln  der  allein  wohltuenden  Gewalt  der  Ueberredung, 
der  Brüderlichkeit  und  der  Solidarität  der  Arbeiter  Ge¬ 
brauch  machen.“ 

Die  Gründung  einer  solchen  Liga  geht  gewöhnlich 
im  Schoss  der  örtlichen  sozialistischen  Zirkel  vor  sich. 
Es  wird  eine  Generalversammlung  einberufen,  und  auf 
ihr  diskutieren  und  genehmigen  die  ersten  Anhänger  die 
Statuten.  Man  wählt  Sammler,  die  den  monatlichen  Bei- 


x)  Zitiert  bei  Rocquigny,  a.  a.  O.  S.  21,  dessen  Arbeit  dieser  Dar¬ 
stellung  zugrunde  liegt. 
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trag  von  10  cent.  einzuziehen  haben.  Ausserdem  trägt 
jeder  Genosse  durch  die  Zahlung  eines  Eintrittsgeldes  von 
15  cent.  zur  Schaffung  eines  gemeinsamen  Fonds  bei. 
Der  Verwaltungsrat  der  Liga  setzt  sich  zusammen  aus 
den  Sektions  Vorstehern,  die  von  jeder  Sektion  oder  Lokal¬ 
abteilung  von  50  Genossen  ernannt  werden.  Die  Sektions¬ 
vorsteher  bestimmen  dann  den  Vorsitzenden  des  Ver¬ 
waltungsrates,  der  hinwiederum  einen  Sekretär  mit  be¬ 
ratendem  Stimmrecht  und  einen  Kassierer,  welcher  indes 
einer  Liga  nicht  anzugehören  braucht,  ernennt.  Die 
Generalversammlung  der  Mitglieder  der  Liga  bestimmt 
jährlich  die  Lohnsätze.  Ein  besonders  zu  diesem  Zwecke 
ernanntes  Komitee  verhandelt  darüber  mit  den  Arbeit¬ 
gebern  und  verteilt  auch  an  diese  nach  ihren  Wünschen 
die  nötigen  Arbeiter.  Am  Ende  jeder  Woche  begibt  sich 
der  Sekretär  der  Liga  zu  den  Arbeitgebern  und  zieht  von 
ihnen  den  von  den  Genossen  verdienten  Lohn  ein.  Kein 
Arbeiter  kann  sich  zur  Arbeit  begeben  oder  seinen  Lohn 
empfangen  ohne  die  Zustimmung  des  Komitees.  Nach 
jeder  Woche  oder  für  die  in  Akkord  ausgeführten  Arbeiten 
nach  der  bestimmten  Arbeitsperiode  addiert  das  Komitee 
die  eingezogenen  Löhne  und  verteilt  sie  nach  den  vollen 
Arbeitstagen  und  zu  gleichen  Teilen  an  Junge  und  Alte, 
an  Starke  und  Schwache. 

Im  Jahre  1901  bildete  sich  zu  Mantua  eine  Föderation 
der  Ligen,  der  271  Ligen  mit  rund  40000  Genossen  an¬ 
gehörten.  Die  Liga  zahlt  für  jeden  Genossen  5  cent.  an 
die  Föderation.  Ihr  Generalrat  besteht  aus  Abgeordneten 
der  Ligen,  deren  jede  durch  einen  Genossen  vertreten  ist. 
Dieser  Generalrat  ernennt  jährlich  ein  aus  drei  Mitgliedern 
gebildetes  Exekutiv- Komitee,  wozu  meistens  Deputierte 
oder  andere  sozialistische  Führer  ausersehen  werden.  In 
diesem  Triumvirat  konzentriert  sich  die  ganze  Macht  der 
Föderation.  Es  teilt  die  Ligen  in  Gruppen,  die  der  Auf¬ 
sicht  von  ihm  ernannter  Inspektoren  unterstellt  sind.  Diese 
haben  das  Recht  unbeschränkter  Kontrolle  über  Bücher 
und  Kassen.  Sie  müssen  wenigstens  einmal  im  Monat 
dem  Exekutiv-Komitee  einen  detaillierten  Bericht  über 
die  Tätigkeit  der  ihrer  Wachsamkeit  anvertrauten  Ligen 
einsenden.  Endlich  ist  der  Einfluss  des  Exekutiv-Komitees 
bei  der  Vereinbarung  der  Lohntarife  und  bei  Erklärung 
von  Streiks  ausschlaggebend.  Es  müssen  nämlich  nach 
den  Statuten  der  Föderation  die  von  den  Komitees  der 
Ligen  ausgearbeiteten  Tarife  dem  Exekutiv-Komitee  zur 
Begutachtung  vorgelegt  werden.  Ebenso  muss  die  Liga 
beim  Ausbruch  eines  Streiks  unverzüglich  das  Komitee 
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benachrichtigen,  damit  dieses  eventuell  noch  eine  Ver¬ 
mittlung  versuchen  kann.  Auf  alle  Fälle  muss  sie  seine 
Ratschläge  abwarten.  Es  herrscht  hiernach  in  der  itali¬ 
enischen  Landarbeiterorganisation  eine  strenge  Zentrali¬ 
sation,  welche  an  die  Disziplin  der  einzelnen  Genossen, 
die  übrigens  eine  „wirklich  bewundernswerte“  sein  soll, 
ziemlich  grosse  Anforderungen  stellt.  Ausser  diesen  sozi¬ 
alistischen  existieren  in  Italien  noch  sogenannte  katholische 
Ligen  mit  ähnlicher  Verfassung,  die  aber  mit  ihren  von 
Professor  Colajanni1)  auf  10  000  geschätzten  Mitgliedern 
gegenüber  der  grossen  Zahl  der  sozialistisch  Organisierten 
kaum  ins  Gewicht  fallen  dürften. 

Jedenfalls  ist  die  Landarbeiterorganisation  in  Italien 
weiter  vorgeschritten  als  in  irgend  einem  andern  Lande 
der  Welt.  Ja,  man  kann  hier  die  bemerkenswerte  Tat¬ 
sache  konstatieren,  dass  die  absolute  Zahl  der  in  der 
Landwirtschaft  Organisierten  bedeutend  grösser  ist  als  die 
Zahl  der  Organisierten  in  irgend  einem  Zweige  der 
italienischen  Industrie.  Doch  ist  die  Schätzung  Rocquignys2), 
der  die  Zahl  der  Mitglieder  der  Ligen  auf  zirka  eine 
Million  angibt,  sicher  zu  hoch,  da  man  trotz  der  Streik¬ 
müdigkeit  der  allerletzten  Jahre  und  der  Enttäuschung 
über  das  Fehlschlagen  vieler  von  den  Sozialisten  durch 
trügerische  Versprechungen  erweckter  Hoffnungen  nicht 
wohl  annehmen  kann,  dass  von  1902 — 1907  rund  700  000 
Mitglieder  ausgetreten  seien.  Die  amtliche  Statistik  zählte 
nämlich  im  Jahre  1907  1308  landwirtschaftliche  Arbeiter¬ 
vereine  mit  279  513  Mitgliedern,  das  sind  von  den  im 
Ackerbau  beschäftigten,  für  eine  Organisation  in  Betracht 
kommenden  5  693  080  Personen  immerhin  erst  4,9  Prozent.3) 
Es  ist  dabei  zu  berücksichtigen,  dass  ausser  der  grossen 
Masse  der  völlig  besitzlosen  Tagelöhner  auch  die  kleinen 
Käse-,  Wein-  und  Obstbauern,  ferner  die  kleinen  Pächter, 
die  Teilbauern  und  die  sonstigen  kleinen  ländlichen  Eigen¬ 
tümer  in  der  Zahl  der  Organisierten  vertreten  sind,  sodass 
man  über  den  prozentualen  Anteil  dieser  verschiedenen 
Gruppen  an  der  Organisation  kein  klares  Bild  erhält. 
Nach  der  Volkszählung  im  Jahre  1901  wurde  die  Zahl 
der  im  Ackerbau  Beschäftigten  auf  5  898  633  angegeben. 
Von  diesen  waren  2  010050  coloni,  d.  h.  kleinere  Besitzer, 
Pächter,  Meier  sowie  Teilbauern;  1023  576  obligati  und 
2  865  007  semi-obligati  und  braccianti,  die  eigentlichen 

9  Vgl.  Rocquigny,  a.  a.  O.  S.  56. 

2)  a.  a.  O.  S.  117. 

8)  Vgl.  Soziale  Rundschau.  Wien.  Märzheft  1908.  S.  275  ff. 
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ländlichen  Arbeiter,  von  det'ien  die  ersteren  durch  einen 
V  ertrag  auf  längere  Zeit,  etwa  ein  Jahr,  die  letzteren  nur 
au  kürzere  Zeit  oder  für  einzelne  Tage  gedungen  werden.1) 
Aber  auch  diese  Zahlen  lassen  nur  Raum  für  Vermutungen 
über  die  Verteilung  der  einzelnen  Gruppen  auf  die 
Organisation. 

Es  erübrigt,  auf  die  vielen  Landarbeiterstreiks  einzu¬ 
gehen,  die  in  Italien  seit  Anfang  der  achtziger  Jahre  bis 
auf  den  letzten  im  Mai  1908  in  Parma  ausgebrochenen 
mit  Hilfe  der  Ligen  durchgekämpft  worden  sind.  Vom. 
Jahre  1884 2)  an  werden  die  Ausstände  häufiger.  1885 
verzeichnet  die  Statistik  schon  62  Landarbeiterstreiks  in 
Venetien,  der  Emilia,  Romagna  und  besonders  in  der 
Lombardei.  An  diesen  Streiks,  die  oft  60,  90  und  mehr 
Tage  dauerten,  beteiligten  sich  8857  Arbeiter.  Diese  Zahl 
wurde  bis  1893  nicht  mehr  erreicht.  In  diesem  Jahre 
brach  in  Molinella  (Provinz  Emilia)  ein  Streik  von  3000 
Arbeitern  der  Reisfelder  aus,  der  30  Tage  dauerte,  aber  für 
die  Arbeiter  erfolglos  blieb.  Gleichzeitig  fand  eine  mehr 
politische  als  agrarische  Bewegung  der  Fasci  dei  Lavo- 
ratori  auf  Sizilien  statt,  die  sich  über  das  Jahr  1894  aus¬ 
dehnte  und  von  der  Regierung  nur  schwer  unterdrückt 
werden  konnte.  In  Corleone  (Provinz  Palermo)  und  in 
pen  benachbarten  Orten  streikten  7000  Arbeiter  von  Mitte 
Mai  bis  Ende  Dezember,  um  die  Grundbesitzer  zu  zwingen, 
ihnen  Land  auf  Teilbau  und  Sämereien  einzuräumen. 
1897  brachen  dann  in  Molinella  die  grossen  Erntestreiks 
aus,  die  60  Tage  dauerten,  und  im  gleichen  Jahre  feierten 
in  Ferrara  8000  Männer  und  3000  bei  der  Ernte  und  beim 
Drusch  beschäftigte  Frauen  während  30  Tagen.  1898 
fanden  im  ganzen  36,  aber  mit  Ausnahme  des  erst  nach 
135  Tagen  beendeten  Streiks  zu  Nova  (Provinz  Mailand) 
weniger  ernsliche  Ausstände  statt.  1899  verzeichnet  die 
Statistik  9,  1900  27  Erntestreiks,  an  welchen  12  517  Arbeiter 
beteiligt  waren. 

Bis  zum  Jahre  1900  hatten  die  Landarbeiterstreiks 
den  Charakter  isolierter  Erscheinungen  und  brachen  plötz¬ 
lich  infolge  einer  nicht  gewährten  Bitte  um  Lohnerhöhung 
oder  Verminderung  der  Arbeitszeit  oder  wegen  einer 
Meinungsverschiedenheit  bei  Auslegung  des  Arbeitsver¬ 
trags  oder  wegen  irgend  eines  andern  Umstandes  aus. 
1901  zeigt  sich  ein  vollständiger  Wechsel.  Der  Land¬ 
arbeiterstreik  tritt  als  Massenerscheinung  auf.  Zufolge 

1)  Vgl  Soziale  Kultur,  Aprilheft  1908.  S.  249  ff. 

2)  Vgl.  Rocquigny ,  a.  a.  O.  S.  1  ff. 
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einer  vom  Minister  des  Innern  der  Deputiertenkammer 
mitgeteilten  Statistik  fanden  vom  1.  Januar  1901  bis  zum 
Bl.  März  1902  660  Landarbeiterstreiks  statt,  die  meisten 
in  der  Po-Ebene,  wo  sie  auch  für  die  Ausständigen  den 
besten  Erfolg  hatten.  Nach  weiteren  Mitteilungen  Giolittis 
sollen  allein  an  den  vom  1.  Januar  bis  17.  Juni  statt¬ 
gefundenen  511  Streiks  mindestens  600  000  Landarbeiter 
beteiligt  gewesen  sein.  Indes  stimmen  diese  Zahlen  nicht 
mit  der  endgültigen  offiziellen  italienischen  Statistik  über¬ 
ein.  Danach  fanden  statt: 


1901 

1902 
1908 
1904 


zusammen 


629  Agrarstreiks  mit  222  985  Arbeitern, 


221 

11 

„  146  592 

47 

11 

„  22  507 

210 

11 

„  94  816 

1107 

11 

„  486  900 

während  in  der  Zeit  von  1881  bis  1900  nur  273  Streiks 
mit  99  532  Arbeitern  stattgefunden  hatten.1)  Da  die  Statistik 
vorläufig  nur  erst  bis  zum  Jahre  1904  reicht,  sind  wir  für 
die  folgenden  Jahre  auf  die  Berichte  der  Tagespresse 
angewiesen.  Danach  scheint  es,  als  ob  die  Hochflut  der 
Agrarstreiks  in  den  Jahren  1905  bis  1907  etwas  nach¬ 
gelassen  habe.  Erst  im  Mai  1908  fachte  das  unter  der 
Asche  fortglimmende  Feuer  der  Streiklust  wieder  einen 
grösseren  Brand  an.  Nach  Zeitungsmeldungen  wurde 
nämlich  am  1.  Mai  1908  in  der  Provinz  Parma  der  Gene¬ 
ralstreik  der  Landarbeiter  erklärt.  Der  äussere  Grund 
für  den  Ausbruch  des  Streiks  ist  wohl  darin  zu  suchen, 
dass  ein  Teil  der  Arbeitgeber  den  im  Anschluss  an  einen 
Ausstand  von  kürzerer  Dauer  im  Jahre  1907  abgeschlossenen 
Tarif  zu  umgehen  versuchte,  was  der  Vorsitzende  des 
Grundbesitzervereins  von  Brescia  auch  unumwunden  zugab. 
Gegen  20  000  Landarbeiter  und  Pächter  sollen  gleich  zu 
Anfang  an  dem  Ausstand  teilgenommen  haben.  Bald 
griff  der  Streik  weiter  um  sich.  Am  16.  Mai  legten  zu 
Colorno  mehrere  Tausend  Landleute  die  Arbeit  nieder. 
Am  19.  Mai  erklärten  die  Landarbeiter  in  der  Provinz 
Piacenza  gleichfalls  den  allgemeinen  Ausstand,  weil  die 
Grundbesitzer  zahlreiche  Arbeiter  als  Streikbrecher  nach 
Parma  geschickt  hatten.  Doch  wurde  dieser  Streik  nach 
wenigen  Tagen  gütlich  beigelegt.  Schliesslich  soll  die 
Gesamtzahl  der  Streikenden  mehr  als  30  000  betragen 
haben.  Leider  kam  es  zu  bedauerlichen  Ausschreitungen 


9  Vgl.  Statistica  degli  scioperi  avvenuti  nelle’  industria  e  nell’  agri- 
coltura,  Roma  1892—1904. 
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der  Ausständigen  gegen  die  Arbeitswilligen,  sodass  die 
Regierung,  die  sonst  in  den  Lohnkämpfen  wenigstens  der 
letzten  Jahre  eine  ziemlich  neutrale  Haltung  angenommen 
hatte,  genötigt  war,  Militär  nach  Parma  zu  entsenden, 
mit  dem  es  zu  mehreren  ernstlichen  Zusammenstössen 
kam.  Schliesslich,  als  feststand,  dass  es  mit  Hilfe  der 
Arbeitswilligen  und  einiger  tausend  Streikbrecher  aus 
den  benachbarten  Provinzen  gelingen  werde,  die  Ernte¬ 
arbeiten  wenn  auch  nur  notdürftig  zu  Ende  zu  führen, 
beschlossen  die  Grundbesitzer  die  allgemeine  Aussperrung 
aller  Liguisten.  Seitens  der  Arbeiterführer  sah  man  sich 
daher  Ende  Juni  zu  der  Erklärung  gezwungen,  dass  alle 
freien  Landarbeiter  die  Arbeit  wieder  aufnehmen  könnten. 
Damit  war  der  Streik  tatsächlich  beendigt,  und  zwar  zu 
ungunsten  der  Arbeiter. 

Den  Grund  für  die  Landarbeiterbewegung  in  Italien 
braucht  man  nach  Rocquigny1)  nirgendwo  anders  zu 
suchen  als  in  den  wirklich  schlechten  Lebensbedingungen 
der  Arbeiter  und  der  nicht  wesentlich  besseren  Lage  vieler 
kleiner  Eigentümer,  Pächter  und  Kleinbauern,  was  auch 
deren  Sympatie  für  die  Organisation  und  Aktion  der 
Landarbeiter  zur  Genüge  erklärt.  Die  Zahlen  über  die 
Löhne  der  Arbeiter,  die  Giolitti  Juni  1901  der  Kammer 
mitteilte,  belegen  das  des  näheren.  Danach  gab  es  in  der 
Provinz  Mantua  Gemeinden,  in  denen  das  Lohnmaximum 
der  ländlichen  Arbeiter  für  die  langen  Sommertage  1.25  fr. 
betrug.  In  einigen  Gegenden  der  Provinz  Verona  be¬ 
kamen  die  Männer  im  Sommer  1.40  fr.,  im  Winter  0.80  fr., 
in  Ferrara  schwankt  der  Lohn  der  Frauen  zwischen  60 
und  75  cent.  In  Modena  wurden  0.80  bis  1  15  fr.,  in  der 
Provinz  Novarra  die  Männer  mit  1.80,  die  Frauen  mit 
0.60  fr.  bezahlt.  Den  tiefsten  Stand  der  Löhne  weist  die 
Provinz  Lecce  auf,  wo  in  verschiedenen  Orten  für  25  cent. 
des  Tags  gearbeitet  wurde.  In  den  Provinzen  Girgenti 
und  Syracus  betrugen  die  Höchstlöhne  für  Männer  1.25  fr., 
für  Frauen  40  cent.  Im  mittleren  Durchschnitt  werden 
nach  Colajanni  („II  movimento  agraria  in  Italia“)2)  1.15  fr. 
Taglohn  an  die  Landarbeiter  gezahlt.  Einen  weiteren 
Grund  sieht  Rocquigny  in  der  Tatsache,  dass  die  Grund¬ 
besitzer  ihre  sozialen  Pflichten  gegen  die  Arbeiter  nicht 
erfüllt  haben.  Sie  hätten  es  nicht  verstanden,  freiwillig 
die  Lohn  Verbesserungen  zu  bewilligen,  welche  die  „Ge¬ 
rechtigkeit,  Menschlichkeit  und  der  Lauf  des  sozialen 


1)  a  a.  O.  S.  17. 

2)  Zitiert  bei  Rocquigny,  a.  a.  O.  S.  16. 
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Fortschritts  ihnen  hätten  auflegen  müssen.  Wenn  sie 
unter  der  Landagitation  gelitten  haben,  so  haben  sie  damit 
die  Frucht  ihres  Egoismus  und  ihrer  Unvorsichtigkeit 
erhalten.“  x) 

,  Natürlich  sind  hiermit  die  Gründe  für  die  italienische 

Landarbeiterbewegung  nicht  erschöpft.  Ueberdies  sind 

*  sie  für  die  einzelnen  Provinzen  oft  recht  verschieden.  So 
ist  es  vor  allem  das  in  vielen  Landesteilen  überwiegende 

•  Vorherrschen  des  Grossgrund-  und  Latifundienbesitzes, 

*  das  die  grosse  Masse  von  jeglichem  Besitz  an  Grund  und 
Boden  ausschliesst  und  die  Ansiedelung  erschwert.  Weiter¬ 
hin  kommen  in  Betracht  die  Höhe  der  Pacht  und  ein 
gewissenloser  Ausbeutung  weiten  Spielraum  lassendes, 
sehr  verzwicktes  System  des  Teilbaues;  schliesslich  noch 
der  Steuerdruck,  der  auf  dem  Lande  lastet.  Auch  darf 
man  das  heissblütige,  impulsive  Naturell  des  Südländers 
nicht  vergessen.  Alles  das  schürte  die  Unzufriedenheit 
und  rief  die  tiefwurzelnde  Missstimmung  unter  der  itali¬ 
enischen  Landarbeiterschaft  und  den  ihr  gleichstehenden 
Klassen  der  Landbevölkerung  hervor,  die  in  den  vorhin 
geschilderten  Streiks  zu  einem  elementaren  Ausbruch  kam. 
Erleichtert  oder  vielmehr  ermöglicht  wurden  diese,  weite 
Gebiete  in  Mitleidenschaft  ziehenden  Streiks  und  über¬ 
haupt  die  starke  Organisation  der  Landarbeiter  aber  erst 
durch  einen  anderen  Umstand,  der  besonders  zu  berück¬ 
sichtigen  ist:  es  ist  das  dichte  Zusammenwohnen  grosser 
Landarbeitermassen  in  den  zahlreichen  Städten,  Städtchen 
und  geschlossenen  Ortschaften.  Nur  hierdurch  erlangte 
ihre  Organisation  die  Stärke  und  Geschlossenheit,  ihre 
Aktion  den  Umfang  und  die  Nachhaltigkeit,  die  wir  sonst 
nur  noch  in  Ungarn,  wo  die  Dinge  ähnlich  liegen,  kennen. 

Was  nun  den  Einfluss  der  Organisation  auf  die 
einzelnen  Genossen  angeht,  so  ist  es  wohl  übertrieben, 
wenn  die  sozialistischen  Führer  versichern,  sie  erst  habe 
ein  „Volksgewissen“  geschaffen.  Aber  selbst  ein  so  vor¬ 
urteilsloser  Beobachter  wie  Graf  Rocquigny1 2),  der  sicher 
nicht  im  Verdachte  sozialistischer  Gesinnung  steht,  gibt 
offen  zu,  dass  die  Ligen  zur  Hebung  der  Lebenshaltung 
der  Landarbeiter  nicht  wenig  beigetragen  und  dass  sie 
hierdurch  ein  Werk  sozialer  Erziehung  vollbracht  haben 
Er  führt  hierfür  auch  noch  das  Zeugnis  eines  nicht¬ 
sozialistischen  Deputierten  aus  der  Provinz  Apulien  an, 
der  versichert,  dass  die  vom  Sozialismus  ins  Leben 


1)  S.  17. 

2)  a.  a.  O.  S.  38. 
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gerufene  Organisation  den  Landarbeiterstand  moralisiert 
und  ihm  das  Bewusstsein  seiner  eigenen  Würde  gegeben 
habe.  Seit  sich  in  Bari  dreissig  bis  vierzig  Ligen  gebildet 
hätten,  seien  die  Wirtshäuser  von  den  Arbeitern  weniger 
besucht,  die  Streitigkeiten  seltener  und  die  strafbaren 
Vergehen  in  der  Abnahme  begriffen.1) 

Die  Arbeitslöhne  sind  unter  dem  Einflüsse  der  Or¬ 
ganisation  bedeutend  in  die  Höhe  gegangen,  wenn  auch 
kaum,  wie  Giolitti  in  der  Kammer  mitteilte,2)  eine  Ver¬ 
mehrung  von  48  Millionen  Fr.  Jahreslohn  für  die  1901/02 
an  den  Streiks  Beteiligten  eingetreten  sein  wird.  Immer¬ 
hin  ist  eine  Lohnsteigerung  um  15  bis  20  Prozent,  wie 
Rocquigny3)  schätzt,  durchaus  glaubwürdig,  um  so  eher, 
als  hiermit  nur  die  Lohnhöhe  von  1874  und  1886  erreicht 
würde.  Auch  die  von  der  Gesellschaft  italienischer  Land¬ 
wirte  angestellte  Enquete  kommt  zu  dem  Schluss,  dass 
sich  die  Lage  der  Arbeiter,  was  Lohn  und  Arbeitszeit 
an  gehe,  überall  gebessert  habe.4) 

Die  Folgen  der  Streiks  für  die  italienische  Land¬ 
wirtschaft  und  die  Grundbesitzer  sind  äusserst  mannigfache 
und  tiefeinschneidende,  zum  Teil  ähnliche,  wie  sie  für 
Ungarn  gezeigt  wurden.  Als  ein  durchaus  günstiges 
Ergebnis  der  Bewegung  wird  man  es  ansehen  dürfen, 
wenn  die  Grundbesitzer,  wie  es  vielfach  vorgekommen 
sein  soll,  infolge  der  Streiks  gezwungen  wurden,  von  der 
extensiven  zur  intensiven  Wirtschaft  überzugehen,  um  die 
grösseren  Ausgaben  für  Arbeitslöhne  herauszuwirtschaften. 
Oft  ist  aber  auch  gerade  das  Umgekehrte  der  Fall  ge¬ 
wesen.  Intensiv  arbeitende  Wirtschaften  mussteh  infolge 
mangelnden  Kapitals  ihren  Betrieb  einschränken  und  zum 
Anbau  weniger  Arbeit  erfordernder  Gewächse  übergehen. 
Infolgedessen  und  wegen  der  vielen  Chikanen,  denen  sie 
seitens  der  Ligen  ausgesetzt  waren,  überhaupt  wegen  der 
traurigen  Aussichten  für  die  Zukunft,  griff  zunächst  eine 
grosse  Entmutigung  unter  den  Grundbesitzern  Platz. 
Aber  bald  rafften  die  energischsten  Elemente  unter  ihnen 
sich  wieder  auf.  Am  2.  Februar  1902  trat  zu  Ferrara 
ein  Kongress  der  Grundbesitzer  von  ganz  Italien  zusammen, 
dem  schon  am  27.  April  desselben  Jahres  ein  zweiter  zu 
Modena  folgte.  Es  wurde  die  Gründung  eines  über  ganz 


!)  Rocqu  igny,  a.  a.  O.  S.  56. 

2)  Ebenda  8.  131. 

3)  Ebenda  S.  82. 

4)  Ebenda  S.  164. 
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Italien  sich  erstreckenden  Arbeitgeberverbandes  „Asso- 
ciazzione  agraria“  beschlossen  und  ausgeführt,  sodass  in 
den  späteren  Lohnkämpfen  eine  Organisation  der  anderen 
gegenüberstand.  Aber  hierbei  blieb  man  nicht  stehen. 
Man  richtete  nach  deutschem  Muster  eine  Gegenseitigkeits¬ 
versicherung  gegen  Streikgefahr  ein.  Landwirtschaftliche 
Maschinen  wurden  auf  Anregung  und  durch  Vermittlung 
des  Verbandes  in  grosser  Zahl  eingeführt,  und  durch 
Gewinnbeteiligung  und  Prämien  sucht  man  die  Arbeiter 
wieder  für  den  Betrieb  zu  interessieren.  Um  den  ver¬ 
lorenen  Einfluss  auf  die  Arbeiter  wiederzugewinnen,  be¬ 
müht  man  sich,  sie  nach  französischem  Beispiel  in 
„syndicats  mixtes“  zu  organisieren,  vorläufig  allerdings 
ohne  nennenswerten  Erfolg.  Ob  der  überhaupt  jemals 
ein  sehr  grosser  sein  wird,  scheint  bei  der  Verbreitung, 
die  der  Gedanke  der  rein  gewerkschaftlichen  Organisation 
bei  den  Landarbeitern  bereits  gewonnen  hat,  mehr  als 
zweifelhaft1) 

Auch  von  staatlicher  Seite  setzt  man  alle  Hebel  in 
Bewegung,  um  der  Krise  Herr  zu  werden.  Eisenbahn-, 
Strassen-  und  Kanalbauten  werden  in  Angriff  genommen. 
Diese  Unternehmungen  haben  einen  doppelten  Zweck. 
Einmal  absorbieren  sie  einen  grossen  Teil  des  in  den 
meisten  Gegenden  herrschenden  Ueberangebots  von  Ar¬ 
beitskräften,  das  eine  der  Hauptursachen  der  niedrigen 
Löhne  unter  der  italienischen  Landarbeiterschaft  bildet. 
Dann  aber  schaffen  diese  in  den  vom  Verkehr  noch  wenig 
oder  gar  nicht  berührten  Gegenden  unternommenen 
Bauten  der  Landwirtschaft  bessere  Absatzgelegenheit. 
Weiterhin  will  ihr  ein  Gesetz  vom  31.  Mai  1903  einen 
leichteren  und  billigeren  Kredit  vermitteln.  Ein  anderes 
Gesetz  vom  16.  Juni  1907  beschäftigt  sich  speziell  mit 
der  Arbeit  auf  den  Reisfeldern.  Es  trifft  besondere  sani¬ 
täre  Schutzmassregeln  für  die  dort  beschäftigten  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen,  bestimmt  die  Arbeitsdauer  und  enthält 
Vorschriften  über  Abschluss  und  Auflösung  des  Arbeits¬ 
vertrags,  über  Schiedsgerichts-  und  Einigungsausschüsse. 
Last  not  least  muss  auch  in  Italien  die  Kolonisation 
helfen,  die  Landarbeiterfrage  zu  lösen:  innere  Kolonisation 
durch  Ansiedlung  von  Arbeitern  in  den  Latifundien- 


!)  Rocquigny  ist  von  diesem  Mittel  ganz  begeistert:  „Tel  serait 
le  vrai  moyen  de  reagir  contre  les  manoeuvres  politiques  du  parti  socialiste 
et  contre  les  funestes  utopies  qu’il  a  propagees  chez  les  paysans,  teile 
serait  la  methode  ä  employer  pour  refaire  l’unitd  morale  du  pays  si 
compromise  par  la  crise  du  travail  agricole.“  (a.  a.  O.  S.  242  ) 
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gebieten  wie  äussere  in  den  afrikanischen  Kolonien,  nach 
denen  die  italienische  Regierung  den  Auswandererstrom 
abzu lenken  versucht. 

6.  Die  anderen  Länder. 

A.  In  Belgien  garantiert  Artikel  20  der  Verfassung 
vom  Jahre  1831  die  Koalitionsfreiheit  auch  für  die  Land¬ 
arbeiter.  Der  Artikel  lautet:  „Die  Belgier  haben  das 
Recht,  sich  zu  vereinigen;  dieses  Recht  kann  keiner  Prä- 
ventivmassregel  unterworfen  werden.“  Es  bedarf  daher 
für  die  Bildung  eines  Gewerkvereines  keiner  Erlaubnis 
einer  Verwaltungs-  oder  Polizeibehörde.  Allerdings  bestand 
noch  eine  gewisse  Beschränkung  dieser  Freiheit  in  der 
Bestimmung  des  französischen  Code  penal,  die  den  Arbeiter¬ 
vereinen,  welche  von  den  Arbeitslöhnen  eine  Abgabe  for¬ 
derten,  Strafen  androhte,  in  Belgien  bis  zum  Jahre  1867 
fort,  wohingegen  der  Artikel  310  des  belgischen  Code  penal 
nur  Gewalttätigkeiten,  Geldbussen  und  Sperren  gegen 
solche,  die  arbeiten  wollen  und  arbeiten  lassen,  bestraft 
sehen  will. 

Diese  Freiheit,  um  welche  ihre  Arbeitsgenossen  in  den 
anderen  europäischen  Ländern  die  heftigsten  Kämpfe  haben 
führen  müssen  und  zum  Teil  noch  führen,  haben  die 
belgischen  Arbeiter  lange  Zeit  nicht  anzuwenden  gewusst. 
Erst  in  neuerer  Zeit  machen  die  gewerblichen  Arbeiter 
von  dieser  Freiheit  mehr  Gebrauch.  Doch  ist  es  immerhin 
nur  noch  erst  ein  geringer  Bruchteil  der  gesamten  Arbeiter¬ 
schaft,  ganz  zu  schweigen  von  den  landwirtschaftlichen 
Arbeitern,  unter  denen  sich  noch  fast  gar  keine  Tendenzen 
zur  Gewerkschaftsbildung  zeigen,  trotzdem  die  Verhältnisse 
dafür  eigentlich  recht  günstig  liegen.  Jedenfalls  kann 
man  in  den  dichtbevölkerten  vlämischen  Landesteilen 
nicht  über  den  Mangel  an  Zusammenhang  unter  den  Land¬ 
arbeitern  klagen,  der  sonstwo  das  stärkste  Hemmnis  der 
Landarbeiterorganisation  bildet.  Im  Gegenteil.  Belgien 
hat  längst  nicht  Arbeitsgelegenheit  genug  für  alle  seine 
Arbeitskräfte  und  schickt  jährlich  rund  80  000  Landarbeiter, 
vorwiegend  Vlämen,  nach  Frankreich  auf  Saisonarbeit, 
wo  ihr  durchschnittlicher  Tagesverdienst  auf  8—3.50  Fr. 
gestiegen  ist.1)  Vereinzelt  kommen  sie,  wie  schon  früher 


!)  Diese  Angaben  verdanke  ich  der  Güte  des  Direktors  des  belgischen 
Arbeitsamtes,  Herrn  Verhees,  dem  hierfür  sowie  für  Angabe  von 
Litteratur  über  die  belgischen  Landarbeiter  auch  an  dieser  Stelle  der 
geziemende  Dank  ausgesprochen  sei. 
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bemerkt,  auch  schon  in  Westdeutschland  vor,  und  man 
macht  jetzt  seitens  der  deutschen  Feldarbeiter-Zen¬ 
tralstelle  in  Berlin  alle  Anstrengungen,  diese  tüchtigen 
Arbeitskräfte  immer  mehr  heranzuziehen.1) 

Erst  in  neuerer  Zeit  bemüht  man  sich  auf  christlicher 
Seite  mit  gewissem,  wenn  auch  vorläufig  noch  recht 
geringem  Erfolge,  alle  Klassen  der  Landbevölkerung  nach 
französischem  Vorbilde  in  „syndicats  mixtes“  zu  vereinigen, 
während  die  Sozialisten,  die  sich  auf  den  Standpunkt  des 
Klassenkampfes  stellen,  versuchen,  reine  Landarbeiter¬ 
verbände  zu  gründen,  besonders  in  den  Gegenden  des 
kapitalistischen  Grossbetriebes  der  Landwirtschaft  im 
Westen  der  Provinz  Lüttich.2)  Bisher  haben  diese  sozi¬ 
alistischen  Vereine  jedoch  keine  Bedeutung  zu  erringen 
vermocht.  Auch  zu  Streiks  ist  es  in  der  belgischen  Land¬ 
wirtschaft  noch  nicht  gekommen. 

Das  Haupthindernis  für  eine  Organisation  der  Land¬ 
arbeiter  in  Belgien  scheint  ausser  in  ihrer  staunenswerten 
Anspruchslosigkeit  vor  allem  in  der  mangelnden  Bildung 
und  in  dem  noch  gänzlich  fehlenden  Verständnis  für  die 
Vorteile  einer  Organisation  zu  liegen.  Soll  es  doch  heute 
noch  Dörfer  geben,  in  denen  25  Prozent  der  Einwohner 
weder  lesen  noch  schreiben  können.  Unter  diesen  Um¬ 
ständen  braucht  man  sich  freilich  auch  nicht  zu  wundern 
über  Tagelöhne  von  0.50  Mark  im  Sommer  und  0.30  Mark 
im  Winter,  die  nach  Angabe  von  Frost3)  in  einem  Orte 
Ostflanderns,  in  Appelterre,  an  erwachsene,  männliche 
Arbeiter  gezahlt  werden.  Ein  nicht  zu  unterschätzendes 
Hindernis  für  die  Organisation  oder  doch  wenigstens  ein 
erschwerendes  Moment  liegt  auch  in  der  Tatsache,  dass 
die  grosse  Masse  der  belgischen  Landarbeiter  nicht  wie  ihre 
Genossen  in  Ungarn  und  Italien  ein  völlig  besitzloses 
Landproletariat  bildet,  das  nur  auf  den  Ertrag  seiner  Lohn¬ 
arbeit  angewiesen  wäre.  Ihre  überwiegende  Mehrzahl 
besitzt  vielmehr  ein  Haus  und  ein  Stückchen  Land  zu 
eigen,  das  ihrer  wirtschaftlichen  Existenz  den  nötigen 
Rückhalt  gibt  und  Unzufriedenheit  und  Klassengegensätze 
schwerer  aufkommen  lässt.  Bei  der  immer  engeren  Be¬ 
rührung  mit  den  industriellen  Arbeitern  scheint  es  jedoch 


0  Zur  Orientierung  über  die  belgischen  Landarbeiterverhältnisse  sei 
hier  besonders  verwiesen  auf  die  Arbeit  von  Dr.  Fro  st  „Belgische  Wander¬ 
arbeiter“  Berlin  1908. 

2)  Emile  Vandervelde  „La  question  agraire  en  Belgique“  Paris 
1902.  S.  149. 

3)  a  a.  O.  S.  28  und  30. 
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nicht  ausgeschlossen,  dass  schliesslich  der  Organisation^ 
gedanke  auch  unter  den  belgischen  Landarbeitern,  sei  es 
in  dieser  oder  jener  Form,  zum  Siege  kommt. 

B.  In  H  o  1 1  a  n  d  haben  nach  Artikel  9  des  VerfassungSh 
gesetzes  alle  Einwohner  das  Recht,  sich  zu  vereinigen  und 
zu  versammeln.  Doch  soll  das  Gesetz  im  Interesse  der 
öffentlichen  Ordnung  dieses  Recht  regeln  und  begrenzen. 
Hier  wie  anderwärts  hielt  die  Regierung  es  daher  im 
„Interesse  der  öffentlichen  Ordnung“  für  geboten,  den 
Arbeitern  das  Koalitionsrecht  vorzuenthalteu.  Erst  im 
Jahre  1872  wurde  es  den  Arbeitern,  auch  den  landwirt¬ 
schaftlichen,  freigegeben.  Indes  haben  die  holländischen 
Landarbeiter  bis  jetzt  sozusagen  gar  keinen  Gebrauch  von 
dieser  Freiheit  gemacht.  Unter  den  128845  Organisierten 
befinden  sich  nur  200  Landarbeiter,1)  die  einem  sozial¬ 
demokratischen  Feldarbeiterverein  angehören.  Auch  in 
der  holländischen  Landwirtschaft  sind  bisher  Streiks  nicht 
zu  verzeichnen. 

C.  Auch  die  skandinavischen  Staaten  haben  den 
Landarbeitern  Koalitionsfreiheit  zugestanden.  Doch  ist 
ihre  Organisation  noch  nicht  weit  vorgeschritten.  Verhält¬ 
nismässig  noch  am  weitesten  in  Schweden,  besonders 
in  dessen  südlichen  Gebieten,  wo  der  Grossgrundbesitz  eine 
dominierende  Rolle  spielt.  Hier  ist  es  der  Sozialdemo¬ 
kratie  gelungen,  eine  gewerkschaftliche  Organisation  zu 
schaffen,  der  im  ganzen  7847  Feldarbeiter  angehören.  1906 
ist  es  bereits  zu  einem  Streik  gekommen,  der  jedoch  nicht 
von  grosser  Bedeutung  war.  In  Norwegen  sind  gar 
keine  und  in  Dänemark  nur  1072  Landarbeiter  organi¬ 
siert.  Hier  ist  es,  soviel  bekannt,  bisher  noch  nicht  zu 
Ausständen  der  Feldarbeiter  gekommen.  Und  es  darf  wohl 
wegen  der  inl  grossen  und  ganzen  recht  glücklichen  Boden¬ 
besitzverteilung  und  auch  wegen  der  räumlichen  Trennung 
der  Landarbeiter  mit  Recht  bezweifelt  werden,  dass  ihre 
Organisation  für  die  Landwirtschaft  jener  Länder  jemals 
erhebliche  Bedeutung  erlangen  könnte. 

D.  Umgekehrt  liegen  die  Dinge  in  Russland.  Natür¬ 
lich  ist  dort  die  Koalition  den  Landarbeitern  verboten, 
und  demzufolge  kann  auch  von  ihrer  gewerkschaftlichen 
Organisation  keine  Rede  sein.  Trotzdem  wussten  die 
Zeitungen  in  den  letzten  Jahren  öfters  von  grossen  Ernte¬ 
streiks  in  den  baltischen  Provinzen  und  auch  in  anderen 


!)  Vgl.  das  Statistische  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich.  Jahrgang 
1910.  S.  15*. 
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Teilen  dieses  grossen  Reiches  zu  berichten.  Die  Land- 
arbeiterausstände  speziell  in  den  baltischen  Provinzen  haben 
weniger  einen  sozialen,  als  vielmehr  einen  politischen 
Untergrund  Sie  wurden  hervorgerufen  durch  die  von  den 
Letten,  Russen  und  sozialdemokratischen  Juden  gleicher- 
massen  betriebene  nationale  Agitation  gegen  die  deutschen 
Barone.1)  Indess  fehlen  über  die  Zahl  der  Teilnehmer  an 
den  Erntestreiks  ebenso  wie  über  ihre  Ursachen  und  Wir¬ 
kungen  jegliche  Angaben.  Dass  sie  überhaupt  möglich 
waren,  ist  wohl  nur  aus  der  Art  der  Besiedelung  des  Landes 
zu  erklären,  die  grössere  Massen  ländlicher  Arbeiter  auf 
die  Dörfer  zusammendrängte  und  aus  der  auch  diesem 
slavischen  Volke  eigentümlichen  Neigung  zum  Gemein¬ 
schaftsleben,  wie  sie  sich  z.  B.  in  den  sog.  Artellen  äussert. 

E.  Von  Spanien  kennen  wir  lediglich  die  Zahl  der 
organisierten  ländlichen  Arbeiter.  Nach  dem  Stande  von 
1904  waren  22  744  Landarbeiter  organisiert,  das  sind 
13,24  Prozent  aller  Gewerkschaftler,  eine  im  Vergleich  zu 
den  anderen  europäischen  Ländern  sowohl  relativ  als  ab¬ 
solut  hohe  Zahl. 

F.  Von  den  aussereuropäischen  Ländern  seien 
zunächst  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
erwähnt.  Hier  existiert  trotz  der  durch  die  Verfassung 
vom  Jahre  1787  allen  Bürgern  garantierten  Koalitions¬ 
freiheit  keine  Landarbeiterorganisation  und  zwar  aus  dem 
einfachen  Grunde,  weil  die  durch  das  System  der  Einzel¬ 
höfe  bedingte  Zerstreuung  der  Arbeiter  über  die  uner¬ 
messlichen  Gebiete  dieses  Kontinents  eine  Koalition  tat¬ 
sächlich  unmöglich  macht.2) 

G.  In  Australien  dagegen,  das  in  seiner  Gesetz¬ 
gebung  den  Arbeitern  unstreitig  am  weitesten  unter  allen 
Ländern  der  Erde  entgegenkommt,  haben  sich  die  Land¬ 
arbeiter  (boush  laborers)  und  die  über  das  ganze  Land 
verbreiteten  Wollscherer  seit  Ende  der  achtziger  Jahre 
organisiert.  Die  Wollscherer  haben  eine  Organisation  für 
Süd- Australien,  Victoria  und  Neu-Süd-Wales  mit  25  000, 
eine  andere  für  Queensland  und  Neuseeland  mit  10  000 


9  Vgl.  darüber  „Die  lettische  Revolution“  von  einem  Anonymus  mit 
einem  Geleitwort  von  Schiemann.  Berlin  1906. 

2)  Ueberdie  nordamerikanischen  Landarbeiterverhältnisse;  finden  sich 
interessante  Angaben  bei  Se ring  „Die  landwirtschaftliche  Konkurrenz 
Nordamerikas  in  Gegenwart  und  Zukunft.“  Leipzig  1887.  S.  178,  183, 
273,  293,  319,  377,  439  ff.  467  ff. 
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Mitgliedern.  Ihre  Vereinsstatuten  enthalten  nach  Kule- 
mann,1)  dem  auch  die  vorhergehenden  Angaben  entnommen 
sind,  folgende  interessante  Bestimmungen: 

„Verteidigung  des  Rechts  der  Arbeit,  Verbindung  zu 
gegenseitigem  Schutze,  Erreichung  und  Erhaltung  einer 
ausreichenden  Lohnhöhe,  Beistand  in  allen  Fällen  der 
Unterdrückung,  Aufbringung  eines  Vereinsvermögens,  mög¬ 
lichste  Verhinderung  von  Streiks  und  Beförderung  eines 
guten  Verhältnisses  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern, 
BeilegungvonStreitigkeiten  durch  Einigungsämter,  Schieds¬ 
gerichte  und  andere  gesetzliche  Mittel,  Anlegung  von  Gel¬ 
dern  in  Unternehmungen,  welche  von  Arbeitern  betrieben 
werden.“ 


i)  a.  a.  O.  S.  180  ff. 
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,  II.  Würdigung  des  Koalitionsrechtes  und  der 

Organisation  der  Landarbeiter  vom  volkswirtschaft¬ 
lichen,  sittlichen  und  politischen  Standpunkte. 

*  Aus  dem  Vorhergehenden  ersieht  man  nicht  ohne 

einige  Verwunderung,  dass  auch  die  Landarbeiter  das 
Koalitionsrecht  in  den  meisten  europäischen  Staaten,  des¬ 
gleichen  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und 
in  Australien  besitzen.  Die  alleinige  Ausnahme  unter  den 
europäischen  Grossstaaten  bilden  Russland  und  Preussen 
nebst  einigen  norddeutschen  Kleinstaaten,  also  im  wesent¬ 
lichen  das  Gebiet  des  osteuropäischen  Grossbetriebes  in 
der  Landwirtschaft. 

Von  der  Koalitionsfreiheit  haben  jedoch  bisher  nur 
die  Landarbeiter  in  Italien  und  Ungarn  in  grossem  Um¬ 
fange  Gebrauch  gemacht  und  sich  eine  leistungsfähige, 
gewerkschaftliche  Organisation  geschaffen.  Die  spanischen 
und  australischen  Landarbeitervereine  sind  zwar  bedeutender 
als  die  in  den  andern  Ländern  geschaffenen  Organisationen, 
vermögen  aber  an  die  ungarischen  und  italienischen  bei 
weitem  nicht  heranzureichen.  In  den  übrigen  Ländern, 
auch  dort,  wo  seit  langen  Jahren  Koalitionsfreiheit  besteht, 
finden  wir  teils  gar  keine,  teils  nur  geringe  Ansätze^  [zu 
einer  gewerkschaftlichen  Organisation  der  Landarbeiter¬ 
schaft.  In  England  erleben  wir  sogar  das  merkwürdige 
Schauspiel,  dass  eine  ursprünglich  starke  Organisation  im 
Laufe  der  Jahre  zu  völliger  Bedeutungslosigkeit  herab¬ 
sinkt.  Und  in  Frankreich  finden  wir  alle  ländlichen 
Klassen  vom  kleinen  grundbesitzenden  Tagelöhner  bis 
herauf  zum  Grossgrundbesitzer  in  einer  einzigen  Organi¬ 
sation  zusammengeschlossen.  In  Deutschland  zeigen  sich 
unter  den  Landarbeitern  weder  in  den  Gebietsteilen,  die 
Koalitionsfreiheit  besitzen,  noch  in  den  andern,  die  dieses 
Recht  nicht  haben,  irgendwelche  nennenswerte^Bestrebungen 
zur  Gründung  von  gewerkschaftlichen  Berufsorganisationen. 
Anderseits  mussten  wir  in  Russland,  wo  strikte  Koalitions¬ 
verbote  bestehen,  einige  Beispiele  vorübergehender,  mehr 
aus  politischen  als  aus  wirtschaftlichen  Gründen*  ent¬ 
standener  Landarbeiterkoalitionen  konstatieren. 

Im  grossen  ganzen  kann  man  sagen,  dass  die 
Landarbeiterklasse  sich  am  härtesten  um  die  Gewinnung 
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ihres  Lebensunterhaltes  plagen  muss.  Sie  bildet  heute 
fast  überall,  von  Nordamerika  und  Australien  vielleicht 
abgesehen,  die  unterste  soziale  Schicht  der  bürgerlichen 
Gesellschaft.  Gleich  der  ihr  sozial  am  nächsten  stehenden, 
zum  grossen  Teil  aus  der  Landarbeiterschaft  hervorgehenden 
Klasse  der  gewerblichen  Arbeiter  sind  sie  in  ihrer  Mehr¬ 
zahl  von  allem  Eigentum  an  den  Produktionsmitteln, 
in  ihrem  Falle  also  vom  Grund  und  Boden  ausgeschlossen. 
Man  sollte  demnach  meinen,  die  annähernd  gleiche  äussere 
Lage  würde  ihnen  allen  derselbe  Ansporn  sein,  zur 
Besserung  dieser  Lage  von  dem  bei  den  Fabrikarbeitern 
und  auch  bei  ihren  Berufsgenossen  in  Ungarn  und  Italien 
so  bewährten  Mittel  der  Selbsthilfe,  von  der  gewerkschaft¬ 
lichen  Organisation,  den  gleichen  Gebrauch  zu  machen. 
Wie  wir  gesehen  haben,  ist  dies  nicht  der  Fall. 

Wie  ist  nun  diese  Verschiedenheit  in  der  Entwickelung 
des  Organisationsgedankens  unter  den  Landarbeitern  der 
einzelnen  Länder  zu  erklären? 

Der  Einfluss  der  Koalitionsgesetzgebung  ist  nicht 
gänzlich  abzuleugnen.  Aber  gewöhnlich  ist  er  doch  geringer, 
als  man  denken  sollte.  Einen  Beweis  hierfür  liefert  uns  die 
Geschichte  der  Gewerkschaftsbewegung  der  industriellen 
Arbeiter,  die  sich  in  fast  allen  Ländern  in  direktem  Gegen¬ 
sätze  zur  Gesetzgebung  durchgesetzt  hat.  Ueberall,  wo 
das  geltende  Recht  im  Widerspruch  stand  mit  den  Existenz¬ 
bedingungen  dieser  emporstrebenden  Volksklasse,  hat  es 
sich,  zuweilen  erst  nach  harten  Kämpfen,  der  neuen  Ent¬ 
wickelung  anpassen  müssen.  Dasselbe  bezeugt  die  Koa¬ 
litionsrechtsgeschichte  der  Landarbeiter.  In  Ungarn  ver¬ 
suchte  die  Polizei  auf  Grund  der  unklaren  Fassung  des 
Koalitionsgesetzes  noch  in  den  letzten  Jahren,  die  Organi¬ 
sationsbestrebungen  der  Landarbeiter  mit  Gewalt  nieder¬ 
zuhalten.  Obwohl  sie  zu  immer  schärferen  Repressalien 
griff  und  die  Arbeiter  zu  Tausenden  in  die  Gefängnisse 
warf,  wuchs  die  Bewegung  mehr  und  mehr  im  geheimen 
an.  Schliesslich  im  Jahre  1905  sah  sich  der  Minister  des 
Innern  genötigt,  der  öffentlichen  Gründung  einer  sozial¬ 
demokratischen  Organisation  seine  Zustimmung  zu  geben. 
Auch  die  Ligen  in  Italien  hatten  im  Anfang  ihres  Be¬ 
stehens  manche  Kämpfe  mit  der  Regierung  auszufechten, 
ehe  ihre  Existenzberechtigung  anerkannt  wurde.  Für  den 
Einfluss  der  Gesetzgebung  auf  die  Bildung  von  Gewerk¬ 
vereinen  unter  den  Landarbeitern  haben  wir  auch  in 
unserem  Vaterlande  ein  typisches  Beispiel.  In  der  Rhein¬ 
provinz  und  Hessen-Nassau  einerseits  und  in  den  östlichen 
Provinzen  und  Schleswig-Holstein  anderseits  sind  die 
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wirtschaftlichen  und  sozialen  Bedingungen  für  die  Koalition 
der  Landarbeiter  so  ziemlich  die  gleichen.  Nur  existiert 
für  die  Rheinprovinz  und  für  die  östlichen  Landesteile 
das  Koalitionsverbot,  während  es  für  Hessen-Nassau  und 
Schleswig-Holstein  keine  Geltung  hat.  Aber  weder  in 
den  Rheinlanden  und  östlichen  Provinzen  noch  in  Hessen- 

'*  Nassau  und  Schleswig-Holstein  ist  bisher  etwas  von 
grösseren  Koalitionen  der  Landarbeiter  zu  bemerken.  Auch 
•  in  Belgien,  wo  die  Vorbedingungen  für  eine  Landarbeiter- 

*  Organisation  so  ausnahmsweise  günstig  liegen,  sind  bisher 
trotz  langjähriger  Koalitionsfreiheit  nur  äusserst  schwache 
Ansätze  zu  einer  Gewerkschaftsbewegung  vorhanden. 

Von  gleich  geringem  Einfluss  auf  den  Organisations¬ 
gedanken  unter  den  Landarbeitern  ist  ihre  Berührung  mit 
den  gewerblichen  Arbeitern.  Ihr  Beispiel  scheint  lediglich 
für  die  äussere  Form  der  Organisation  von  Bedeutung  zu  sein. 
Nur  in  England  hat  das  Vorbild  der  industriellen  Gewerk¬ 
schaften  seinerzeit  tiefer  auf  die  Landarbeiterorganisation 
eingewirkt.  Allein  nachhaltig  war  dieser  Einfluss  auch 
hier  nicht,  und  jetzt  ist  von  ihm  nichts  mehr  zu  bemerken, 
obwohl  das  Trade  Unionswesen  unter  den  industriellen 
Arbeitern  seit  Mitte  der  siebziger  Jahre  des  vergangenen 
Jahrhunderts  einen  grossen  Aufschwung  genommen  hat. 
Gleichfalls  sind  im  industriellen  Süden  und  Westen  unseres 
Vaterlandes  wie  auch  in  Belgien,  wo  die  Landarbeiter  wie 
erwähnt,  Koalitionsfreiheit  besitzen,  von  einem  derartigen 
Einfluss  nur  sehr  geringe  Spuren  wahrnehmbar.  Das  ist 
zum  Teil  erklärlich  aus  der  Wertung,  welche  die  beiden 
Arbeiterklassen  ihrer  gegenseitigen  Arbeit  und  sozialen 
Stellung  angedeihen  lassen.  Es  ist  noch  nicht  gar  so 
lange  her,  dass  der  Landarbeiter,  auf  den  heute  der  gross¬ 
städtische  Industriearbeiter  als  auf  einen  Arbeiter  zweiter 
Klasse  meist  mitleidig  herabblickt,  seinerseits  die  Fabrik¬ 
arbeiter  als  unter  sich  stehend  ansah.  Selbst  heute  noch 
hält  der  grundbesitzende  Landarbeiter  des  Westens  be¬ 
sonders  in  Gegenden,  in  welche  die  Industrie  noch  gar 
nicht  oder  erst  eben  eingedrungen  ist,  vielfach  die  in¬ 
dustriellen  Arbeiter,  die  er  bezeichnenderweise  kurzweg 
„Wirker“  zu  nennen  pflegt,  für  sozial  tiefer  stehend,  auch 
wo  diese  ein  besseres  Einkommen  haben,  und  er  würde 
es  sicher  als  eine  Kränkung  empfinden,  wenn  man  ihm 

*  etwa  den  Namen  Bauer  vorenthalten  und  ihn  auch  ein¬ 
fach  als  „Wirker“  bezeichnen  wollte.  Besonders  verächt¬ 
lich  ist  ihnen  immer  der  Zwang,  dem  die  Fabrikarbeiter 

i  sich  notwendigerweise  unterwerfen  müssen.  Welche  Spott- 

*  reden  müssen  diese  beispielsweise  über  sich  ergehen  lassen, 
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wenn  sie  auf  dem  Wege  zur  Fabrik  durch  die  Töne  der 
Signalpfeife  zu  eiligerer  Gangart  angespornt,  an  Feldern 
vorbeikommen,  wo  Landarbeiter  schon  seit  Sonnenaufgang 
mit  den  Erntearbeiten  beschäftigt  sind.  Aus  alledem  ist 
es  wohl  verständlich,  wenn  der  Landarbeiter  von  den 
modernen  Errungenschaften  der  gewerblichen  Arbeiter 
keine  allzuhohe  Meinung  und  von  ihrer  Anwendung  auf 
seine  Verhältnisse  sich  keine  Besserung  seines  Loses 
verspricht. 

Ebensowenig  lässt  sich  aus  der  Bodenbesitzverteilung 
allein  eine  hinreichende  Erklärung  für  die  Verschiedenheit 
in  der  Entwicklung  der  Landarbeiterorganisation  geben. 
Zwar  wird  man  anerkennen  müssen,  dass  die  freien  grund¬ 
besitzenden  Tagelöhner,  deren  tatkräftigste  Elemente 
darauf  aus  zu  sein  pflegen,  sich  individuell  auf  eine  höhere 
soziale  Stufe  herauf  zu  arbeiten,  weit  weniger  zu  einer 
gewerkschaftlichen  Organisation  geeignet  und  geneigt 
sind  als  die  besitzlosen  Arbeiter,  wenn  die  Grundbesitz¬ 
verteilung  ihnen  Gelegenheit  zum  Aufsteigen  gibt. 
Für  Deutschland  wird  das  auch  von  sozialdemokratischen 
Schriftstellern  zugegeben.1)  Das  sehen  wir  übrigens  auch 
an  den  vlämischen  Arbeitern,  die  zu  einem  sehr  erheb¬ 
lichen  Teile  im  Besitze  eines  eigenen  Stückchens  Land 
und  eines  kleinen  Hauses  der  gewerkschaftlichen  Organi¬ 
sation  in  grösserem  Umfange  bisher  unzugänglich 
waren.  Andrerseits  trifft  man  in  den  italienischen  und 
ungarischen  Landarbeitervereinen  auch  manche  grund¬ 
besitzende  Tagelöhner,  in  den  erstem  sogar  kleine  Bauern 
und  Pächter.  Auch  in  Frankreich  finden  wir  in  jüngster 
Zeit  unter  den  kleinen  Eigentümern  der  Weinbaudistrikte 
des  Südens  die  Ansätze  zu  einer  rein  gewerkschaftlichen 
Organisation. 

Ist  die  soziale  Voraussetzung  gegeben,  so  ist  für  die 
Entwickelung  des  Organisationsgedankens  unter  den  Land¬ 
arbeitern  weiter  von  entscheidender  Bedeutung  die  Art 
und  Weise  der  Bes iedelun  g  des  Landes.  Hauptsäch¬ 
lich  aus  der  Verschiedenheit  dieses  Moments  in  den  ein¬ 
zelnen  Ländern  ist  die  Verschiedenheit  in  der  Ausdehnung 
des  Organisationswesens  erklärlich. 

Der  Gedanke  der  Berufsorganisation  wurde  geboren 
und  lebt  am  wirksamsten  fort  in  den  Industriezentren,  in 
denen  die  Massen  der  Arbeiter  auf  ein  kleines 
Gebiet  zusammenströmen.  Infolge  ihres  Ausschlusses 
von  allen  Produktionsmitteln  sind  die  Arbeiter  gezwungen, 

i)  Schulz,  Die  landwirtschaftlichen  Arbeiter.  Sozialistische  Monats¬ 
hefte.  1908.  25.  Heft  vom  17.  Dezember.  S.  1588  ff. 
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das  einzige,  das  sie  besitzen,  ihre  Arbeitskraft,  an  den 
Unternehmer  zu  verkaufen,  der  als  Massenkäufer  der 
Ware  Arbeit  auftritt  und  als  solcher  gleichsam  für 
sich  allein  eine  Koalition  bildet.  Dieser  Koalition  gegen- 
,  über  war  der  einzelne  Verkäufer  der  Ware  Arbeit  macht¬ 
los.  Bei  Massenangebot  war  er  gezwungen,  seine  Ware 
unter  den  Gestehungs-  und  Reproduktionskosten  loszu¬ 
schlagen.  Das  natürlichste  Mittel  der  Selbsthilfe  war, 
•  der  Koalition  des  Käufers  eine  Koalition  der  Verkäufer 
^  entgegenzusetzen,  die  sich  verpflichtete,  ihre  Ware  nicht 

unter  einem  gewissen  Mindestpreis  abzugeben.  Das  mit 
der  Organisation  in  den  Arbeitern  sich  entwickelnde 
Klassenmachtbewusstsein  machte  sie  zu  einem  dem  Unter¬ 
nehmer  gleichwertigen  Kontrahenten  bei  den  Abmachungen 
über  die  Arbeitsbedingungen,  die  nun  nicht  mehr  für  die 
einzelnen  Arbeiter  verschieden,  sondern  für  alle  gleichmässig 
festgesetzt  wurden.  Natürlich  nur  da,  wo  die  Arbeiter  in 
grosser  Zahl  zusammengedrängt  beieinander  wohnen.  Auf 
dem  Lande  dagegen,  wo  auch  die  industriellen  Arbeiter 
viel  weniger  dicht  beisammen  wohnen,  wo  sie  auch  viel¬ 
fach  ein  kleines  Eigentum  besitzen,  lassen  sie  sich  bisher 
nur  sehr  schwer  für  die  Organisation  gewinnen.  Selbst 
wenn  sie  sich  einer  Organisation  angeschlossen  haben, 
sind  sie  meistens  bei  weitem  nicht  so  eifrige  und  zuver¬ 
lässige  Mitglieder  wie  die  städtischen  Arbeiter.  Es  fehlt 
ihnen  zum  grossen  Teil  noch  das  starke  Zusammen¬ 
gehörigkeitsgefühl  und  damit  das  Machtbewusstsein. 

Noch  viel  schwerer  wird  es  demnach  in  den  meisten 
Ländern,  die  weit  mehr  als  die  Fabrikarbeiter  über  das 
ganze  Land  verstreut  wohnenden  Landarbeiter  in  wirklich 
lebenskräftigen  und  leistungsfähigen  Organisationen  zu- 
sammenzuschliessen.  In  Ungarn  und  Italien  ist  es  gelungen. 
In  Ungarn  war  es  das  System  der  Grossgemeinden,  in 
denen  die  vielfach  besitzlosen  Feldarbeiter  des  Alföldes  zu 
Tausenden  eng  beieinander  sassen,  dann  ihr  Hang  zum 
Massenleben,  die  Gewohnheit,  alltäglich  auf  dem  Markt¬ 
platze  in  grösseren  Massen  zur  Besprechung  ihrer  Lage 
zusammenzukommen,  alles  Umstände,  welche  die  Organi¬ 
sation  der  Landarbeiter  begünstigten  und  erst  ermöglich¬ 
ten.  Aehnliche  Verhältnisse  sehen  wir  in  Italien.  Auch 
dort  wohnen  die  Landarbeiter  zu  grösseren  Massen  dicht 
beieinander  in  den  vielen  Städten  und  Städtchen  und 
zeigen  einen  gleichen,  wenn  auch  nicht  ganz  so  stark 
ausgesprochenen  Hang  zum  Massenleben  wie  die  Arbeiter 
in  Ungarn.  Dieser  Charakterzug  scheint  besonders  den 
romanischen  und  vor  allem  den  slavischen  Völkern 
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eigentümlich  zu  sein;  denn  die  bei  den  russischen  Arbeitern 
üblichen  Artelle  verraten  die  gleiche  Neigung.  Und  da 
auch  sie  vielfach  in  grösseren  Dörfern  zusammenwohnen, 
so  ist  das  Haupterfordernis  für  eine  Koalition  erfüllt.  Tat¬ 
sächlich  finden  wir  daher  unter  den  russischen  Land¬ 
arbeitern,  wie  bereits  erwähnt,  vorübergehende  Koalitionen 
—  Organisationen  kann  man  sie  nicht  nennen. 

Die  germanischen  Völker,  insbesondere  die  Deutschen, 
besitzen  diesen  Charakterzug  nicht.  Sie  scheinen  mehr 
individualistisch  veranlagt  zu  sein.  Von  den  Slaven  und 
Romanen  unterscheiden  sie  sich  auch  in  der  Art  der  Be¬ 
siedelung  des  Landes.  Hier  sitzen  die  Landarbeiter 
nirgends  in  so  grossen  Massen  so  dicht  zusammen  wie  in 
Ungarn  oder  in  Italien.  Von  Belgien  abgesehen.  Dort 
haben  weder  eine  ungünstige  materielle  Lage,  noch  lang¬ 
jährige  Koalitionsfreiheit,  noch  die  nahe  Berührung  mit 
der  industriellen  Arbeiterschaft  noch  endlich  auch  das 
enge  Zusammenwohnen  grösserer  Landarbeitermassen  eine 
Landarbeiterorganisation  hervorzurufen  vermocht.  Allen 
diesen  eine  Koalition  begünstigenden  Momenten  hält  der 
Umstand  die  Wage,  dass  in  Belgien  wenig  Grossbetrieb 
vorhanden  ist,  dass  die  belgischen  Feldarbeiter  zum  grössten 
Teile  kleine  Eigentümer,  dass  sie  sehr  ungebildet  und 
anspruchslos,  dass  sie  endlich  in  der  Lage  sind,  durch 
Fabrik-  und  Wanderarbeit  ein  grösseres  Verdienst  zu  er¬ 
werben,  als  sie  jemals  durch  einen  mittels  Koalition  auf 
ihre  heimischen  Arbeitgeber  ausgeübten  Druck  erlangen 
könnten.  Das  umgekehrte  Beispiel  haben  wir  an  England. 
Dort  sitzen  die  Landarbeiter  nicht  so  dicht  beisammen 
wie  in  Belgien.  Und  dennoch  diese  hohe  Blüte  der  eng¬ 
lischen  Landarbeiterorganisationen  zu  Anfang  der  siebziger 
Jahre  des  vergangenen  Jahrhunderts !  Aber  eben  aus  der 
Isoliertheit  der  englischen  Feldarbeiter  erklärt  sich  auch 
der  rasche  Zerfall  ihrer  Organisation. 

Dass  wir  bisher  von  Koalitionsbestrebungen  der 
Landarbeiter  im  Deutschen  Reiche  so  wenig  gehört  haben, 
hat  seine  Ursache  in  der  schon  von  Kautsky1)  als  das 
Haupthindernis  einer  ländlichen  Gewerkschaftsorganisation 
beklagten  Isoliertheit  auch  unserer  Landarbeiter.  Ueber 
die  Volksdichtigkeit  und  die  prozentuale  Verteilung  der 
Einwohner  nach  der  Grösse  der  Gemeinden  speziell  in 
den  östlichen  Landesteilen  Preussens,  für  die  als  Gebiete 
des  landwirtschaftlichen  Grossbetriebes  mit  starkem  Ar¬ 
beiterbedarf  eine  Koalition  der  Landarbeiter  von  besonderer 


!)  Die  Agrarfrage.  Stuttgart  1899.  S.  841  ff. 


Bedeutung  wäre,  gibt  die  folgende  nach  dem  statistischen 
Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich1)  angefertigte  Statistik 
einige  Anhaltspunkte. 


Provinzen 

Vom  Hundert  der  Gesamtbevölkerung 
der  Provinz  kommen  auf  Gemeinden  mit 
....  Einwohnern 

Auf  1  qkm  kommen 

Einwohner 

weniger  als  100 

100  bis  unter  500 

500  bis  unter  1000 

1000  bis  unter  2000 

2000  bis  unter  5000 

5000  bis  unter  20000 

20  000  bis  unterlOO  000 

100  000  und  mehr 

Ostpreussen  .  . 

8 

41 

15 

4 

6 

7 

5 

11 

54 

Wesipreussen  .  . 

2 

32 

19 

8 

8 

12 

7 

9 

64 

Brandenburg  .  . 

2 

19 

8 

7 

8 

15 

23 

15 

88 

Pommern  .  .  . 

4 

35 

10 

4 

7 

13 

9 

13 

55 

Posen  .... 

3 

4t 

15 

7 

8 

10 

6 

6 
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Schlesien  .  .  . 

3 

19 

15 

11 

10 

17 

13 

9 

122 

Im  Durchschnitt  aller  sechs  Provinzen  lebt  über  ein 
Drittel  der  Gesamtbevölkerung  in  Gemeinden,  die  weniger 
als  500  Einwohner  haben,  rund  die  Hälfte  in  Gemeinden 
mit  weniger  als  1000  Einwohnern.  Wenn  auch  die  Land¬ 
arbeiter  hierzu  einen  grösseren  Prozentsatz  stellen  als  zu 
den  Gemeinden  mit  mehr  als  1000  Einwohnern,  so  bilden 
sie  dennoch  nicht  wie  in  Ungarn  reine  Landarbeiter¬ 
gemeinden.  Vielmehr  werden  wohl  in  den  meisten  Fällen 
Bauern  und  Handwerker  den  Kern  der  Gemeinden  bilden, 
die  überhaupt  nicht  durchweg  geschlossene  Ortschaften, 
sondern  politisch  zusammengehörige,  je  nachdem  über 
einen  grösseren  oder  kleineren  Flächenraum  sich  er¬ 
streckende  Siedelungen  darstellen.  Was  die  Volksdichtig¬ 
keit  angeht,  so  übertrifft  von  den  sechs  Provinzen  nur 
Schlesien  mit  122  Einwohnern  den  Durchschnitt  des  ganzen 
Reiches,  der  112  Menschen  auf  1  qkm  zählt.  Ostpreussen 
und  Pommern  bleiben  sogar  unter  der  Hälfte  und  die 
drei  anderen  Provinzen  auch  noch  weit  unter  dem  Durch¬ 
schnitt  zurück.  Auch  der  Umstand,  dass  bei  dem  weit¬ 
maschigen  Eisenbahnnetz  in  den  östlichen  Landesteilen 
die  dortigen  Verkehrs  Verhältnisse  soviel  schwieriger  sind 


*)  Jahrgang  1908.  S.  1,  6  und  7. 
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als  im  Westen  der  Monarchie,  fällt  noch  erschwerend  ins 
Gewicht.  Wenn  auch  in  den  übrigen  Gebieten  Preussens 
und  des  Deutschen  Reiches  da,  wo  der  Grossbetrieb  fehlt, 
die  Volksdichtigkeit  zum  Teil  eine  grössere  ist,  so  gibt 
es  auch  dort  keine  Gemeinden  mit  grossen  Massen  von 
Landarbeitern.  Es  fehlt  demnach  die  erste  Vorbedingung 
für  das  Zustandekommen  einer  lebenskräftigen  und 
leistungsfähigen  Gewerkschaftsorganisation  der  Land¬ 
arbeiter.  Solange  nicht  die  räumliche  Trennung  der  Land¬ 
arbeiter  durch  irgend  eine  neue  technische  Erfindung 
aufgehoben  wird,  ist  es,  wenn  nicht  völlig  ausgeschlossen, 
so  doch  höchst  unwahrscheinlich,  dass  sich  in  Preussen 
nach  Freigabe  des  Koalitionsrechtes  an  die  Landarbeiter 
eine  gewerkschaftliche  Organisation  von  grösserem  Um¬ 
fange  und  erheblicher  Bedeutung  bilden  wird. 

Auch  die  Art  der  Arbeitsverfassung,  der  Grad  der 
Intensität  und  die  Grösse  des  Betriebes  sind  für  die  Bildung 
von  Koalitionen  der  Landarbeiter  ziemlich  irrelevant.  In  Un¬ 
garn  trat  beispielsweise  die  Neigung  zur  Gründung  von  Ge¬ 
werkvereinen  gerade  unter  den  Landarbeitern  des  Alföldes  im 
Gebiete  des  vorherrschenden  Grossgrundbesitzes  mit  zum 
Teil  sehr  intensivem  Getreide-  und  Hackfruchtbau  beson¬ 
ders  stark  hervor  und  ergriff  gleicherweise  die  freien  wie 
die  kontraktlich  gebundenen  und  die  Wanderarbeiter.  Und 
in  Italien  sind  sowohl  die  Saisonarbeiter  auf  den  Reis¬ 
feldern  der  Poebene  wie  die  obligati  und  braccianti  in 
den  anderen  Gebieten  des  Landes  organisiert.  Auch  in 
den  südlichen  Teilen  Schwedens,  deren  ländliche  Verhält¬ 
nisse  eine  grosse  Aehnlichkeit  haben  mit  denen  in  unseren 
östlichen  Provinzen,  bemerken  wir  die  Anfänge  einer  land¬ 
wirtschaftlichen  Organisation  unter  den  Landarbeitern. 

Es  sind  nämlich  auch  nicht  alle  Klassen  landwirt¬ 
schaftlicher  Arbeiter  gleich  geeignet  zu  einer  Organisation. 
Beispielsweise  wird  eine  gewerkschaftliche  Organisation 
des  Gesindes  wohl  nie  zu  verwirklichen  sein.  Da  das 
Gesinde  sich  zum  erheblichsten  Teile  aus  jüngeren  Leuten 
rekrutiert,  zu  welchen  ausserdem  das  weibliche  Geschlecht, 
das  schon  an  und  für  sich  schwerer  zu  organisieren  ist, 
das  grössere  Kontingent  stellt,  und  da  der  Gesindedienst 
für  die  Mehrzahl  nur  ein  kurzes  Durchgangsstadium  bis 
zur  Verheiratung  bedeutet,  so  wäre  eine  Gewerkschaft 
der  Dienstboten,  auch  wenn  sie  wirklich  zustande  käme, 
für  sich  allein  nicht  lebensfähig.  Auch  sind  die  Verhält¬ 
nisse  von  Ort  zu  Ort,  von  Betrieb  zu  Betrieb,  so  ausser¬ 
ordentlich  verschieden,  dass  die  Abschliessung  etwa  eines 
Kollektivarbeits Vertrages  oder  die  Durchführung  anderer 
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gemeinsamer  Forderungen  durch  eine  Dienstbotengewerk¬ 
schaft  schlechterdings  unmöglich  sind.  Schliesslich  kann 
man  beim  Gesinde  kaum  von  einer  Lohnfrage  sprechen, 
da  die  Löhne  mangels  des  nötigen  Angebots  als  durchaus 
genügende  bezeichnet  werden  müssen. 

Es  ist  ein  seltsamer  Zufall,  dass  Kollektivarbeits¬ 
verträge,  die  sonst  meistens  erst  das  Ergebnis  einer 
voraufgegangenen  gewerkschaftlichen  Organisation  bilden, 
in  der  deutschen  Landwirtschaft  zuerst  mit  der  Arbeiter¬ 
klasse  abgeschlossen  wurden,  die  sich  von  allen  ländlichen 
Arbeitern  am  wenigsten  zu  einer  gewerkschaftlichen 
Organisation  eignet,  mit  den  Wanderarbeitern,  unserer 
dritten  Hauptgruppe  landwirtschaftlicher  Arbeiter.  Bei 
ihnen  besteht  ein  Zusammenhang  nur  zwischen  den  Ar¬ 
beitern  der  allernächsten  Umgebung,  und  selbst  dieser  ist 
nur  ein  äusserst  loser,  da  das  Personal  der  Wanderarbeiter 
stark  wechselt.  Weil  sie  meist  Ausländer  sind,  unter¬ 
liegen  sie  auch  der  Ausweisungsbefugnis.  Die  Möglich¬ 
keit  eines  geordneten  Vereinslebens  scheint  demnach  völlig 
ausgeschlossen. 

Was  unsere  zweite  Hauptgruppe  ländlicher  Arbeiter, 
die  Tagelöhner,  anlangt,  so  ist  die  Geeignetheit  und 
Geneigtheit  zur  Organisation  bei  den  einzelnen  Unter¬ 
gruppen  auch  wieder  sehr  verschieden.  Dass  die  grund¬ 
besitzenden  Tagelöhner  des  Westens  sich  ihr  wohl  kaum 
in  grösserer  Zahl  anschliessen  dürften,  wurde  schon  her¬ 
vorgehoben.  Wenn  man  trotz  des  nur  sehr  schwer  zu 
überwindenden  Hindernisses  der  Isoliertheit  dieser  Arbeiter¬ 
klasse  eine  Organisation  versuchen  wollte,  wäre  man  dem¬ 
nach  in  der  Hauptsache  auf  die  besitzlosen  freien  und 
kontraktlich  gebundenen  Arbeiter  angewiesen.  Es  ist  nun 
von  vornherein  nicht  daran  zu  denken,  diese  mehrere 
Millionen  zählenden  Menschen  in  einer  Zentralorganisation 
zu  vereinigen.  Dazu  sind  die  Verhältnisse  der  verschie¬ 
denen  Kategorien  dieser  Landarbeiter  in  den  einzelnen 
Gebietsteilen  unseres  Vaterlandes  viel  zu  mannigfaltige 
und  ihre  besonderen  Interessen  viel  zu  weit  auseinander¬ 
gehende.  Nach  dem  Beispiele  Italiens,  wo  in  den  einzelnen 
Provinzen  sich  besondere  Organisationen  mit  vielfach  ver¬ 
schiedenen  Hauptzielen  gebildet  haben,  müssten  auch  bei 
uns  je  nach  den  eigentümlichen  Verhältnissen  der  vor¬ 
herrschenden  Arbeitsverfassung  in  den  verschiedenen  Ge¬ 
bietsteilen  eigene  Landarbeiterverbände  geschaffen  werden, 
die  sich  später  allerdings  zu  einer  Förderation  Zusammen¬ 
schlüssen  könnten.  Ueber  diese  Frage  macht  Schulz1) 


i)  a.  a.  O.  S.  1578  ff. 
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in  seinem  schon  vorhin  erwähnten  Aufsatz  über  „die  land¬ 
wirtschaftlichen  Arbeiter“  einige  bemerkenswerte  Aus¬ 
führungen.  Er  unterscheidet  für  das  Deutsche  Reich  die 
bekannten  Gebiete  mit  einer  gewissen  einheitlichen, 
typischen  Arbeitsverfassung.  Das  erste  und  grösste  Gebiet 
mit  der  Instmanns-  und  Deputantenverfassung  und  rela¬ 
tiv  bedeutender  Eigenproduktion  für  den  Verbrauch  und 
Verkauf  umfasst  die  Provinzen  Ost-  und  Westpreussen, 
Pommern,  Posen,  die  beiden  Mecklenburg,  das  nordöst¬ 
liche  Brandenburg  und  die  schleswig-holsteinschen  Geest¬ 
lande.  Als  wichtigste  Forderungen  einer  Gewerkschaft 
der  Instleute  und  Deputanten  stellt  er  auf:  Aufrecht¬ 
erhaltung  und  Ausdehnung  der  Viehhaltung,  Einschränkung 
der  Frauenarbeit  bis  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Tagen 
während  der  Ernte,  Gewährung  einer  Anzahl  freier  Wochen¬ 
tage  im  Jahr  für  den  Mann  zur  Bearbeitung  des  Deputat¬ 
landes  und  als  Hauptforderung  die  Gewährung  von  Land 
in  erforderlicher  Grösse  und  Qualität  zu  angemessenen 
Preisen  unter  möglichst  günstigen  Zahlungsbedingungen 
zum  Zweck  der  Ansiedlung.  Das  zweite  grosse  Arbeits¬ 
verfassungsgebiet  ist  das  der  vorwiegend  geldentlohnten 
Gutstagelöhner  mit  verkrüppelter  Eigenproduktion.  Es 
erstreckt  sich  über  die  Provinz  Sachsen,  Anhalt,  Braun¬ 
schweig  und  die  Rübenbaubezirke  Südhannovers.  Hier 
seien  zweierlei  Forderungen  von  einer  Gewerkschaft  zu 
stellen:  entweder  Zurückeroberung  der  früheren  Eigen¬ 
wirtschaft  der  Gutstagelöhner  oder  aber  Verzicht  darauf 
und  statt  dessen  höhere  Geldlöhne  und  kürzere  Arbeits¬ 
zeit.  Die  Hauptziele  einer  dritten,  in  Schlesien  und  der 
märkischen  Lausitz  zu  gründenden  Lohngärtnergewerk¬ 
schaft  sind  fast  genau  dieselben  wie  die  einer  Gewerk¬ 
schaft  der  Instleute  und  Deputanten.  Als  viertes  wird 
das  Gebiet  der  Heuerlingsverfassung  genannt,  das  sich 
über  das  westliche  Hannover,  das  südliche  Oldenburg 
und  das  nördliche  Westfalen  erstreckt.  Die  Forderungen, 
welche  eine  diese  Arbeiterklasse  umfassende  Gewerkschaft 
zu  stellen  hätte,  seien  hauptsächlich:  Verringerung  der 
obliegenden  Lohnarbeitstage  und  Weiterbildung  des  blossen 
Zeitpachtverhältnisses  zu  einer  festeren  Rechtsform.  Das 
fünfte  Arbeits verfassungsgebiet  beschränkt  sich  auf  den 
Grossgüterdistrikt  Ostholsteins  mit  vorherrschendem  Land- 
und  Hausinstenwesen.  Auch  hier  müsse  eine  besondere 
Gewerkschaft  gegründet  werden,  doch  geht  Schulz  wegen 
der  Kompliziertheit  dieser  Arbeitsverfassung  nicht  näher 
auf  die  ihr  zu  stellenden  Ziele  ein.  Ein  sechstes  Arbeits¬ 
verfassungsgebiet,  das  sich  über  die  Fluss-  und  Seemarschen 
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am  Rande  des  Nordseebeckens  von  Ostfriesland  bis  nach 
Schleswig-  ausdehnt,  wird  charakterisiert  als  die  Region 
der  grundbesitzenden  Tagelöhner  mit  klassenmässiger 
Abgeschlossenheit  vom  Bauernstände.  Sie  würden  nach 
1  Schulz  voraussichtlich  die  gewerkschaftliche  Elitegruppe 
unter  ihren  Berufsgenossen  werden.  Ihre  Hauptforderung 

*  sei  die  Vermehrung  der  Arbeiterheimstätten  durch  innere 
Kolonisation.  Demgegenüber  wird  das  siebente  Arbeits- 

#  verfassungsgebiet  als  die  Region  der  grundbesitzenden 

^  Tagelöhner  ohne  klassenmässige  Absonderung  vom  Bauern¬ 

stände  bezeichnet.  Es  erstreckt  sich  über  den  grössten 
Teil  von  West-  und  Süddeutschland.  Schulz  glaubt,  wie 
schon  früher  erwähnt,  dass  diese  Arbeiterklasse  besonders 
schwer  zu  organisieren  sei,  da  hier  die  traditionellen 
Klassenkampfbegriffe,  deren  Geltung  er  für  die  übrigen 
Arbeitsverfassungsregionen  nicht  bestreiten  will,  nur  wenig 
Eindruck  machen  dürften.  Als  achtes  und  letztes  Arbeits¬ 
verfassungsgebiet  endlich  stelle  Südbayern  mit  dem  auf 
Zwangszölibat  gesetzten  Berufsgesinde  eine  eigene  Gruppe 
für  sich  dar,  deren  gewerkschaftliche  Hauptforderung  auch 
wieder  in  der  Schaffung  von  landwirtschaftlichen  Heim¬ 
stätten  gipfelt.  Ueberhaupt  sieht  Schulz  den  Hauptpreis 
eines  gewerkschaftlichen  Kampfes  der  Landarbeiter  nicht 
in  höheren  Geldlöhnen  und  noch  weniger  in  kürzeren 
Arbeitszeiten,  sondern  in  Landanteilen. 

Ob  eine  so  weitgehende  Dezentralisation  mit  Rück¬ 
sicht  auf  eine  gesunde  finanzielle  Grundlage  der  gewerk¬ 
schaftlichen  Berufsorganisation  der  Landarbeiter  angebracht 
ist,  mag  dahingestellt  bleiben.  Jedenfalls  sind  die  meisten 
dort  aufgestellten  Forderungen,  soweit  sie  nicht  der 
blossen  Propagierung  eines  von  Schulz  empfohlenen 
Klassenkampfes  dienen,  auch  für  eine  auf  nationalem 
Boden  stehende  Gewerkschaftsbewegung  der  Landarbeiter 
unbedenklich  annehmbar  Ausserdem  hätte  diese  aber 
noch  besondere  idielle  Aufgaben  zu  verfolgen,  die  Ernst1) 
in  seiner  schon  früher  erwähnten  Arbeit  über  das  rechts¬ 
rheinische  Bayern  in  den  Vordergrund  stellt,  also  Pflege 
des  religiös-sittlichen  Lebens,  Weckung  und  Hebung  des 
Ehr-  und  Selbstgefühls,  Pflege  des  geistigen  Lebens,  An¬ 
erziehung  von  Liebe  und  Anhänglichkeit  zur  heimatlichen 
Scholle  und  in  Verbindung  damit  die  Achtung  vor  der 
ländlichen  Arbeit,  Mithilfe  in  der  Heranbildung  zu  berufs¬ 
tüchtigen  Menschen,  Pflege  der  Freude  und  des  Ver¬ 
gnügens,  Pfege  der  Sparsamkeit  und  endlich  Vertretung 


i)  a.  a.  O.  S.  140  ff. 
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der  wirtschaftlichen  Interessen  den  Arbeitgebern  gegen¬ 
über,  sowie  durch  Selbsthilfe  im  Kassen-  und  Unterstützungs¬ 
wesen. 

Alle  diese  Aufgaben  kann  man  gewiss  als  erstrebens¬ 
werte  Ziele  einer  Landarbeiterorganisation  hinstelien.  Ob  ? 
sie  aber  in  Deutschland  je  zu  erreichen  sind,  scheint  mehr 
als  fraglich.  Ihre  Verwirklichung  würde  eine  starke 
Organisation  zur  Voraussetzung  haben,  und  hierfür  fehlt 
nach  den  vorhergehenden  Darlegungen  in  Deutschland 
und  besonders  in  den  östlichen  Provinzen  Preussens  gerade 
die  wichtigste  Vorbedingung,  die  starke  Anhäufung  grosser 
Landarbeitermassen  auf  einem  verhältnismässig  kleinen 
Gebiete.  So,  wie  die  Dinge  bei  uns  nun  einmal  liegen, 
werden  die  Organisationen,  die  sich  trotzdem  bilden,  nie 
grössere  Bedeutung  erlangen.  Deshalb  ist  auch  die  Ant¬ 
wort  auf  die  Frage,  ob  den  Landarbeitern  in  Preussen  das 
Koalitionsrecht  zu  gewähren  ist  oder  nicht,  vom  rein 
volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  betrachtet  ziemlich 
gleichgültig,  zumal  ihnen  ja  durch  die  Freizügigkeit  das 
wirksamste  Mittel  zur  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen 
zur  Verfügung  steht  und  auch  von  ihnen  reichlich  be¬ 
nutzt  wird :  die  Abwanderung,  die  sie  auch  mittelbar 
an  den  Errungenschaften  der  Arbeiterverbände  teil¬ 
nehmen  lässt. 

Bedeutung  hat  die  Frage  lediglich  vom  sittlichen 
und  politischen  Standpunkte. 

Zur  Frage  der  Landarbeiter-Koalition  haben  sich  in 
jüngster  Zeit  einige  autoritative  landwirtschaftliche  Stellen 
geäussert.  Nach  Zeitungsmeldungen  fasste  nämlich  die 
ostpreussische  Landwirtschaftskammer  im  Anfang  des 
Jahres  1908  zur  Landarbeiterfrage  eine  Entschliessung, 
in  der  es  unter  anderem  heisst: 

„Das  Koalitionsrecht  der  Landarbeiter  hat  für 
diese  nur  dann  Bedeutung,  wenn  es  mit  dem  Streik¬ 
recht  verknüpft  ist  Letzteres  kommt,  da  der  Be¬ 
trieb  der  Landwirtschaft  langfristige  Arbeitsverträge 
bedingt,  dem  Recht  auf  Kontraktbruch  gleich.  Ein 
unter  Kontraktbruch  begonnener  Streik  von  Land¬ 
arbeitern,  namentlich  während  der  Erntezeit,  ge¬ 
fährdet  nicht  nur  die  wirtschaftliche  Existenz  der 
betroffenen  Arbeitgeber,  sondern  nicht  minder  schwer 
die  Ernährung  der  gesamten  Bevölkerung  und  den 
nationalen  Wohlstand,  schädigt  also  im  Enderfolge 
auch  die  Arbeiter  selbst  Den  neuerdings  hervor¬ 
tretenden  Bestrebungen  zur  Förderung  der  Koalition 


der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  ist  daher  im  öffent¬ 
lichen  Interesse  auf  das  entschiedenste  entgegen  zu 
treten.“ 

Im  gleichen  Sinne  haben  sich  auch  noch  andere 
preussische  Landwirtschaftskammern  sowie  die  Versamm¬ 
lungen  landwirtschaftlicher  Vereine  ausgesprochen. 

Hierzu  ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  die  Land¬ 
arbeiter  auch  jetzt  schon  in  Preussen  das  Streikrecht  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  besitzen.  Kein  Landwirt  kann 
beispielsweise  seinen  Knecht  oder  Tagelöhner  oder  die 
Wanderarbeiter  zwingen,  auf  ein  ganzes  Jahr  und  für  die 
ganze  Saison  statt  auf  ein  halbes  Jahr  und  zu  einem  be¬ 
stimmten  früheren  Termine  der  Saison  sich  zu  vermieten 
Schon  nach  dem  heutigen  Recht  handelt  also  ein  Knecht 
vollständig  gesetzlich,  wenn  er  sich,  sagen  wir,  vom 
1.  Januar  bis  zum  1.  Juli  vermietet  und  von  da  ab  bis 
zum  Schluss  der  Erntearbeiten  etwa  nur  wöchentlich 
Kontrakt  macht  In  dem  Abschluss  kurzfristiger  Verträge 
gehen  übrigens  neuerdings  die  bayerischen  Arbeitgeber 
ihren  Arbeitern  mit  gutem  Beispiel  voran.  So  heisst  es 
in  einem  Bericht1)  aus  Ampfing  in  Bayern:  „Berechtigt 
sind  die  Klagen,  dass  die  Bauern  vielfach  ihre  Knechte 
nur  im  Sommer  behalten  und  im  Herbste  und  Winter 
entlassen.“  Es  soll  hier  gewiss  nicht  den  kurzfristigen 
Verträgen  in  der  Landwirtschaft  das  Wort  geredet  werden, 
die  unsere  ganze  gutsherrliche  Arbeitsverfassung  über  den 
Haufen  werfen  würden.  Gerade  die  langfristigen  Verträge 
haben  auch  für  die  Landarbeiter  selbst  ihr  Gutes  Indes 
bei  dem  Zug  nach  kurzfristigen  Verträgen,  der  schon  seit 
langem  durch  die  Industrie  geht,  steht  zu  befürchten,  dass 
diese  auch  in  der  Landwirtschaft  immer  mehr  Eingang 
finden. 

Die  Koalitions-  und  Streikfreiheit  involviert  nicht 
ein  Recht  auf  Kontraktbruch,  wie  es  die  ostpreussische 
Landwirtschaftskammer  behauptet,  auch  nicht  bei  den 
kontraktlich  auf  ein  Jahr  verpflichteten  Arbeitern.  An¬ 
genommen,  diese  besässen  eine  starke  Organisation  und 
es  komme  zwischen  dieser  und  den  Arbeitgebern  wegen 
der  Kontrakte  zu  Streitigkeiten.  So  darf  man  wohl  zu¬ 
nächst  vermuten,  dass  die  Differenzen  eben  bei  den  Ver¬ 
handlungen  über  die  Kontrakte  zum  Ausbruch  kommen 
würden,  und  diese  pflegen  nicht  in  der  Erntezeit  stattzu- 


!)  Zitiert  bei  Ernst,  a.a.  O.  S  124  ff.,  wo  noch  eine  ganze  Reihe 
derartiger  Klagen  angeführt  ist. 
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finden,  sondern  im  Winter,  wenn  die  Arbeit  ruht.  Falls 
die  Parteien  sich  nicht  einigen  können,  kommen  keine 
Verträge  zustande  und  der  Streik  ist  da,  ohne  dass  ein 
einziger  Kontrakt  gebrochen  wird  Die  Arbeiter  haben 
es  also  gar  nicht  nötig,  sich  der  Gefahr  einer  strafrecht¬ 
lichen  Verfolgung  wegen  Bruchs  eines  zivilrechtlichen 
Vertrages  auszusetzen;  denn  der  Druck,  den  sie  durch 
Verweigerung  des  Vertragsabschlusses  auf  die  Arbeitgeber 
ausüben,  ist,  wie  wir  in  Ungarn  gesehen  haben,  nicht 
weniger  kräftig,  als  wenn  sie  zur  Erntezeit  mit  Streik 
drohen.  Brechen  die  Streitigkeiten  jedoch  nach  Abschluss 
der  Verträge  aus,  so  dürfen  natürlich  die  Arbeiter,  und 
zwar  nicht  nur  die  landwirtschaftlichen,  sondern  auch  die 
industriellen  trotz  der  ihnen  gewährten  Koalitions-  und 
Streikfreiheit,  ohne  genügenden  rechtlichen  Grund  nicht 
streiken,  ebensowenig,  wie  die  Arbeitgeber  sie  ohne  hin¬ 
reichenden  gesetzlichen  Grund  entlassen  dürfen.  Tun  sie 
es  doch,  so  ist  das  eine  wie  das  andere  moralisch  durch¬ 
aus  verwerflich.  Eine  Organisation,  die  mehr  als  der 
einzelne  Landarbeiter  auf  die  Sympathien  der  öffentlichen 
Meinung  angewiesen  ist,  würde  sich  aber  auch  wohl  hüten, 
diese  durch  Verletzung  des  allgemeinen  Rechtsbewusst¬ 
seins  zu  verscherzen,  indem  sie  den  Kontraktbruch  ihrer 
Mitglieder  gutheisst  oder  gar  unterstützt.  Schliesslich 
könnten  auch  gesetzliche  Bestimmungen  eingeführt  werden, 
wonach  die  Führer  der  Organisation  und  diese  selbst  mit 
ihrem  Vermögen  für  die  durch  den  Vertragsbruch  ihrer 
Mitglieder  entstandenen  Schäden  haftbar  gemacht  würden, 
ein  Verfahren,  das  für  die  Grundbesitzer  sicher  vorteil¬ 
hafter  wäre  als  die  jetzige  Praxis,  die  den  „Verbrecher“ 
auf  einige  Tage  oder  Wochen  in  das  Gefängnis  steckt 
und  die  Sorge  für  seine  Familie  der  Gemeinde  oder  dem 
Gutsherrn  überlässt. 

Auch  der  §  8  des  Gesetzes  vom  24  April  1854  bietet 
keine  genügende  gesetzliche  Handhabe,  um  gegen  einen 
Landarbeiterstreik  einzuschreiten.  Nach  ihm  fallen  näm¬ 
lich  nur  solche  Arbeitseinstellungen  und  Arbeitsverhinde¬ 
rungen  unter  Strafe,  welche  die  Arbeitgeber  zu  gewissen 
Handlungen  oder  Zugeständnissen  bestimmen  sollen. 
Verabredungen  der  vorzeitigen  Kündigung  oder  Nicht¬ 
verlängerung  des  Vertrages  wegen  schlechter  Behand¬ 
lung  sind  nicht  strafbar.  Auch  die  Aufforderungen  zur 
Arbeitseinstellung  bleiben  straffrei  Allein  die  Auf¬ 
forderungen  zur  Verabredung  von  Arbeitseinstellungen 
sind  straffällig,  wie  ein  auf  dem  Standpunkt  ein¬ 
schränkender  Deutung  stehendes,  allgemein  gebilligtes 
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Urteil  des  Kammergerichts  vom  13.  Februar  1895  ent¬ 
schieden  hat.1) 

Auch  enthält  kein  anderes  preussisches  Gesetz  irgend 
ein  Verbot  der  Gründung  von  Berufsvereinen  der  Land- 
i  arbeiter.  An  und  für  sich  stünde  es  ihnen  also  völlig 
frei,  sich  zu  organisieren.  Allerdings  würde  diese  Organi¬ 
sation  des  Hauptrechtes  der  industriellen  Gewerkschaften 
%  ermangeln,  nämlich  des  Rechtes,  bei  Verhandlungen  über 
den  Arbeitsvertrag  zur  Erlangung  günstigerer  Bedingungen 
^  den  Arbeitgebern  mit  Streik  zu  drohen  und  die  Arbeiter 
zur  Verabredung  von  Arbeitseinstellungen  aufzufordern 
Ein  geordnetes  und  erspriessliches  Gewerkschaftsleben 
wäre  unter  diesen  Umständen  ja  schlecht  möglich,  und 
es  kommt  also  in  der  Praxis  der  §  3  einem  direkten 
Koalitionsverbot  nahezu  gleich.  Es  wären  nur  Pseudo¬ 
gewerkschaften,  die  sich  bilden  könnten.  Ob  diese  aber 
auf  die  Dauer  für  die  Landwirtschaft  nicht  noch  viel 
gefährlicher  werden  könnten  als  vollberechtigte  Gewerk¬ 
schaften,  ist  sehr  die  Frage.  Das  Beispiel  von  Ungarn, 
wo  sich  ausser  den  ministeriell  gestatteten  unvollständigen 
Gewerkschaften  sogenannte  „freie  Vereinigungen“  bildeten, 
die  dann  in  reine  Streikorganisationen  ausarteten,  sollte 
jedenfalls  zur  Vorsicht  mahnen. 

Der  ganze  §  3  hat  also  wenig  praktischen  Wert. 
Schlegelberger  nennt  ihn  geradezu  eine  „historische 
Reminiszenz“,  die  „zur  Beseitigung  überreif“  sei.  Und  in 
der  Tat  ist  seine  Aufhebung  dringend  zu  fordern.  Zu¬ 
nächst  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit.  Diese  nach 
Loening  „fundamentale  Forderung  der  Gerechtigkeit“ 
kann  freilich  nicht  in  der  herkömmlichen  Weise  damit 
begründet  werden,  dass  man  ganz  allgemein  sagt,  die 
Gerechtigkeit  verlange,  es  müsse  der  Arbeiterschaft  als 
der  beim  Arbeitsvertragsschluss  schwächeren  Partei  durch 
die  Freiheit  der  Koalition  die  Möglichkeit  geboten  werden, 
das  Stärkeverhältnis  der  beiden  Kontrahenten  einiger- 
massen  ins  Gleichgewicht  zu  setzen.  Die  Sache  liegt 
nämlich  bei  unsern  Landarbeitern  vielfach  umgekehrt. 
Sie  sind  trotz  ihrer  Isolierung  nicht  die  Schwächeren  beim 
Vertragsabschluss.  Im  Gegenteil.  Die  durch  die  Ab¬ 
wanderung  erzeugte  Arbeiternot  hat  sie  vielerorten  in  die 
3  Lage  versetzt,  die  Verträge,  wenn  nicht  geradezu  diktieren, 
*  so  doch  massgeblich  beeinflussen  zu  können.  Diese  für 


9  Vgl.  Schlegelberger  „Das  Landarbeiterrecht.  Darstellung  des 
privaten  und  öffentlichen  Rechts  der  Landarbeiter  in  Preussen.“  Berlin 
1907  S.  194  ff. 
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die  Landarbeiter  so  glückliche  Konjunktur  auf  dem  Arbeits¬ 
markt  ist  aber  andrerseits  durchaus  kein  Grund  zur  Ver¬ 
sagung  der  Koalitionsfreiheit.  Denn  nicht  überall 
ist  die  Situation  für  sie  so  günstig.  Vielmehr  sind  in 
manchen  Gegenden  unseres  Vaterlandes  die  Löhne  noch 
recht  niedrig  und  genügen  kaum  zur  Befriedigung  der 
notwendigen  Lebensbedürfnisse.  Ueberhaupt  ist  die  wirt¬ 
schaftliche  Lage  und  die  Lebenshaltung  der  Landarbeiter 
verbesserungsfähig  und  -bedürftig;  jedenfalls  ist  sie 
schlechter  als  die  ihrer  Arbeitgeber,  welche  uneinge¬ 
schränkte  Koalitionsfreiheit  besitzen.  Ausschlaggebend 
ist,  dass  der  Staat  nicht  ohne  Verletzung  der  Rechts¬ 
gleichheit  den  Landarbeitern  unter  schwerer  Strafe  ver¬ 
bieten  darf,  was  er  ihren  Arbeitgebern  frei  gestattet. 
Auch  die  Arbeitgeber  sind  daran  interessiert,  dass  die 
Landarbeiter  sich  nicht  als  Leute  II.  Klasse  fühlen. 

Auch  vom  politischen  Standpunkte  aus  ist  die  Ge¬ 
währung  der  Koalitionsfreiheit  für  die  Landarbeiter,  oder 
genauer  ausgedrückt,  die  Aufhebung  des  §  8  des  Gesetzes 
vom  24.  April  1854  und  der  ihm  nachgebildeten  gesetz¬ 
lichen  Bestimmungen  in  einigen  deutschen  Kleinstaaten 
dringend  zu  fordern.  Da  sie  der  Sozialdemokratie  Ge¬ 
legenheit  bieten,  sich  mit  einem  Schein  von  Recht  als  die 
Verteidigerin  der  Volksfreiheiten  aufzuspielen,  geben  sie 
ihr  das  zugkräftigste  Agitationsmittel  in  die  Hand,  dessen 
Wirkung  die  bisherigen  sozialdemokratischen  Erfolge  unter 
den  Landarbeitern  zu  einem  erheblichen  Teile  zuzu¬ 
schreiben  sind.  Je  eher  daher  dieser  Paragraph  und  seine 
Nachahmungen,  die  den  Landwirten  nicht  den  geringsten 
Nutzen  bringen  und  unter  den  Arbeitern  nur  Hass  er¬ 
zeugen,  verschwinden,  desto  besser  für  die  deutsche  Land¬ 
wirtschaft.  Gerade  hier  haben  unsere  Landwirte  und  ihre 
Interessenvertreter  in  den  Parlamenten  eine  günstige  Ge¬ 
legenheit,  durch  die  Mitarbeit  an  der  Beseitigung  dieser 
überlebten  und  zwecklosen  Bestimmungen  und  durch  die 
Unterstützung  der  Forderung  ihrer  Arbeiter  nach  voller 
Koalitionsfreiheit  sich  einen  kostenlosen  doppelten  Vorteil 
zu  verschaffen,  indem  sie  hierdurch  das  vielerorts  gegen 
sie  verbreitete  Misstrauen  ihrer  Arbeiter  zerstreuen  und 
gleichzeitig  ihren  politischen  Gegnern  eine  gefährliche 
Waffe  entreissen. 

Bei  der  Beantwortung  der  Frage,  ob  die  Koalitions¬ 
freiheit  und  die  Organisation  der  Landarbeiter  den  beiden 
Anforderungen  entsprechen,  die  eingangs  dieser  Arbeit  an 
jedes  zur  Lösung  der  ländlichen  Arbeiterfrage  empfohlene 
Mittel  gestellt  wurden,  muss  zwischen  den  Wirkungen  der 
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Koalitionsfreiheit  und  denen  der  Organisation  unter¬ 
schieden  werden.  Soweit  die  Koalitionsfreiheit  als  die 
blosse  rechtliche  Befugnis  der  Arbeiter  sich  zu  koalieren 
in  Betracht  kommt,  bildet  sie  kein  Hindernis  für  den  Fort¬ 
bestand  der  landwirtschaftlichen  Produktion.  Es  ist  sogar 
*  denkbar,  dass  die  durch  Verleihung  der  Koalitionsfreiheit 
bewirkte  öffentlich  rechtliche  Besserstellung  der  ländlichen 
Arbeiter  sie  wenigstens  zu  einem  kleinen  Teile  abhält, 
»  vom  Lande  abzuwandern,  und  hierdurch,  wenn  auch  nur 
^  in  geringem  Masse,  ein  weiterer  Produktionsfortschritt 
ermöglicht  wird.  Andererseits  wird  infolge  der  blossen, 
durch  die  Koalitionsfreiheit  bewirkten  Möglichkeit  einer 
Koalition  auf  die  Arbeitgeber  zugunsten  der  Arbeiter  ein 
Druck  ausgeübt,  der  geeignet  ist,  ihre  materielle  Lage 
zwar  nicht  zu  sichern,  aber  doch  günstig  zu  beeinflussen 
und  auch  ihr  persönliches  Verhältnis  zum  Arbeitgeber 
befriedigender  zu  gestalten.  Was  nun  die  Organisation 
der  Landarbeiter  anlangt,  so  ist  sie,  da  ihr  für  Deutsch¬ 
land  keine  grosse  volkswirtschaftliche  Bedeutung  beige¬ 
gemessen  werden  kann,  auch  für  unsere  Frage  belanglos. 
Falls  Organisationen  entstehen,  werden  sie  für  die  land¬ 
wirtschaftliche  Produktion  kaum  ein  ernstliches  Hindernis 
bilden.  Wenn  sie  gar  dazu  übergingen,  mit  den  Arbeit¬ 
gebern  Tarifgemeinschaften  abzuschliessen,  würde  das  für 
beide  Teile  einen  entschiedenen  Fortschritt  bedeuten. 

Alles  in  allem  aber  muss  man  doch  sagen,  dass  die 
Koalitionsfreiheit  und  die  Organisation  der  Landarbeiter 
für  Deutschland  nur  ein  untergeordnetes  Mittel  zur 
Lösung  der  Arbeiterfrage  in  der  Landwirtschaft  zu  sein 
scheinen. 


Lebenslauf. 

Ich,  Peter  Dückers,  katholischer  Religion,  wurde  geboren  d 
23.  November  1881  zu  Grefrath  bei  Crefeld  als  Sohn  des  Schenkwirt 
Wilhelm  Dückers  und  seiner  Ehefrau  Elisabeth  geb.  Mühles.  Ich  besuch 
die  Gymnasien  zu  Kempen  a  Rh.  und  Viersen  und  absolvier 
letzteres  Ostern  1904.  Nach  halbjähriger  Volöntärzeit  an  der  Tagespres 
studierte  ich  vom  W.  S.  1904  ab  an  der  Friedrich-Wilhelm-Universi 
zu  Berlin  Nationalökonomie.  Ich  hörte  die  Vorlesungen  der  Herrj 
Professoren  Sering,  Wagner,  Schmoller ,  v.  Bortkiewicz,  Jastrol 
Lass,  Simmel,  Wilbrandt;  Schiemann,  Hintze,  Lenz,  Rid 
Schmitt;  Kahl,  v.  Liszt,  v.  Martitz,  Krauel,  Preuss,  Golj 
schmitt;  Erich  Schmidt,  v.  Willamowitz-Moellendorf ;  Riefi 
Lasson,  Thiele;  Pfleiderer. 

Am  28.  Juli  1910  bestand  ich  die  mündliche  Doktorprüfung. 

Das  Thema  der  vorgedruckten  Arbeit  hat  Herr  Prof.  Sering  gestei 
Für  die  mannigfachen  Anregungen  und  die  liebenswürdige  Unterstützun 
die  er  mir  stets  gewährte,  statte  ich  ihm  auch  an  dieser  Stelle  mein 
aufrichtigen  Dank  ab. 


